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Beginn: 9.04 Uhr. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hiermit eröff-
ne die 9. Sitzung des Landtages der fünften Wahlperio-
de. Ich begrüße Sie dazu recht herzlich.  
 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen Hauses fest.  
 

Meine Damen und Herren! Zwei Mitglieder des Land-
tages haben heute Geburtstag. Herr Hardy Güssau, ich 
gratuliere Ihnen im Namen des Hohen Hauses und wün-
sche Ihnen viel Erfolg und Schaffenskraft.  
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Da Herr Güssau heute noch nicht 50 Jahre alt wird, ist er 
anwesend. Herr Detlef Radke, der heute seinen 50. Ge-
burtstag feiert, hat sich wegen der Feierlichkeiten beim 
Präsidenten entschuldigt. Auch ihm wüschen wir aus der 
Ferne alles Gute.  
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Meine Damen und Herren! Vereinbarungsgemäß begin-
nen wir unsere heutige Sitzung mit dem Tagesordnungs-
punkt 21 - Aktuelle Debatte. Danach folgen die Tages-
ordnungspunkte 9 und 4. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf: 
 
 
 

Aktuelle Debatte  
 
 
 

Es liegen zwei Beratungsgegenstände vor. Zum einen 
geht es um das Thema „Soziale Spaltung der Gesell-
schaft - Gefahren für die Zukunftsfähigkeit Sachsen-An-
halts“, zum anderen um Kindesmisshandlung und Kin-
destötung. Für jedes Thema in der Aktuellen Debatte 
sind zehn Minuten Redezeit je Fraktion vorgesehen. 
Auch die Landesregierung hat eine Redezeit von zehn 
Minuten. 
 
 

Ich rufe das erste Thema auf: 
 
 
 

Soziale Spaltung der Gesellschaft - Gefahren für die 
Zukunftsfähigkeit Sachsen-Anhalts 
 

Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS - Drs. 5/295 
 
 
 

Die Redereihenfolge ist wie folgt festgelegt: Linkspar-
tei.PDS, CDU, FDP und SPD. Zunächst hat die Antrag-
stellerin das Wort. Bitte sehr, Frau Bull. 
 
 

Frau Bull (Linkspartei.PDS): 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man könnte 
nach dem Medienecho und den Entrüstungsritualen 
glauben, das Thema und auch die Diagnose seien neu. 
Ob es aber der letzte Armuts- und Reichtumsbericht ist, 
ob es der Bericht zum Stand der deutschen Einheit ist, 
ob es die letzten Studien des DIW sind - es ist bekannt, 
und zwar seit langem. 
 

Die Zahl derjenigen, die sich abgehängt fühlen, wächst. 
Zu der bitteren Wahrheit gehört ebenso: Sie ist auch un-
ter Rot-Grün gewachsen. Sie ist im Osten höher als im 
Westen und sie wächst im Osten stärker als im Westen. 
In den neuen Ländern scheint es ein immer stärker 
männliches Phänomen zu werden. Der Abstand, meine 
Damen und Herren, zwischen Arm und Reich nimmt im-

mer weiter zu. Das mündet in eine soziale Spaltung, die 
das Fundament der Gesellschaft brüchig werden lässt.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS)  
 

Das ist eine reale Gefahr und keine Horrorvision. Ich 
würde gern vier Probleme dazu aufzeigen. 
 

Erstens. Nun hat sich bei den ersten Meldungen der Är-
ger darauf konzentriert, dass die Begrifflichkeiten nicht 
stimmen. Das ist nachvollziehbar, das will ich gern zuge-
ben. Der Begriff „Unterschicht“ ist stigmatisierend, meine 
Damen und Herren. Aber die Aufregung über die Begrif-
fe geht ein riesiges Stück am Leben vorbei.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS)  
 

Begriffe stigmatisieren sehr wohl. Aber sie können nur 
dann stigmatisieren, wenn sie mit Leben erfüllt sind. 
Oder würde sich jemand von Ihnen darüber erregen, 
dass er zur Oberschicht gezählt würde? - Wohl kaum. 
 

(Zuruf von der CDU: Doch!) 
 

Sich über den Begriff „Unterschicht“ trefflich und laut zu 
erregen, so berechtigt es auch sein mag, wenn man 
doch selbst ein Stück dazu beigetragen hat - sei es 
durch Tun oder durch Unterlassen, meine Damen und 
Herren -, das finde ich dann schon ein Stück weit zwei-
felhaften Ärger.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS)  
 

Armut ist nicht gottgewollt, geschweige denn gottge-
macht. Sie ist kein Naturgesetz, sondern sie ist von 
Menschen gemacht. Sie ist ein reales Ergebnis von Poli-
tik. In den Verhältnissen liegt das Problem, meine Da-
men und Herren, und weniger in den Begriffen.  
 

Zweitens. Wie entsteht Armut? Was ist Armut? - Ich fand 
es schon erstaunlich, wie schnell verkündet wurde, das 
alles habe gar nichts mit Geld zu tun, die Frage der fi-
nanziellen Transferleistungen sei davon nicht berührt, 
- Klammer auf - die Regelsätze stimmen - Klammer zu. 
 

Um es gleich vorwegzunehmen: Natürlich ist Armut kei-
neswegs nur eine Frage des Geldes. Einkommensarmut 
führt zum Beispiel nicht zwangsläufig zu Bildungsarmut, 
zu Armut an Gesundheit oder zu anderen Mangel-
erscheinungen.  
 

Um einen Fakt aber kommt man nicht herum: Geld hat 
nun einmal in einer marktwirtschaftlich orientierten Ge-
sellschaft den höchsten Konvertierungsgrad. Das heißt, 
der Zugang zu hochwertigen Bildungsangeboten ist 
auch eine Frage des Geldes. Der Zugang zu nachhal-
tiger gesundheitlicher Prävention ist auch eine Frage 
des Geldes.  
 

Meine Damen und Herren! Ich habe das Wort „auch“ in 
meinem Manuskript beide Male unterstrichen. Es ist 
nicht nur eine Frage des Geldes, aber auch. 
 

(Herr Borgwardt, CDU: Das stimmt!) 
 

Deshalb empfinde ich es sehr wohl als unredlich, so zu 
tun, als hätte das Einkommen von Langzeitarbeitslosen, 
das Einkommen von Alleinerziehenden, das Einkommen 
von Sozialhilfeempfängern, das Einkommen von Niedrig-
lohnempfängerinnen usw. usf. rein gar nichts mit Armut 
zu tun. Als noch unredlicher, meine Damen und Herren, 
empfinde ich es, immer mal wieder die Kürzung des 
Eckregelsatzes zu fordern und sich gleichzeitig über Ar-
mut und Unterschicht zu empören. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)  
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Ich will nur einige Splitterthemen nennen. Der Regelsatz 
ist von der Preisentwicklung abgekoppelt. Er ist an die 
Rentenentwicklung gekoppelt. Wie sich die Renten in 
den letzten Jahren entwickelt haben, wissen wir alle. Die 
Steigerungsrate ist gleich null. Die Festsetzung des Re-
gelsatzes ist ein Zirkelschluss; denn dabei orientiert man 
sich an dem Einkommen der unteren 20 %. Gerade bei 
ihnen hat sich seit Jahren einkommensmäßig nichts ge-
tan.  
 

Der besondere Bedarf von Kindern wird nicht berück-
sichtigt. Ich habe es an dieser Stelle schon einmal ge-
sagt: Die Abteilung 10 - Bildung - wird im Eckregelsatz 
gar nicht berücksichtigt.  
 

So lautet die Diagnose in den Expertisen der Wohlfahrts-
verbände: Die Regelsätze sind zu 20 % unterfinanziert. 
Deswegen ist es sehr wohl angebracht, die Forderung 
an dieser Stelle noch einmal zu wiederholen. Um eine 
Grundsicherung zu entwickeln, die diesen Namen auch 
verdient, ist der Regelsatz zu erhöhen, und zwar min-
destens um 20 % auf mindestens 420 €. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Denn Fakt ist nun einmal, meine Damen und Herren: 
Einkommensarmut ist eine zentrale, wenn auch nicht die 
einzige Ursache bei der Entstehung von vielfältigen 
Mangelerscheinungen.  
 

Zum Dritten. Armut hat mit mangelnder Bildung zu tun 
- ja. Bildung wiederum hat die höchsten Potenziale da-
für, dem Kreislauf der Armut zu entkommen - auch rich-
tig. Mangelnde individuelle Bildung ist die Ursache und 
die Folge zugleich. Deswegen, finde ich, ist Bildungspoli-
tik neben der Frage der Schaffung einer angemessenen 
Grundsicherung, die ein Mindestmaß an sozialer und 
kultureller Teilhabe für alle sichert, das Kerngeschäft von 
versorgender Sozialpolitik.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS und bei der 
SPD)  

 

Wie sieht es nun in Sachsen-Anhalt aus? - Wir haben 
mit 9 % bundesweit die höchste Schulabbrecherquote, 
und zwar mit Abstand. Nun gehört zur Wahrheit, dass 
diese Quote unter dem jetzigen Kultusminister erstaun-
lich abgebaut wurde. Wir waren ursprünglich bei 14 %. 
Sieht man aber genau hin, dann gehört auch zur Wahr-
heit, dass die Summe die Schulabbrecher und die Sum-
me der Hauptschulabsolventinnen konstant geblieben 
ist, und das auf einem sehr, sehr hohen Niveau.  
 

Nun kann man sagen, die Hauptschule ist besser als gar 
nichts - sicherlich. Meine Damen und Herren, lassen Sie 
uns dennoch ehrlich sein: Der Hauptschulabschluss 
kann getrost - im Übrigen auch nach der Definition des 
Pisa-Konsortiums - als Bildungsarmut bezeichnet wer-
den.  
 

Sachsen-Anhalt hat den niedrigsten Anteil an Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen, die in integrativen 
schulischen Angeboten lernen, also nicht in der Sonder-
schule. Dieser Anteil liegt bei 2,6 % und er liegt bundes-
weit bei sage und schreibe 12,7 %. Respektive, wir ha-
ben mit fast 8 % die höchste Sonderschulquote. Bun-
desweit lag sie im Jahr 2003 bei 4,8 %.  
 

Warum sage ich das? - Ich sage das, weil der Löwen-
anteil an Sonderschülerinnen und -schülern Schülerin-
nen und Schüler mit Lernbehinderungen sind. Schülerin-
nen und Schüler mit Lernbehinderungen sind nicht etwa 
wegen einer vermeintlichen körperlichen Schädigung be-
hindert, sondern im Wesentlichen ist die Behinderung in 

einer sozialen Benachteiligung begründet - Tendenz stei-
gend. 
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Ich will an dieser Stelle auch nicht verschweigen, dass 
man abwarten muss, was das Förderschulkonzept bringt. 
Das will ich an dieser Stelle keineswegs in Bausch und 
Bogen verdammen. Die Erfahrung sagt aber, wenn sich 
die Lernatmosphäre und die Lernbedingungen in der Re-
gelschule nicht verändern, wird es keine erfolgreiche, 
keine ernst zu nehmende erfolgreiche schulische Inte-
gration geben.  
 

Wir haben, meine Damen und Herren, in Sachen Bil-
dungsarmut in Sachsen-Anhalt richtig was zu tun. Aus 
unserer Sicht sind es drei zentrale Fragen des Risiko-
managements:  
 

Wollen wir die Kindertagesstätte als Lernherausforde-
rung gestalten oder lassen wir bereits dort die Selektion 
nach sozialer Herkunft zu? Wollen wir ein Lernumfeld, 
welches mit der Vielfalt hinsichtlich der Leistungen und 
Kompetenzen nicht nur umgehen kann, sondern sie 
auch nutzen kann? Oder wollen wir ein gegliedertes, dif-
ferenzierendes Schulsystem, welches zumindest große 
Potenziale - ich sage es sehr vorsichtig - hat, Schülerin-
nen und Schüler unter den gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Bedingungen zu stigmatisieren?  
 

An dieser Stelle wird es sehr spannend sein, welche Er-
gebnisse der Bildungskonvent hervorbringen wird bzw. 
welche man ihn hervorbringen lässt.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS - Herr Borg-
wardt, CDU: Leute!) 

 

Mein viertes und letztes Problem berührt den Zusam-
menhang zwischen Demokratie und Armut. Zu Recht hat 
sich Professor Böhmer bei seiner Rede am 3. Oktober in 
Halle zum Tag der Deutschen Einheit mit Blick auf die 
Gefahren des Rechtsextremismus bei denen bedankt, 
die sich dem anstrengenden Diskurs über schwierige 
Problemlagen stellen, die den Weg der steinigen demo-
kratischen Auseinandersetzungen verfolgen und die auf 
Heilsversprechungen verzichten.  
 

Das sage ich an dieser Stelle ganz bewusst. Genau das, 
meine Damen und Herren, ist Demokratie. Sie erschöpft 
sich nicht in der Gewissheit darüber, dass Mehrheiten 
den politischen Weg bestimmen und dass alles, was 
nicht passt oder als nicht vorstellbar erscheint, als Popu-
lismus abqualifiziert wird. So erspart man sich nämlich 
den rationalen Diskurs. Nein, meine Damen und Herren, 
das sind reichlich schlichte Vorstellungen von demokra-
tischen Spannungsfeldern.  
 

Die Bekämpfung von Armut gehört zu den Geschäfts-
grundlagen der Demokratie.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Die Bekämpfung vor Armut in all ihren unterschiedlichen 
Wechselwirkungen ist vor allem, aber eben nicht nur ei-
ne moralische und ethische Frage. In einer Gesellschaft, 
in der einem beachtlichen Teil der Menschen der Zu-
gang zu sozialen oder kulturellen Ressourcen verwehrt 
bleibt, meine Damen und Herren, ist kein Platz für ein 
geistig und mental libertäres Klima, für Toleranz, für Mit-
menschlichkeit, für differenzierte Meinungen, für einen 
aufgeklärten Diskurs. Eine Gesellschaft mit zunehmen-
der Polarisation und wachsendem sozialen Sprengstoff 
ist der ideale Nährboden für autoritäre und fundamenta-
listische Wünsche und Gedankenspiele.  
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Meine Damen und Herren! Es ist eine verflucht hohe An-
forderung an die Politik, die Menschen, die in diesen 
Konfliktlagen leben, die sich abgehängt fühlen, anzu-
sprechen. Ich will auch sagen, dass es eine Herausfor-
derung für alle demokratischen Parteien ist; denn das 
Gegenteil von rechtsextrem, meine Damen und Herren, 
ist nicht links, sondern ist immer noch Demokratie.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Für die Politik in Sachsen-Anhalt gilt deshalb, dass nicht 
nur die Schuldenentlastung über die Frage der Zukunfts-
fähigkeit des Landes Sachsen-Anhalt entscheidet. Eine 
schärfer werdende soziale Spaltung kostet uns künftig 
nicht nur das, was wir jetzt nicht investieren, sondern es 
kostet uns unter Umständen das demokratische, das so-
ziale Fundament.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Frau Bull. - Für die Landesregierung hat 
jetzt Minister Dr. Haseloff um das Wort gebeten. Bitte 
sehr.  
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ver-
ehrte Abgeordnete! Dieses Thema ist zu wichtig, als 
dass man es emotional behandeln darf.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Trotzdem seien mir ganz am Anfang einige vielleicht 
auch persönliche Anmerkungen gestattet. Was eine 
Spaltung der Gesellschaft bedeutet, das wissen wir vor 
allem im Osten. Wir haben es bis 1989 erlebt.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP - Mi-
nister Herr Dr. Daehre: Richtig!) 

 

Dort hatten wir eine herrschende Klasse und eine be-
herrschte Klasse.  
 

(Herr Heft, Linkspartei.PDS: Die haben wir heute 
auch!) 

 

Die beherrschte Klasse bzw. die beherrschten Schichten 
waren in einer größeren Zahl vorhanden. Wenn wir uns 
heute die Statistik ansehen, über die wir ernsthaft disku-
tieren sollten, müssen wir uns fragen, warum in dem 
Modell „Bundesrepublik Deutschland alt“ 4 % der Bevöl-
kerung - das sind zu viel - im so genannten Prekariat 
vorgefunden werden und bei uns 20 %. Ich glaube, das 
hat mit dieser Vergangenheit, aus der wir gekommen 
sind, zu tun.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Ich will keine Schuldendebatte führen, aber weil wir als 
DDR die Schulden nicht in den Griff bekommen haben,  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Nein!) 
 

haben wir uns auflösen müssen. Wissen wir das eigent-
lich noch?  
 

Wenn wir über die Zukunftsfähigkeit reden, sollten wir 
auch darüber nachdenken, dass das, was wir als Sozial-
staat realisieren können, auch immer eine materielle 
bzw. finanzielle Basis benötigt, für die wir uns gemein-
sam durch eine gute Wirtschaftpolitik einsetzen müssen. 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Die 20 %, die sich - vor allen Dingen im Osten - aus der 
Gesellschaft ausgegrenzt fühlen, sind unser Thema für 

die Zukunft. Wenn wir dieses Thema nicht vernünftig lö-
sen und nicht mit diesen Menschen eine Zukunft zu ge-
stalten versuchen, dann - darin gebe ich Ihnen Recht - 
haben wir unsere Aufgaben nicht erfüllt, haben wir unse-
re Hausaufgaben nicht gemacht. Deswegen müssen wir 
alle Kräfte daran setzen, dass wir diese aus vielen Alt-
lasten entstandene Situation für das Land Sachsen-An-
halt zum Positiven wenden.  
 

Ein Thema dabei ist, dass wir uns anschauen müssen, 
wie die realen Verhältnisse hinter solchen nackten Sta-
tistiken aussehen. Ich weiß aus eigener Erfahrung, dass 
wir Anfang der 90er-Jahre mit einem Arbeitsplatzdefizit, 
das heißt mit ausgegrenzten Menschen, von 50 % der 
im Erwerbsleben Tätigen begonnen haben. Der Grund 
war die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit der Arbeits-
plätze, die sie bis dahin innehatten.  
 

Es war eine dramatische Situation, dass 50 % der Er-
werbstätigen nicht in originärer Arbeit waren und dass 
wir uns von dieser Basis, von diesem Sockel, von dieser 
schier nicht zu bewältigenden Größe auf eine Situation 
hinarbeiten mussten, die sicherlich nicht befriedigend ist, 
die aber zumindest zurzeit bedeutet, dass wir eine Ar-
beitslosenquote von 17,5 % haben. Diese ist immer 
noch viel zu hoch. Aber wir haben etwas bewegt. 
 

Wer sich die vergangenen Armutsberichte der Landes-
regierung ansieht - der erste ist im Jahr 1999 veröffent-
lich worden -, der weiß, dass damals ähnliche Situatio-
nen vorzufinden waren, wie wir sie in der von der Fried-
rich-Ebert-Stiftung initiierten Studie auch vorfinden. An 
dieser Stelle hat sich im Wesentlichen nichts geändert, 
sondern es hat sich über die Jahre hinweg in der Statis-
tik eine klare Nachweisführung der Ist-Situation ergeben. 
Diese ist zum Teil durchaus positiv, aber in wesentlichen 
Teilen - der Langzeitarbeitslosigkeit, der Doppelarbeits-
losigkeit, die verblieben ist - für uns nach wie vor pro-
blematisch.  
 

Die Zusammenführung der Zahlen der Sozialhilfe und 
der Arbeitslosenhilfe für Sachsen-Anhalt hat in der Ad-
dierung keine zusätzlichen Leistungsempfänger zutage 
gefördert. Das heißt, hier hat Hartz IV - das muss man 
zur Ehrenrettung dieses Systems sagen - schlicht und 
einfach mathematisch für Klarheit gesorgt. Hartz IV hat 
dafür gesorgt, dass in der gesamtgesellschaftlichen 
Wahrnehmung das Thema Langzeitarbeitslosigkeit in ei-
ner anderen Weise als bisher ernst genommen wurde.  
 

Der nächste Punkt, der mir an dieser Stelle wichtig er-
scheint, ist folgender: Wenn wir uns anschauen, welche 
Personen sich in dieser Gesellschaft ausgegrenzt fühlen 
- auch in unserem Land -: Das sind diejenigen, die auch 
in den alten Ländern vorzufinden sind, es sind Personen 
mit schlechter Qualifizierung bzw. mit einer schlechten 
Ausbildung. Diesbezüglich ist sicherlich auch der Staat 
gefordert, aber auch das jeweilige Individuum.  
 

Diese Menschengruppe ist gekennzeichnet durch beson-
dere Schicksalsschläge, durch in ihrer Berufsbiografie 
und ihrer Lebensbiografie aneinander gereihte Schwie-
rigkeiten, die für sie nicht auflösbar waren. Dadurch, 
dass familiäre Zusammenhänge fehlen bzw. oftmals ein 
isoliertes Dasein geführt wird, ist hier keine persönliche 
Lösung absehbar gewesen. Es sind Menschen, die 
schlicht und einfach das Gefühl haben, dass sie keine 
Perspektive, keine Zukunft haben.  
 

Das ist genau der Punkt, wie wir uns, die letztlich nicht 
zu diesem Personenkreis gehören und es besser getrof-
fen haben, letztlich zu positionieren haben. Ich denke, 
diese Verantwortung, die in diesem Zusammenhang 
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auch die Landespolitik aufzugreifen hat, wird wahrge-
nommen. Ich kann Ihnen sagen, dass wir uns in allen Ar-
tikulationen, in allen Überlegungen Gedanken darüber 
machen, wie wir diesem Personenkreis eine konkrete 
Chance einräumen können. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Das heißt konkret, dass wir für Wirtschaftswachstum 
sorgen müssen, dass wir für eine Ordnungspolitik sor-
gen müssen, die Wettbewerb zulässt, damit sich die 
Wirtschaft entwickeln kann. Wir merken an dieser Stelle, 
welches hohe Gut jeder Arbeitsplatz darstellt und dass 
es sich lohnt, um jeden Arbeitsplatz und um jede Investi-
tion zu kämpfen.  
 

Es ist wichtiger, dass wir erst einmal Arbeit anbieten, als 
dass wir darüber nachdenken, welche Arbeit derzeit op-
portun ist, ob es der Niedriglohnbereich, der mittlere Be-
reich oder der besser qualifizierte und bezahlte Bereich 
ist. Wir müssen darüber nachdenken, dass Arbeit in je-
dem Fall dazu führt, dass sich der Status verbessert und 
dass sich die Einkommenssituation der Betroffenen ins-
gesamt verbessert und damit eine Schiene in Gang ge-
setzt wird, die wiederum zur Integration ins Arbeitsleben 
und in das gesellschaftliche Leben führt.  
 

Deshalb haben wir in der Koalitionsvereinbarung einen 
guten Maßnahmenmix vereinbart, der versucht, an all 
diesen Stellschrauben Bewegung hineinzubekommen. 
Das Entscheidende ist aber, dass sich alles daran fest-
macht, dass wir Wachstum und Beschäftigung im Land 
verbessern. Daran richten sich alle Punkte aus, die wir 
im Koalitionsvertrag vereinbart haben. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Bull?  
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit: 
 

Ich würde darum bitten, dass ich diese zum Schluss be-
antworten darf. - Die nächste Seite, die wir ebenfalls in 
den Blick nehmen müssen, ist, wie sich das für uns zah-
lenmäßig darstellt. Die große Sorge, die wir gemeinsam 
haben, besteht darin, dass 17,4 % aller Einwohner in der 
Altersgruppe zwischen 15 und 64 Jahren dem Hartz-IV-
Regelkreis zuzuordnen sind. Von diesen 17,4 % sind nur 
50 % originär arbeitslos.  
 

Das ist eine Botschaft, die man erst einmal interpretieren 
muss. Das ist kein Statistikeffekt; denn die Hartz-IV-Sta-
tistik ist eine ganz knallharte Analyse der gesellschaft-
lichen Realität. Dass 50 % der Menschen in Hartz IV ar-
beitslos sind und die anderen trotzdem im Regelkreis 
stecken, ist nicht nur eine Frage der Ein-Euro-Jobs, in 
denen sich diese Personen vielleicht befinden könnten, 
sondern vor allen Dingen der generellen Einkommens-
höhe. Wir stellen fest, dass 25 % in der Größenordnung 
der Grundsicherung für eine Bedarfsgemeinschaft lie-
gen, das heißt in dieser Größenordnung auch Einkünfte 
beziehen und damit jeden Tag arbeiten gehen, ohne 
dass sie sich deutlich vom Einkommen einer Bedarfs-
gemeinschaft mit mehreren Personen abheben.  
 

Oftmals spielt auch die Motivationsfrage eine Rolle, in-
wieweit ein Anreiz vorhanden ist, Arbeit aufzunehmen, 
wenn man doch letztlich in diesem Leistungssystem, das 
nach wie vor zu den komfortabelsten in Europa gehört, 
aufgefangen wird. Die Konsequenz für diejenigen, die im 
Aufstockerbereich liegen, die also zusätzliche Leistun-
gen benötigen, obwohl sie arbeiten gehen, besteht darin, 

dass es sich hierbei um Personen handelt, die deswe-
gen arbeiten gehen, weil sie für ihre Familie eine Pers-
pektive wollen und weil sie über mehrere Kinder ver-
fügen. Das ist auch der Hauptgrund, warum 31 % aller 
Kinder in Sachsen-Anhalt bis zum Alter von 14 Jahren in 
Hartz-IV-Bedarfsgemeinschaften leben.  
 

Sie finden demzufolge einen Rahmen vor, der sich für 
ihre persönliche Planung und ihre persönliche Entwick-
lung als Jugendliche, als junge Erwachsene durchaus 
erschwerend auswirken kann. Wir wissen auch aus den 
Armutsberichten der Landesregierung seit Ende der 
90er-Jahre, dass es konkret diese Personen besonders 
schwer haben, sich in das normale Berufsleben einzu-
fügen. Das ist deshalb der Fall, weil Vorbilder, die man 
als junger Mensch einfach braucht, nicht in der eigenen 
Familie vorzufinden sind. 
 

Es besteht eine Ambivalenz zwischen faktischer Armut 
- immer relativ gesehen im deutschen System, nicht im 
internationalen Vergleich - und der Leistungsbezugs-
möglichkeit, die trotzdem eine Grundsicherung ermög-
licht. Diese Grundsicherung sorgt trotzdem nicht ausrei-
chend dafür, wenn wir es über Schulen, über Sozialein-
richtungen und über entsprechende Ganztagsangebote 
schaffen, dass diese jungen Menschen aus ihrem per-
sönlichen Umfeld herausgenommen werden und mit ei-
ner Chance versehen werden, was in diesen Bedarfs-
gemeinschaften oftmals nicht möglich ist.  
 

Wir haben also die Aufgabe, an diesen Punkten intensiv 
weiterzuarbeiten. Wir wissen, dass auch die Schule eine 
Aufgabe zu erfüllen hat. Wir haben das Thema gemein-
sam mit dem Kultusministerium und mit dem Sozialmi-
nisterium mit dem Ziel einer Senkung der Schulabbre-
cherquoten aufgegriffen. Wir hatten zusammen mit dem 
Wirtschaftsministerium und dem Kultusministerium das 
Thema der Ausbildungsabbrecher aufgegriffen. Das al-
les sind Punkte, die schlicht und einfach zur Problemlö-
sung notwendig sind, damit wir jungen Menschen eine 
Chance - auch langfristig - einräumen. Der wesentliche 
Problemlösungsansatz - das kann ich an dieser Stelle 
sagen und das belegen auch Untersuchungen - liegt 
nicht im Bereich von Schule, von Jugendklubs und Sozi-
aleinrichtungen, sondern im persönlichen Umfeld, in der 
Familie. 
 

Wenn wir nicht eine ganz klare Familienförderung in den 
Vordergrund aller unserer politischen Überlegungen stel-
len und wenn wir nicht auch bis ins Steuerrecht hinein, 
auch in Erfüllung der Grundsatzurteile des Bundesver-
fassungsgerichts, an diesen Stellen klare Differenzierun-
gen - nicht Privilegierungen - vornehmen im Sinne einer 
Gleichstellung von Familien mit Kindern gegenüber den-
jenigen, die ihren persönlichen Lebensentwurf zwar an-
ders gewählt haben, die aber an der Reproduktion und 
an der Zukunftsfähigkeit der Gesamtgesellschaft nicht in 
dem gleichen Maße teilnehmen wie Familien, dann ha-
ben wir unsere politischen Hausaufgaben an dieser Stel-
le nicht erfüllt. Deswegen müssen wir an dieser Stelle 
noch einmal nachlegen. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der SPD) 
 

Eine letzte Bemerkung an dieser Stelle - das Thema ist 
so vielfältig und mit so vielen Fassetten versehen, dass 
man sich einen ganzen Tag lang darüber unterhalten 
könnte; das sollte man vielleicht auch -: Wenn wir dar-
über nachdenken, wie sich die Perspektive Sachsen-An-
halts vor dem Hintergrund dieser Gesamtthematik ab-
spielt, dann müssen wir natürlich auch sagen, wie sich 
die demografische Komponente hierbei auswirkt.  
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Wir wissen, dass sich der Arbeitsmarkt, dass sich die 
Gesamtsituation bei der Integration von Problemgruppen 
in die Gesellschaft zumindest zahlenmäßig erleichtern 
könnte, wenn wir die demografische Entwicklung bis 
zum Jahr 2020 extrapolieren. Wir wissen aber, dass sich 
der Status, die Situation der Personengruppen, die kon-
kret in diesen 20 % prekärer Lebensverhältnisse identifi-
ziert sind, nicht verändern kann, wenn wir nicht jetzt 
schon dafür sorgen, dass die zahlenmäßig vielleicht frei 
werdenden Arbeitsplätze und Integrationsmöglichkeiten 
für sie persönlich auch infrage kommen. Deswegen müs-
sen wir, so denke ich, in unseren Haushaltsdiskussionen 
auch darüber nachdenken, was wir mit den Personen 
der Altersgruppe zwischen 20 und 30 Jahren machen. 
Es ist eben nicht bloß über das Schulsystem und über 
die Erstausbildungssysteme einfangbar.  
 

Wenn Sie sich die verhärtete Langzeitarbeitslosigkeit der 
Personen in der Altersgruppe bis 30 Jahre ansehen, 
dann wissen Sie, dass wir, wenn wir nicht eine Rückbin-
dung auf die entsprechenden gesellschaftlichen Struktu-
ren hinbekommen, diese Personengruppen für die nächs-
ten 30 Jahre außen vor lassen und dieses so genannte 
prekäre Personenpotenzial schlicht und einfach zu ei-
nem Dauerbrenner in einem Sozialstaat wird. Das ist 
nicht nur zwischenmenschlich fatal, das ist nicht nur 
haushaltspolitisch nicht tragbar, sondern das ist auch ei-
ne Aufgabe unserer sozialstaatlichen Prinzipien, die wir 
nicht zulassen dürfen. 
 

Weil es im Osten aufgrund unserer Historie diese 
schwierige Situation gibt, müssen wir auch in der ge-
samtdeutschen Diskussion neben der allgemeinen Dis-
kussionslage vor allen Dingen auf die Spezifika hinwei-
sen - aber nicht im Sinne von larmoyanten Forderungen, 
sondern im Sinne von fachlichen und wissenschaftlichen 
Analysen - und deutlich machen, dass wir an dieser Stel-
le den Einigungsprozess in Deutschland schlicht und 
einfach noch zu vollenden haben. Diesbezüglich - darin 
gebe ich Ihnen Recht, Frau Bull - haben wir alle gemein-
sam durchaus eine Solidarleistung zu erbringen im Sin-
ne der öffentlichen Wahrnehmung.  
 

Diese wendet sich aufgrund dessen, dass wir manchmal 
die falschen Themen setzen, von uns ab. Stattdessen 
reduzieren wir dies auf eine Diskussion zwischen Neh-
mer- und Geberländern, ohne darauf zu achten, was für 
eine einmalige historische Situation zu bewältigen ist, 
die mindestens noch bis zum Jahr 2030 anhalten wird.  
 

Deswegen müssen wir auch moderat überlegen, welche 
Außenwirkung wir als demokratisches Gefüge, als Bun-
desland Sachsen-Anhalt und als ostdeutsche Bundes-
länder in diesem gesamtdeutschen Spiel abgeben, damit 
wir als seriöse Partner wahrgenommen werden, aber 
auch in dem Sinne, dass wir unsere Hausaufgaben in 
den anderen Bereichen machen und den Bogen nicht 
überspannen, nämlich Haushaltskonsolidierung und Aus-
gabenbegrenzung in den Bereichen, in denen wir uns 
mehr genehmigen als andere, die uns das Geld zur Ver-
fügung stellen.  
 

Demzufolge gibt es zum Konsolidierungsansatz dieser 
Landesregierung, zu dem, was wir uns bis zum Jahr 
2011 vorgenommen haben, keine Alternative. Ansonsten 
werden wir die sozialen Ansprüche, die wir uns gemein-
sam auferlegt haben, nicht erfüllen können. - Herzlichen 
Dank. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Minister, es gibt Nachfragen. - Zunächst Frau Bull 
und dann Herr Gallert. 
 
 

Frau Bull (Linkspartei.PDS): 
 

Herr Minister, zu dem ersten Teil Ihrer Gedanken will ich 
Ihnen gern sagen, dass ich darin sehr viel Nachdenk-
liches vorgefunden habe. Ich finde sehr wohl, dass wir 
auch ein entsprechendes politisches Erbe haben. Das 
wird deutlich, wenn man sich die Charakteristik der bei-
den „problematischen“ Gruppen in der besagten Studie 
ansieht. Allerdings teile ich auch nicht jede Schlussfolge-
rung, die Sie gezogen haben. Das scheint mir dann doch 
etwas einfach zu sein. 
 

Ich habe aber auch eine grundsätzliche Frage. Sie ha-
ben darauf reflektiert und gesagt, dem Problem könne 
man beikommen; dazu müsse Wirtschaftswachstum mit 
Beschäftigungszuwachs her. Dahinter steckt die Philo-
sophie: Wir müssen die Starken stärken, dann geht es 
auch den Schwachen besser.  
 

Nun mag das eine Philosophie sein, die in den 60er- und 
70er-Jahren funktioniert hat, aus dem einfachen Grund, 
weil zu diesem Zeitpunkt Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigungszuwachs aneinander gekoppelt waren und 
damit Wirtschaftswachstum über die Arbeit quasi auto-
matisch zu sozialer Sicherheit geführt hat. 
 

Nun geht man aber in vielen Prognosen dahin zu sagen, 
das Arbeitsvolumen werde in einer Wissensgesellschaft 
so weit zurückgefahren werden, dass eben dieser Auto-
matismus, Wirtschaftswachstum führe automatisch zu 
sozialer Sicherheit, nicht mehr funktioniere. Das heißt, 
es machen sich sehr viele im politischen und im wissen-
schaftlichen Raum darüber Gedanken, auf welche neue 
Basis soziale Sicherheit denn eigentlich gestellt werden 
muss. Ergo kann es nicht mehr so einfach reichen zu 
sagen, wir müssen das Wirtschaftswachstum stärken, 
dann wird es Beschäftigungszuwachs geben und dann 
wird es auch soziale Sicherheit geben. 
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit: 
 

Frau Bull, zwischen Wirtschaftswachstum und Beschäf-
tigungsaufwuchs gibt es nach wie vor einen eindeutigen 
Zusammenhang. Der ist nicht mehr so linear wie in den 
50er- oder 60er-Jahren, aber er existiert. 
 

Wir haben zurzeit ein gutes Wirtschaftswachstum. Sie 
wissen, dass das verarbeitende Gewerbe in den ver-
gangenen Quartalen um mehr als 10 % gewachsen ist. 
Wir haben - wie auch heute in der „Volksstimme“ nach-
lesbar - erstmalig seit 16 Jahren einen leichten - aber 
immerhin! - Beschäftigungsaufwuchs bei den sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen. Dem-
zufolge merken wir, dass es dabei einen Zusammen-
hang gibt. 
 

(Herr Krause, Linkspartei.PDS: Ein-Euro-Jobs! 
- Herr Kurze, CDU: Ach, so ein Quatsch! - Zuruf 
von Herrn Borgwardt, CDU) 

 

- Ein-Euro-Jobs sind nicht sozialversicherungspflichtig, 
Herr Abgeordneter, sondern die entsprechenden Perso-
nen sind nach wie vor als Hartz-IV-Empfänger ganz nor-
mal in der Statistik. 
 

(Herr Borgwardt, CDU: So ist das!) 
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Die andere Sache, die Sie ansprachen, geht in Richtung 
der Alternativen, die trotzdem noch notwendig sind. Für 
Ostdeutschland gilt im Unterschied zu Westdeutschland 
Folgendes: Die 4 %, die in den alten Bundesländern in 
dem so genannten Prekariat vorgefunden werden, sind 
zu großen Teilen Personen, von denen Arbeitsmarktler 
sagen, sie seien so gut wie nicht mehr in den Arbeits-
markt zu integrieren. Von unseren 20 %, so sagen unse-
re Arbeitsmarktler ganz klar - ich habe dabei meinen ei-
genen Erfahrungshorizont -, seien mindestens 75 % bis 
80 % bei einem vernünftigen Jobangebot auf jeden Fall 
integrierbar. Es ist also bei uns nicht so sehr ein Pro-
blem der Qualifikation - obwohl die Langzeitarbeitslosig-
keit sicherlich zur Dequalifizierung führt; da muss qualifi-
zierungsmäßig immer wieder nachgelegt werden. Letzt-
lich sind diese Personen aber integrationsfähig. Also 
müssen wir dafür sorgen, dass Jobs herankommen, und 
zwar Jobs in allen Bereichen.  
 

Es ist ein hohes Gut an sich, jede Arbeit, die verfügbar 
ist, für den Markt zugänglich zu machen und in den 
Markt zu implementieren, auch wenn es darum geht, 
gegebenenfalls niedriger bezahlte Jobs durch den Staat 
entsprechend aufzustocken. Das ist immer noch besser, 
als den Menschen gar keine Alternative zu bieten. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Wenn Sie sich die Sozialstruktur dieser Arbeitslosen an-
sehen, dann werden Sie nicht nur die klassischen Fach-
arbeiter bzw. diejenigen ohne Berufsabschluss vorfin-
den, sondern inzwischen auch Akademiker, wie sie auch 
in den alten Bundesländern teilweise vorzufinden sind. 
Das heißt, wir haben einen Output aus Universitäten und 
Hochschulen, der in bestimmten Bereichen nicht mit der 
Marktaufnahmefähigkeit und der Nachfrage in der Wirt-
schaft korrespondiert. Das ist auch eine Frage der Stu-
dienberatung und der persönlichen Entscheidung, in 
welche Segmente man sich hineinbewegt, wenn man 
studiert. Letztlich kann es jeden treffen. 
 

Sie finden, wenn Sie einmal in Sachsen-Anhalt in eine 
Kleiderbörse gehen, dort nicht so vorrangig Hartz-IV-
Empfänger, sondern bis hin zu Akademikern Personen, 
die drei oder vier Kinder haben, möglicherweise zurzeit 
nicht arbeiten, weil sie in der Kinderbetreuung sind, bei 
denen der Ehepartner oder der Partner zwar arbeitet, 
aber insgesamt das Familieneinkommen durch andere 
Hilfsmöglichkeiten, unter anderem durch eine Kleider-
spende bzw. durch die Kleiderbörse, aufgebessert wer-
den muss.  
 

Wir müssen auch daran denken, dass die eigentlichen 
Problemfälle Alleinerziehende oder Familien mit mehre-
ren Kindern sind, die in bestimmten Grenzbereichen 
schlicht und einfach außen vor sind. Darauf sollten wir 
uns, so denke ich, konzentrieren. Das ist nicht nur eine 
Frage des Geldes, sondern das ist eine Frage der Jus-
tierung in diesem System, dass diejenigen, die mehr zur 
gesellschaftlichen Fortentwicklung beitragen, auch hono-
riert bekommen müssen, was sie an persönlicher Leis-
tung einbringen. 
 

Ich hoffe, dass ich jetzt alle Stichworte aufgegriffen ha-
be. Das Thema Bürgerarbeit haben wir schon im Sinne 
einer weiteren Alternative hier besprochen. Das möchte 
ich nicht noch einmal aufgreifen.  
 

Sie wissen, dass wir uns trotzdem darüber hinaus über 
alles das, was in der Wirtschaft nicht stattfinden kann 
und sozusagen nur über Sozialleistungen auffangbar ist, 
sehr intensiv Gedanken machen und dass wir Vorreiter 

sind beim Testen. Mit den Erfahrungen, die wir bisher 
gemacht haben, können wir auch die bundespolitische 
Diskussion befruchten, denke ich. 
 

Ich denke, dass wir an dieser Stelle zumindest alles 
Menschenmögliche getan haben. Wenn Sie sich die 
Strukturierung des operationellen Programms bis 2013 
ansehen, dann sehen Sie, dass wir genau diesen The-
menfeldern dort deutlich Rechnung getragen haben. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Gallert stellt die letzte Frage. Dann müssten wir die 
Debatte fortsetzen. 
 
 

Herr Gallert (Linkspartei.PDS): 
 

Ich wollte nur einmal darauf hinweisen, dass der Aus-
gangspunkt dieser Diskussion die Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung war, die für den Osten nicht nur von 20 % 
Prekariat spricht, sondern auch von 20 % als so genann-
te gefährdete Arbeitnehmermitte, die sich natürlich in 
derselben sozialen Situation befindet. Von diesen Perso-
nen sprachen Sie übrigens gerade. Das heißt, wir reden 
eigentlich über 40 % der ostdeutschen Bevölkerung.  
 

Ich habe an Sie direkt eine Frage. Sie sagten in Bezug 
auf die Kinder insbesondere derjenigen, die in prekären 
Lebensverhältnissen leben, dass wir, um sie aus ihrem 
Umfeld herauszuholen - das empfinde ich als eine 
schlechte Formulierung; ich würde eher sagen, um die 
Familien zu unterstützen -, mehr Ganztagsschulen brau-
chen. Ich frage Sie: Warum reden Sie nicht von Ganz-
tagskindergärten gerade für diese Gruppe?  
 

(Ah! bei der CDU) 
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Ich könnte Ihnen eine Liste mit Wünschen aufschreiben, 
bei deren Umsetzung wir das Paradies auf Erden bekä-
men. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Das Problem ist nur, die Abwicklung eines Paradieses 
habe ich hinter mir. Eines hat mir gereicht. Der Ansatz, 
den ich bereit bin mitzutragen, besteht darin, dass wir al-
les Menschenmögliche unter Akzeptanz der Möglichkei-
ten, die uns unsere Einnahmeseite gibt, tun. 
 

Ich meine, es lastet auch ein moralischer Druck auf uns, 
die wir hier alle sitzen. Das gilt sowohl für uns hier vorn 
als auch für Sie. Wir nehmen jeden Monat 93 % an Ge-
haltshöhe gern entgegen, teilweise sogar 100 %, obwohl 
diejenigen, die uns ernähren, die uns alimentieren und 
teilweise in diesem Prekariat der 20 % mit unsicheren 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse stecken, im Durch-
schnitt in Sachsen-Anhalt gegenüber den westdeut-
schen Durchschnittswerten 72 % verdienen. Haben wir 
uns darüber einmal Gedanken gemacht, dass wir dieses 
Wechselverhältnis einmal ausgleichen? 
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Wenn wir jetzt 
darüber reden!) 

 

Haben wir daran gedacht, wenn es darum geht, dass die 
Arbeitnehmervertreter uns auf 100 % hochpushen, dass 
die meisten Erhöhungen bei Einzelposten des Haushalts 
im Personalhaushalt und in der Bezahlung dieses Per-
sonals vorgenommen werden und nicht so sehr bei Pro-
jekten, die wir zur Integration von besonders betroffenen 
Menschengruppen auflegen sollen?  
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Diese Diskussion wird zumindest halbherzig geführt, weil 
sie immer an der Stelle aufhört, an der einfach auf ande-
re gezeigt wird, die dieses Problem letztlich zu lösen ha-
ben. 
 

An dieser Stelle muss man ein größeres Diskussionsfeld 
aufmachen, das auch die Justierung unserer Gesamt-
situation aufnimmt. Es muss darauf hingewiesen wer-
den, dass wir eine Eigendeckungsquote im Haushalt von 
rund 45 % haben und dass wir diese 45 % Eigenein-
nahmen zu 90 % nur für den öffentlichen Dienst brau-
chen.  
 

Alles das gehört letztlich in diese Diskussion mit hinein. 
Deswegen ist der Konsolidierungsansatz notwendig. 
Deswegen können wir nicht jeden sozialen Wunsch er-
füllen, so gern ich das menschlich, Herr Gallert, machen 
würde. Sie würden das sicherlich auch gern tun. Aber 
wir sind nicht nur als Menschen da, sondern sind in un-
serer Funktion auch für die Gesamtgesellschaft verant-
wortlich. Ich denke, deswegen sollten wir uns auf das 
Menschenmögliche und auf das Realistische reduzieren. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Minister. - Für die CDU-Fraktion wird jetzt 
der Abgeordnete Herr Scharf sprechen. Zuvor haben wir 
die Freude, Schülerinnen und Schüler des Bismarck-
Gymnasiums in Genthin zu begrüßen. Seien Sie herzlich 
willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Herr Scharf (CDU): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der soziologische Befund ist, wie er ist. Er ist ein-
deutig. Die sozialen Unterschiede nehmen in Deutsch-
land zu. Das betrifft insbesondere die Verteilung des ma-
teriellen Wohlstands.  
 

Ich werde in meinen kurzen Ausführungen bewusst nicht 
von einer entstehenden oder von einer bereits existie-
renden Unterschicht sprechen. Die Begriffsbildungen 
- wenn wir schon soziologisch argumentieren - müssen 
stimmen. Ich denke, hierbei hat man sich vergriffen und 
damit auch viel Verwirrung gestiftet. 
 

Schichten sind soziale Gruppe, die jeweils eine gewisse 
Anzahl von Merkmalen gemeinsam haben. Gemeinhin 
zählt man dazu den Bildungsstand, den normativen Hin-
tergrund, den Lebensstandard oder die soziale Organi-
sationsform. Es sind nicht einfach nur die materiellen 
Verhältnisse, die es zu beurteilen gilt.  
 

(Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS) 
 

Entscheidend für die Stellung und für die Entwicklung 
eines Menschen in der Gesellschaft sind individuelle 
Faktoren. Dabei spielen zum Beispiel der Wohnort, die 
Herkunft und das soziale Umfeld eine große Rolle. Aber 
auch die gesamte individuelle Persönlichkeit spielt eine 
entscheidende Rolle für den Weg, den ein Mensch in 
seinem Leben gehen kann. Eine soziale Ungleichheit 
definiert nicht automatisch, welchen Lebensweg eine 
Persönlichkeit letztlich finden wird. 
 

Meine Damen und Herren! Wir als Volksvertreter sind 
natürlich in gewissen Grenzen mit dafür verantwortlich, 
die entscheidenden Bestimmungsfaktoren so zu ent-
wickeln, dass sich die Menschen tatsächlich gut ent-
wickeln können.  

Deshalb werden wir als CDU immer wieder den nach 
unserer Auffassung wichtigen Schlüsselbegriff der Teil-
habegerechtigkeit, der gerechten Teilhabe an den Insti-
tutionen unserer Gesellschaft in die Diskussion einfüh-
ren. Derjenige, dem wir es ermöglichen, an allen Lebens-
formen in unserer Gesellschaft teilzuhaben, hat auch die 
größte Möglichkeit, sich zu entwickeln, meine Damen 
und Herren. Deshalb ist Teilhabegerechtigkeit herzustel-
len. Das ist eine der wichtigsten Aufgaben, der wir uns 
politisch stellen. 
 

Eine Grundüberzeugung besteht darin, dass diese Teil-
habegerechtigkeit in stärkerem Maße als eine bloße Ver-
teilungsgerechtigkeit eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe ist. Das setzt voraus, dass sich jedes Individuum 
entsprechend den eigenen Möglichkeiten auf Leistung 
und Solidarität als Grundwerte der Gesellschaft ver-
pflichtet weiß und auch danach handelt. 
 

Natürlich, meine Damen und Herren, kennt jeder von uns 
aus dem persönlichen Umfeld die erschütternden Bei-
spiele dafür, wie Langzeitarbeitslosigkeit zur Zerstörung 
einstmals vollwertiger Persönlichkeiten führt, wie Selbst-
wertgefühl, Leistungswilligkeit und zum Schluss wahr-
scheinlich sogar auch die Leistungsfähigkeit verloren ge-
hen.  
 

Aber in gewissen Grenzen ist nicht das materielle Le-
bensniveau entscheidend, sondern das Finden der Per-
sönlichkeit. Es ist in meinen Augen viel wichtiger, dass 
diese Persönlichkeit ihren Platz in der Gesellschaft fin-
det. Derjenige, der sich in der Gesellschaft verhaftet 
weiß, der sich angenommen weiß, sucht persönliche Hil-
fe auch nicht bei Extremisten. Darüber haben wir heute 
noch nicht diskutieren müssen. Aber ich glaube, auch 
diesbezüglich gibt es Zusammenhänge, die wir nicht 
übersehen dürfen. 
 

Wir müssen es erreichen, dass die Menschen Hoffnung 
haben. Ich glaube, ein Schlüsselbegriff, um diese Hoff-
nung zu vermitteln, besteht darin, dass wir ihnen ent-
sprechend ihrer jeweiligen individuellen Situation den 
Zugang zu Bildung eröffnen. Ich denke, Bildung ist der 
Schlüssel, um die Menschen aus ihrer prekären Situa-
tion herauszuführen.  
 

Die Teilhabegerechtigkeit hat verschiedene Aspekte. In-
takte Familien hat Herr Dr. Haseloff zu Recht als einen 
Aspekt bereits herausgestellt. Das wird auch ein Schlüs-
selbegriff für die Zukunft sein. Des Weiteren gehören in-
takte Nachbarschaften dazu.  
 

Nach meiner Auffassung gehört zur Teilhabegerechtig-
keit aber auch, dass die Unternehmer ihrer Aufgabe ge-
recht werden. Sie haben auch ein eigenes Interesse dar-
an, für Teilhabegerechtigkeit zu sorgen; denn ein funk-
tionierendes Unternehmen, in dem sich die Leute ange-
nommen fühlen, wird eine bessere geschäftliche Tätig-
keit haben als ein Unternehmen mit unmotivierten Mit-
arbeitern. 
 

Zum anderen wird jedes Unternehmen davon profitieren, 
wenn es gelingt, die Identität mit dem Unternehmen zu 
stärken, die Unternehmenskultur zu entwickeln und da-
mit auch die Effizienz- und Renditeerwägungen zu opti-
mieren, meine Damen und Herren. 
 

Wenn wir in das Land Sachsen-Anhalt sehen und be-
trachten, was wir mit den Instrumentarien, die wir beein-
flussen können, wirklich erreichen können, dann kom-
men wir sofort auf das Feld der Bildung zurück. Wir sind 
deshalb absichtlich mit der Stärkung der vorschulischen 
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Frühförderung im Kindergarten, mit der Stärkung der 
Kernkompetenzen in der schulischen Bildung und mit 
der Herausbildung von Schulprofilen einen Weg gegan-
gen, um der Teilhabegerechtigkeit auf dem Gebiet der 
Bildung zu einem größeren Durchbruch als bisher zu 
verhelfen. 
 

Ich muss an dieser Stelle Frau Bull etwas korrigieren. Es 
ist schon richtig und wichtig, dass es uns gelungen ist, 
die Anzahl der Schülerinnen und Schüler ohne Schul-
abschluss zu verringern. Ich möchte es nicht entwerten, 
wenn jemand einen Hauptschulabschluss geschafft hat. 
Er hat einen richtigen Abschluss geschafft. Ich denke, 
für die Persönlichkeitsentwicklung desjenigen, der auf-
grund seines Intellekts wirklich nur einen Hauptschul-
abschluss erreichen kann, ist das eine wichtige Hürde.  
 

Wenn wir als Politiker dies klein machen und sagen, er 
habe eigentlich gar keinen richtigen Abschluss, dann tun 
wir diesem Menschen, denke ich, wirklich nichts Gutes. 
Das machen wir nicht.  
 

(Zustimmung bei der CDU und von der Regie-
rungsbank - Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS)  

 

Wenn wir es geschafft haben und es wahrscheinlich in 
diesem Jahr auch wieder schaffen, jedem ausbildungs-
willigen und jedem ausbildungsfähigen Jugendlichen in 
Sachsen-Anhalt einen Ausbildungsplatz zur Verfügung 
zu stellen, ist dies, denke ich, auch ein wichtiges Gut 
und ein wichtiger Schritt, die Teilhabegerechtigkeit an 
Bildung zu realisieren.  
 

Zur Kinderbetreuung. Natürlich ist alles optimierbar und 
steigerbar. Aber Herr Dr. Haseloff hat zu Recht darauf 
hingewiesen - Sie werden es alle gelesen haben -, dass 
dem hochverschuldeten Berlin eine weitere Hilfe, die es 
gesetzlich erzwingen wollte, nicht gewährt wird. Das 
heißt, wir alle müssen es verantworten, dass wir die 
Ressourcen, die wir zur Verfügung haben, optimal ver-
wenden. Dazu gehört, dass wir es in Sachsen-Anhalt 
geschafft haben, das beste Kinderbetreuungssystem in 
Deutschland zu etablieren und es trotzdem bezahlbar zu 
halten. Das gehört zusammen, meine Damen und Her-
ren.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der SPD)  
 

Wenn Sie von der Linkspartei.PDS diesen Zusammen-
hang immer wieder bewusst auseinander reißen, ist dies 
in meinen Augen keine ehrliche Politik. Die Auseinander-
setzung werden wir dann mit aller Härte und Deutlichkeit 
- ich vermute, im Rahmen der weiteren Fortführung der 
Haushaltsberatungen - führen, meine Damen und Her-
ren.  
 

Aber wenn wir uns die Menschen anschauen, die in 
schwierigen Lebenslagen sind, so gehört auch immer 
dazu, dass wir die Verantwortung des Individuums ein-
fordern müssen. Wer das Recht auf Teilhabe einfordert, 
muss sich zugleich auch dazu verpflichten, die ihm ge-
gebenen Chancen zu achten und entsprechend den ei-
genen Möglichkeiten zu nutzen. Wir müssen die Men-
schen auch wirklich fordern.  
 

Deshalb treten wir für eine unmittelbare und transparen-
te Verknüpfung staatlicher Leistungen und individueller 
Pflichten ein. Dies dürfen wir nicht auseinander reißen 
lassen, meine Damen und Herren. Nur über den unmit-
telbaren Bezug zwischen Rechten und Pflichten kann 
eine dauerhafte, belastbare Teilhabegerechtigkeit gelin-
gen.  

Bei aller Diskussion über soziale Ungleichheit sollten wir 
uns immer dessen bewusst sein, dass Deutschland nach 
wie vor im globalen Maßstab gesehen ein sehr hohes 
Wohlstandsniveau hat.  
 

Ich will noch einmal sehr deutlich sagen: Die Ausgren-
zung ist das Entscheidende. Wenn sich die Menschen in 
der Gesellschaft nicht mehr angenommen fühlen und ih-
ren Platz nicht mehr finden können, dann geht etwas 
schief. Aber wir müssen auch sehen: Wir bewegen uns 
zum Glück alle auf einem materiellen Lebensniveau, das 
den meisten Generationen vor uns und das auch den 
meisten - man kann sagen, nicht allen - Bürgern zu 
DDR-Zeiten verschlossen gewesen ist.  
 

(Zustimmung bei der CDU)  
 

Das löst unsere Probleme nicht, aber wir müssen ein-
fach sehen, was wirklich erreicht ist, und dürfen uns die 
Erfolge auch nicht kleinreden lassen, meine Damen und 
Herren.  
 

Wir sind als Parlamentarier im Land Sachsen-Anhalt auf-
gerufen, diese gewiss notwendige gesellschaftliche De-
batte aufzunehmen, sie zu führen. Aber wir müssen den 
Menschen auch Hoffnung geben und ihnen vermitteln, 
dass wir auf dem Weg, den wir in einer demokratischen 
Gesellschaft im gemeinsamen Ringen um die besten 
Lösungen eingeschlagen haben, auch Lösungen finden 
werden, die die Chance eröffnen, dass jeder seinen 
Platz in dieser Gesellschaft einnehmen kann. Dafür ste-
hen wir ein. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der SPD 
und von der Regierungsbank)  

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke sehr, Herr Scharf. - Für die FDP-Fraktion spricht 
die Abgeordnete - - Es gibt eine Nachfrage. Ich hatte 
Frau von Angern nicht gesehen. Herr Scharf, Sie ant-
worten darauf?  
 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Ja, gern.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Bitte sehr, Frau von Angern.  
 
 

Frau von Angern (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Scharf, ein bisschen vom Thema weg. Sie spra-
chen davon, dass wir - Sie sprachen uns dabei an - Än-
derungen in der Kinderbetreuung im Land Sachsen-
Anhalt erzwingen wollten. Beziehen Sie das auf die Än-
derungsanträge, die wir in die Ausschüsse und in das 
Parlament eingebracht haben? Oder beziehen Sie das 
auf den Volksentscheid als plebiszitäres Mittel in Sach-
sen-Anhalt?  
 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Die Mittel, die Sie eben genannt haben, sind alle legitim 
und erlaubt. Ich weiß nicht, was Sie demnächst beantra-
gen werden. Ich habe nur eine kurze Information dazu 
gelesen, was Sie wahrscheinlich demnächst im Rahmen 
der Haushaltsberatungen beantragen werden. Daraufhin 
habe ich einmal die Gegenfinanzierung überflogen. Da-
zu muss ich sagen:  
 

(Herr Gürth, CDU: Fehlanzeige!)  
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Sie müssen sich noch etwas anstrengen, um seriös zu 
sein. Wenn das auf uns zukommt, dann wird es nichts. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU)  
 
 

Frau von Angern (Linkspartei.PDS):  
 

Danke. - Ich wollte nicht wissen, wie Sie unsere Ände-
rungsanträge oder mögliche Gesetzentwürfe bewerten. 
Mir ging es darum, dass Sie das Wort „zwingen“ oder 
„Zwang“ verwendet haben. Deshalb wollte ich einfach 
einmal nach Ihrem demokratischen Verständnis fragen.  
 

(Unruhe bei der CDU) 
 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Ich fühle mich von Ihnen nicht unter Zwang gesetzt. Das 
muss ich ganz ehrlich sagen. Wenn Sie Ihre demokrati-
schen Rechte durch Anträge, meinetwegen auch durch 
Volksinitiativen, Volksbegehren oder was immer wir in 
der Verfassung als Palette vorhalten, wahrnehmen wol-
len, dann sage ich: Das sind die Rechte, die Sie haben, 
die jeder Bürger hat, auch die Linkspartei.PDS. Da wer-
den wir nie herummaulen. Wir werden nur argumentativ 
dagegenhalten. Ich denke, das wird die Gesellschaft 
auch verstehen.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von Frau Bud-
de, SPD, und von Herrn Bischoff, SPD)  

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Herr Abgeordneter Scharf. - Für die FDP-Frak-
tion wird die Abgeordnete Frau Dr. Hüskens sprechen.  
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP):  
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Folgt man 
dem französischen Soziologen Balandier, so gibt es kei-
ne Gesellschaft ohne Macht und keine Macht ohne Hie-
rarchie. Oder einfacher formuliert: Solange es mensch-
liche Gesellschaften gibt, gibt es auch Hierarchien und 
Abstufungen. Gesellschaften ohne jede Differenzierung 
gibt es bisher nicht. Auch die großen sozialistischen 
Feldversuche zu diesem Thema  
 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der FDP und bei 
der CDU)  

 

haben keine Gesellschaft geschaffen, die ohne Binnen-
differenzierung ausgekommen wäre. Ich persönlich gehe 
davon aus, dass das ein starkes Indiz dafür ist, dass ega-
litäre menschliche Gesellschaften nicht funktionieren.  
 

Als Liberale habe ich mit derartigen Binnendifferenzie-
rungen kein Problem, solange diese auf der Leistung der 
Bürger und nicht auf Geburt oder anderen nicht leis-
tungsorientierten Parametern beruhen.  
 

(Frau Bull, Linkspartei.PDS: Solange sie in be-
stimmten Grenzen bleiben!)  

 

Es beunruhigt mich nicht, wenn Menschen eher hand-
werkliche Fähigkeiten haben oder keine Neigungen zum 
wissenschaftlichen Studium. Es beunruhigt mich nicht, 
wenn Menschen materiellen Anreizen wenig abgewinnen 
können und ihr Leben nicht nach herkömmlichen wirt-
schaftlich motivierten Mustern führen wollen.  
 

Es wird immer Menschen geben, die innerhalb einer Ge-
sellschaft nach Anerkennung streben - davon sitzen hier 
einige -, die entscheiden wollen. Es wird immer Men-
schen geben, denen es weniger wichtig ist und die sich 

nicht wohlfühlen, wenn sie Entscheidungen für sich oder 
gar für andere treffen sollen. Es wird immer Menschen 
geben, die mehr Hilfe brauchen, und Menschen, die mehr 
Hilfe geben können.  
 

Dies alles kann ich in einer demokratischen und pluralis-
tischen Gesellschaft als normal akzeptieren und die un-
terschiedlichen Lebensentwürfe respektieren. Ich halte 
es für richtig, dass im Grundsatz die eigenen persön-
lichen Entscheidungen und die persönlichen Leistungen 
über den Lebensweg eines Menschen entscheiden sol-
len.  
 

Wir müssen uns aber - völlig unabhängig von tages-
politisch motivierten Diskussionen oder mehr oder weni-
ger wissenschaftlichen Studien - immer fragen, ob diese 
Grundbedingungen noch gewährleistet sind. Hat jedes 
Mitglied unserer Gesellschaft annähernd gleiche Chan-
cen, seine Potenziale umzusetzen? Denn es geht um 
Chancengleichheit. Welche Bedeutung haben die wirt-
schaftliche Situation und der Bildungsgrad der Eltern 
heute für die Zukunft eines Kindes?  
 

Wir alle wissen, dass Intelligenz und andere Fähigkeiten 
allein nicht ausreichen, um das eigene Leben eigenver-
antwortlich führen zu können. Mindestens ebenso wich-
tig ist die Einstellung zu Leistung, die Bereitschaft, sich 
anzustrengen und die eigenen Fähigkeiten auszuschöp-
fen. Daran soll es inzwischen einem Teil unserer Gesell-
schaft mangeln.  
 

Diese Eigenschaften zu vermitteln ist aber außerhalb 
des Elternhauses deutlich schwieriger, als Bildungsinhal-
te zu vermitteln. Die Einstellung, dass Leistung nicht 
lohnt und nicht erforderlich ist, um das eigene Leben zu 
bestreiten, breitet sich aus - so eine landläufige Auffas-
sung.  
 

Warum ist das so? - Viele Menschen, gerade in unserem 
Land, haben die Erfahrung machen müssen, dass ihre 
Arbeit, ihre Fähigkeiten nicht mehr gefragt sind. Andere 
haben sich in ihrer sozialen Nische eingerichtet, die ih-
nen die Gesellschaft finanziert. Wir haben zunehmend 
Bürger, die nicht in der Lage sind, ihr alltägliches Leben 
zu regeln, und die auf staatliche Hilfe angewiesen sind, 
Menschen, die in einem solchen Maße vom Staat Für-
sorge erwarten, dass sie ihre Probleme nicht bewältigen, 
obwohl sie die Fähigkeiten dazu hätten.  
 

Wir müssen uns fragen: Kann ein Staat Menschen wirk-
lich aus dieser Frustration holen? Können wir Menschen 
motivieren, sich eigenverantwortlich für ihren Lebens-
unterhalt einzusetzen?  
 

Dafür, Frau Bull, ist, glaube ich, die Erhöhung von Re-
gelsätzen keine Lösung. Die Menschen wollen keine 
Almosen vom Staat, die Menschen wollen Zukunft. Vor 
allem: Können wir verhindern, dass diese Lebenseinstel-
lung, egal ob Frustration oder Bequemlichkeit, auch der 
Kindergeneration die Zukunft verbaut? Dann habe ich 
nämlich keine Aufstiegsmöglichkeiten mehr.  
 

Wie begegne ich als Gesellschaft einer solchen Hal-
tung? Wir sind in den neuen Bundesländern in der glück-
lichen Situation - so die Aussage der neuen Allenbachs-
Studien -, dass unsere jungen Menschen deutlich stär-
ker als ihre Elterngeneration auf Eigenverantwortung set-
zen, auf Freiheit, dass sie, anders als ihre Eltern, eben 
keine staatliche Fürsorge wollen. 
 

Aber wird dies allein ausreichen? Sollen wir als Staat 
versuchen, über das öffentliche Bildungsangebot sowie 
über eine aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik hin-
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aus in das Leben unserer Bürger hineinzuwirken? - Wir 
werden auf diese Fragen keine einfachen Antworten ge-
ben können, schon gar nicht im Rahmen einer Aktuellen 
Debatte.  
 

Das Problem der Arbeitslosigkeit wird tatsächlich nur 
durch eine länger anhaltende Konjunkturerholung mit ei-
nem erheblichen Wachstum behoben werden. Leider un-
ternimmt die Bundesregierung derzeit alles, um eine 
derartige Konjunktur abzuwürgen, sodass die vielen kre-
ativen Ideen, die die Landesregierung im Bereich des 
Arbeitsmarktes hat, und das Engagement im Bereich der 
Unternehmensansiedlung, das seit Jahren in unserem 
Land entfaltet wird, nicht ausreichen wird, um dieses 
Problem zu lösen. Ohne eine Perspektive auf dem Ar-
beitsmarkt werden wir den Menschen in unserem Land 
keine neue Perspektive für ihr Leben geben können. 
 

Den Problemen von Kindern, deren Eltern keine Per-
spektive für sich sehen und die sozusagen in einer Per-
spektivlosigkeit groß werden, wollen Sie mit mehr staat-
licher Fürsorge begegnen, Frau Bull. Das klingt auf den 
ersten Blick plausibel, birgt aber die Gefahr, dass damit 
auch der letzte eigene Antrieb erstickt wird, nicht nur bei 
den Eltern, sondern auch bei den Kindern. 
 

(Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS) 
 

Es ist gut gemeint, aber ich glaube nicht, dass wir, wenn 
wir noch mehr staatliche Fürsorge anbieten, Menschen 
tatsächlich zu mehr Eigenverantwortung motivieren kön-
nen. Für viele Eltern ist im Augenblick die Fürsorge für 
ihr Kind die einzige Struktur des Tages. Wollen wir dies 
wirklich ändern? Sicher, in den Fällen, in denen die Er-
zieher von einer entsprechenden Gefährdung der Kinder 
ausgehen, muss dies der Fall sein. Aber grundsätzlich 
ist es richtig, dass sich Eltern um ihre Kinder kümmern, 
sofern ihnen dies möglich ist. 
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)  
 

Dies hilft den Kindern und gibt dem Leben mancher El-
tern aus ihrer Sicht den einzigen Sinn. Zugleich vermit-
telt es den Kindern das Wissen, dass Menschen Ver-
antwortung füreinander tragen und nicht staatliche Insti-
tutionen. Ohne dieses Verständnis wird sich eine demo-
kratische Gesellschaft nicht aufrechterhalten lassen. 
 

(Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS) 
 

Das Problem der Zukunftsangst bei jungen Menschen 
und die gefühlte Perspektivlosigkeit können wir nur 
mit weiteren Verbesserungen des Bildungssystems, mit 
mehr Anerkennung für die Leistungen unserer Leh-
rer, mit gesellschaftlicher Anerkennung aller Bildungs-
abschlüsse und Berufe  
 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
 

und natürlich mit einem wirtschaftlichen Aufschwung be-
gegnen. 
 

Stecken Sie von der Koalition deshalb all Ihre Energie in 
diese Punkte, sowohl im Land als auch im Bund, der in 
diesem Bereich den Rahmen stecken muss. Die Men-
schen erwarten von einer großen Koalition, dass sie Mut 
hat, Entscheidungen zu treffen, und dass sie sich nicht 
monatelang um Details streitet.  
 

Es sei schwer, sich zu einigen, hört man im Augenblick 
immer, deshalb packe man die Probleme nicht an. Das 
ist Unsinn. Seneca hat einmal geschrieben:  
 

„Nicht weil es schwer ist, wagen wir es nicht, son-
dern weil wir es nicht wagen, ist es schwer.“ 

Wer lieber einfache Kost haben will - John Wayne hat 
einmal gesagt: 
 

„Mut ist, wenn man Todesangst hat, aber sich 
trotzdem in den Sattel schwingt.“ 

 

Ich kann in die Richtung der Koalition nur hinzufügen: 
Reiten Sie los und schaffen Sie endlich die Rahmen-
bedingungen, die wir brauchen, damit sich unsere Ge-
sellschaft in die Richtung weiterentwickeln kann, die wir 
wollen. Sonst wird sich die Gesellschaft anders ent-
wickeln, als wir es alle haben wollen. - Ich danke Ihnen.  
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Frau Dr. Hüskens. - Die Debatte wird been-
det mit dem Beitrag der SPD-Fraktion. Frau Budde, Sie 
haben das Wort. 
 

(Minister Herr Dr. Daehre: So, Frau Budde, nun 
mal in den Sattel! - Heiterkeit bei allen Fraktio-
nen) 

 
 

Frau Budde (SPD): 
 

Das hätten Sie gern, Herr Daehre. 
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Wir zusammen!) 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir erleben 
in diesen Tagen eine heftige Debatte um den Zustand 
unserer Gesellschaft. Es geht dabei nicht mehr nur um 
die Frage, wer mehr oder weniger an dem gesellschaft-
lichen Wohlstand partizipiert, es geht vielmehr um die 
existenzielle Frage, wer überhaupt Teil dieser Gesell-
schaft ist oder wer aufgrund seiner sozialen und/oder fi-
nanziellen Situation außerhalb des gesellschaftlichen 
Lebens steht. 
 

Ich will mich dabei nicht an den kleinkarierten Auseinan-
dersetzungen um die richtigen Begriffe beteiligen. Es ist 
völlig unwichtig, ob wir die Begriffe „Unterschicht“, „Men-
schen mit sozialen und Integrationsproblemen“ oder „ab-
gehängtes Prekariat“ verwenden. Das ist ein akademi-
sches Problem. Für uns, die wir in politischer Verantwor-
tung sind, ist es vor allem wichtig, dass wir das Problem 
an sich erfassen, dass wir es anerkennen und entspre-
chend handeln. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

Aufgabe verantwortlicher Politik ist es nicht, Menschen 
zu deklassieren oder Begriffe zu bekämpfen; die Aufga-
be ist vielmehr, den Sachverhalt abzustellen. Der vorlie-
gende Befund ist in der Tat, Frau Bull, nicht neu, aber er 
erschreckt schon. Diese schonungslose wissenschaft-
liche Klarheit, mit der die soziologische Studie der Fried-
rich-Ebert-Stiftung das soziale Gefüge in diesem Land 
beschreibt, erschreckt schon.  
 

Wir müssen den Fakt zur Kenntnis nehmen - es ist gut, 
dass es aufgeschrieben worden ist -, dass sich in Ost-
deutschland ein Fünftel aller Menschen als dauerhafte 
Verlierer dieser Gesellschaft fühlen. Die Menschen ha-
ben wenig Einkommen, keinen oder einen unsicheren 
Arbeitsplatz, wenig soziale Kontakte. Sie haben darüber 
hinaus die Hoffnung aufgegeben, dass sich daran je et-
was ändert. Genau diese Perspektivlosigkeit, diese 
Trostlosigkeit ist das Erschreckendste an der Situation. 
 

Damit geht etwas anderes einher. Über 38 % der Men-
schen in Ostdeutschland sehen schon heute die De-
mokratie nicht mehr als das beste Gesellschaftssystem 
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an - mehr als diese 20 %, und das muss wirklich er-
schrecken. Es ist auch keine parteipolitische Frage, wer 
welche Wählerklientel ansprechen will, sondern das ist 
existenziell für unsere Gesellschaft und für die Demokra-
tie.  
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

Natürlich ist Armut in Deutschland nicht das Gleiche wie 
Armut in Ländern der Dritten Welt. In Deutschland muss 
niemand verhungern, obwohl Hunger bei Kindern und 
Älteren auch in Deutschland inzwischen wieder da ist; 
auch das darf man nicht vergessen. Wir haben einen 
Sozialstaat, der im Grunde die Existenzgrundlage ab-
sichert. Das ist aber nichts Besonderes; vielmehr erwar-
te ich von einem reichen Land wie der Bundesrepublik, 
dass das möglich ist. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

Was aber Arbeitslose in Magdeburg, in Halle, überall in 
Ostdeutschland und auch in der gesamten Bundesrepu-
blik mit den Menschen in den Slums von Kalkutta, in den 
Favelas von Rio de Janeiro und in den Vororten von Pa-
ris gemein haben, ist nicht die Frage des Kampfes um 
die nackte Existenz, sondern das ist die Erfahrung, nicht 
dazuzugehören. Das, meine Damen und Herren, muss 
der Grundtenor sein und nicht das dauernde Geschimp-
fe über Sozialschmarotzer. Damit kommen wir nicht wei-
ter. Damit ignorieren wir einen Teil der Wahrheit. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

Denn ich glaube, dass die meisten dieser Menschen 
nicht selbst verantwortlich für ihre Lage sind. Es muss in 
unser aller Interesse liegen, sie wieder für unsere Ge-
sellschaft zurückzugewinnen. 
 

Neu in der Bundesrepublik von heute ist auch, dass das 
Problem der Armut auch diejenigen betrifft, die nicht auf 
Arbeitslosengeld oder Hartz IV angewiesen sind. Gerade 
in den neuen Bundesländern arbeiten immer mehr Men-
schen für Niedriglöhne. Das betrifft inzwischen fast 40 % 
der Ostdeutschen. Wenn Armut und Ausgrenzung nicht 
nur die diejenigen trifft, die arbeitslos sind, sondern auch 
diejenigen, die Arbeit haben, dann ist das eine extrem 
dramatische Entwicklung. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

Wer einmal in das soziale Abseits gekommen ist, der 
sieht sich oft in einem Teufelskreis gefangen, aus dem 
man nur ganz schwer einen Ausweg findet. Die Aussicht 
auf ein Leben am Rande der Gesellschaft führt bei vie-
len zu einer inneren Emigration. Wer als Arbeiter oder 
als Ungelernter keinen Job bekommt, wer ohne einen 
Schulabschluss keine Lehrstelle findet oder wer als 
50-Jähriger von vielen Firmen für zu alt befunden wird, 
der fühlt sich nicht gebraucht und überflüssig.  
 

Menschen mit oftmals, aber - das ist richtig - nicht immer 
niedriger Bildung - ich will einen Begriff nennen, der si-
cherlich für Aufregung sorgt - verwahrlosen nach einer 
gewissen Zeit in einem gewissen Sinne. Sie nehmen 
weder am sozialen noch am kulturellen Leben der Ge-
meinschaft teil und haben irgendwann nicht mehr den 
Willen, ihre Lage selbst zu verbessern. Da hilft auch kein 
Appell mehr nach dem Motto „Macht doch mal selber! 
Zieht euch mal am eigenen Schopf aus dem Sumpf!“  
 

Das Schlimme ist, dass diese Haltung nicht nur ihre ei-
gene Lebenshaltung bestimmt, sondern auch die ihrer 
Kinder. Diese wachsen ebenfalls in Armut auf. Das be-
trifft in Ostdeutschland heute bereits jedes vierte Kind. 

Vor diesem Hintergrund ist ein Rückzug staatlicher Be-
treuungs- und Freizeitangebote für Kinder und Jugend-
liche äußerst problematisch, weil uns dadurch ein effekti-
ves Frühwarnsystem für vorhandene Defizite fehlen wür-
de, die sozial schwache Familien oft nicht ausgleichen 
können. 
 

Es besteht nicht nur die Gefahr, sondern es ist bereits 
bittere Realität, dass eine erste und auch eine zweite 
Generation heranwachsen, die durch die Erfahrung ge-
prägt sind, nicht dazuzugehören. Wie sollen diese Kin-
der und Jugendlichen aus eigener Kraft den Weg in die 
Gesellschaft finden, wenn ihnen dazu im eigenen sozia-
len Umfeld die Vorbilder fehlen? Armut produziert also 
wieder Armut, und das schon in einer Folgekette. 
 

(Zustimmung bei der SPD und bei der Linkspar-
tei.PDS) 

 

Meine Damen und Herren! Der Befund, der uns vorliegt, 
ist auch Ergebnis eines Zeitgeistes, der sich sklavisch 
an das Prinzip des Wettbewerbs klammert und dabei 
dessen Schattenseiten einfach jahrelang ignoriert hat. 
Wettbewerb ist gut, wenn er zu Leistungen motiviert, die 
wichtig für die Entwicklung in unserer Gesellschaft sind. 
Aber er ist schlecht, wenn den Verlierern im Wettbewerb 
nichts anderes mehr bleibt, als Verlierer zu sein, und 
wenn sie keine Chance mehr haben.  
 

(Starker Beifall bei der SPD und bei der Linkspar-
tei.PDS) 

 

An dieser Stelle ist der Staat gefordert. Das sage ich 
ausdrücklich. Der Staat ist gefordert, denjenigen zu hel-
fen, die sich nicht selbst helfen können.  
 

Natürlich ist das Problem der Arbeitslosigkeit, der Armut 
und der Ausgrenzung nicht einfach nur mit dem Ausbau 
des Sozialstaates zu lösen. Wer so etwas fordert, der ist 
unehrlich. Wir können nicht beiseite schieben, dass die 
Basis des Sozialstaates eine gesunde wirtschaftliche 
Entwicklung ist, die wir brauchen. Wir müssen auch über 
die Beitragslast jedes Einzelnen reden, um aus dieser 
Schieflage herauszukommen. Auch das müssen wir 
denjenigen sagen, die noch zu den Gewinnern gehören.  
 

Wir müssen uns auch fragen, wie effizient Sozialpolitik 
im Sinne der Betroffenen ist. Es ist doch bedenklich, 
wenn eine Studie der Böckler-Stiftung aufzeigt, dass der 
Mitteleinsatz in Deutschland im sozialen Bereich äußerst 
uneffektiv ist. Zwar geben wir in Deutschland extrem viel 
Geld für Sozialausgaben aus, nämlich ca. 30 % des 
Bruttoinlandsproduktes. Damit liegen wir fast an der 
Spitze der europäischen Länder. Aber im Vergleich zu 
anderen Staaten sind bei uns die Verhältnisse extrem 
schlecht. In einem Vergleich zwischen 24 Ländern fin-
den wir uns lediglich auf Platz 21 wieder. Das sollte uns 
zu denken geben. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Sozialpolitik kann sich eben nicht in der flächendecken-
den Alimentierung von Arbeitslosigkeit erschöpfen, son-
dern muss in Verknüpfung mit anderen Politikfeldern 
Perspektiven dafür schaffen, der Situation zu entkom-
men. Da möchte ich sagen: Dazu brauchen wir einen 
Systemwechsel. Wir müssen uns auch nicht zu lange, 
aber ausreichend Zeit dafür nehmen, über diesen zu 
diskutieren. Wir brauchen ergänzend ein Instrument für 
eine aktivierende Arbeitsmarkpolitik. Wir halten daher 
eine öffentlich finanzierte gemeinwohlorientierte Bürger-
arbeit für dringend notwendig. 
 

(Beifall bei der SPD) 
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Das schafft zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten 
jenseits des ersten Arbeitsmarktes. Wir bekommen die 
20 % nicht in den ersten Arbeitsmarkt. Das ist illusorisch. 
Es werden gemeinnützige Aufgaben übernommen, die 
sonst nicht mehr erfüllt werden können, weil auch bei 
den Trägern für gemeinnützige Aufgaben Finanzproble-
me vorhanden sind. Es schafft Lebensperspektiven für 
die betroffenen Menschen, und zwar nicht kurzfristig, 
sondern zumindest mittelfristig und für einige vielleicht 
sogar langfristig. Die Alternative ist zudem nicht einmal 
teuer, da sie Leistungen kombiniert, die wir als Staat eh 
aufbringen müssen. Wir müssen aber wirklich darüber 
reden, ob wir einen solchen Systemwechsel wollen. Ich 
sage: Wir brauchen ihn. Mit den Kurzfristmaßnahmen 
werden wir nicht mehr alle Zielgruppen erreichen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Bildung ist die soziale Frage des 21. Jahrhunderts - das 
erzählen wir uns gegenseitig schon sehr lange, aber die 
Schere geht immer weiter auseinander.  
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

Deshalb müssen wir den Kindern derjenigen, die in Ar-
mut leben, Möglichkeiten der Teilhabe vor allem an Bil-
dung eröffnen. Das halte ich für den entscheidenden 
Schlüssel zur Verbesserung ihrer Situation. Kinder und 
Jugendliche müssen entsprechend ihrem individuellen 
Vermögen bessere Chancen für ihre Ausbildung und 
damit auch für ihre Zukunft haben. Das fängt nicht erst in 
der Schule an und hört auch nicht mit der Schule auf. Ich 
werbe sehr dafür, dass wir auch dieses Thema im Bil-
dungskonvent behandeln; denn das ist ein sehr zentra-
les Thema für unser Land. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Im Übrigen können wir es uns auch wirtschaftlich nicht 
länger leisten, einen großen Teil unserer Bevölkerung 
ohne Ausbildung zu lassen; denn es fehlen uns ja heute 
schon ausgebildete Fachkräfte. Es ist also auch ein Ge-
bot wirtschaftlicher Vernunft.  
 

Ich möchte zum Schluss noch einige Worte zu denen 
sagen, die trotz geregelter Arbeit in Armut leben. Die 
Aussagen der Studie zeigen wieder einmal, wie wichtig 
es ist, für Mindestlöhne zu kämpfen. 
 

(Starker Beifall bei der SPD und bei der Linkspar-
tei.PDS) 

 

Wer Vollzeit arbeitet, der muss dafür einen Lohn bekom-
men, von dem er seinen Lebensunterhalt bestreiten 
kann. Wenn nicht einmal mehr Arbeit vor Armut schützt, 
dann ist der soziale Frieden in einer ganz anderen Art 
und Weise in Gefahr, und brennende Vorstädte wie in 
Frankreich möchte ich eigentlich in Deutschland nicht er-
leben. 
 

Wir wollen keine Gettoisierung. Wir wollen keine Sozial-
hilfekarrieren in zweiter und dritter Generation. Schon 
heute ist ja zu erkennen, dass das dauerhafte Abhängen 
ganzer Bevölkerungsschichten dazu führt, dass es eine 
Zunahme von Kriminalität gibt, eine Zunahme von lega-
lem und illegalem Drogenkonsum, Unsicherheit auf den 
Straßen, Vandalismus und Verwahrlosung, innere Emi-
gration, Zunahme physischer und psychischer Krankhei-
ten und - auch das gehört dazu - politische Radikalisie-
rung.  
 

Ich bin mir sicher, dass dieses Szenario auch denjeni-
gen nicht gefällt - dass sie es auch nicht wollen kön-
nen -, die von der zunehmenden Spaltung, dem Ausein-

andergehen der Schere in der Gesellschaft profitieren 
und noch auf der Gewinnerseite stehen.  
 

Deshalb, meine Damen und Herren, sage ich: Wir wollen 
als SPD erreichen, dass sich Leistung nicht nur für we-
nige, sondern für alle lohnt. Wir wollen, dass jeder, der 
Vollzeit arbeitet, davon leben kann. Vor allem wollen wir, 
dass nicht die Herkunft über die Zukunft der Kinder ent-
scheidet. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
 

Das ist der Weg aus der Armutsfalle. Er ist weit und be-
schwerlich. Das wissen wir, glaube ich, alle. Aber wir 
müssen ihn dennoch gehen.  
 

Herr Minister, ein bisschen Leidenschaft und Emotion 
gehört da einfach dazu. Nur mit trockenen Zahlen und 
dem Hinweis, da gebe es Programme, werden wir es 
nicht schaffen. Ich glaube, dass wir damit die noch über 
50 % an Gewinnern in der Gesellschaft nicht dazu moti-
vieren können, sich dieser Erkenntnis zu stellen, weil es 
für sie und auch für uns persönlich abgeben heißt. Das 
geht nicht einfach nur mit Zahlen und mit flachen Erklä-
rungen - nicht vom Inhalt her, sondern dadurch, dass es 
einfach nur dahingesagt wird. Dazu gehören auch Lei-
denschaft, Emotion und ein wenig Dramatik, damit das 
in der Gesellschaft begriffen wird. 
 

(Minister Herr Dr. Haseloff: Das haben wir sieben 
Jahre lang gemacht bei Rot-Grün!) 

 

Vielen Dank, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Es gibt noch eine Nachfrage von Herrn Gallert. Herr Gal-
lert, bitte sehr. 
 
 

Herr Gallert (Linkspartei.PDS): 
 

Frau Budde, Sie sprachen jetzt völlig richtigerweise noch 
einmal die Mindestlohnfrage an. Es würde ja auch einige 
der großen Probleme lösen, die Herr Haseloff hierzu 
skizziert hat.  
 

Jetzt gibt es dazu ja eine politische Entwicklung, und 
zwar eine entsprechende Vereinbarung mit dem SPD-
Gewerkschaftsrat, die der Herr Müntefering, glaube ich, 
wie folgt interpretiert: Wir versuchen es erst einmal noch 
mit Tarifverträgen. Wenn das nicht funktioniert, dann 
versuchen wir es irgendwann einmal mit den AVE. Wenn 
das dann irgendwann einmal nicht funktionieren sollte, 
dann legen wir noch viel später einmal einen gesetz-
lichen Mindestlohn fest. 
 

Jetzt frage ich Sie: Ist das eine Fehlinterpretation? Ha-
ben Sie in Ihrer Partei die Zielstellung, auf Bundesebene 
noch in diesem Jahr einen gesetzlichen Mindestlohn auf 
den Weg zu bringen? Wenn nicht: Was halten Sie von 
dem Interpretationsrahmen, den ich gerade dargestellt 
habe?  
 
 

Frau Budde (SPD): 
 

Ich halte dieses Dreistufenmodell aus Überzeugung her-
aus für richtig, Herr Gallert. Ich würde das auch nicht so 
schlechtreden oder mit so einem Ton unterlegen wollen. 
Ich halte es für wirklich elementar wichtig, dass der erste 
Weg die tarifliche Einigung ist. 
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Das funktioniert 
doch aber nicht mehr!) 
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Denn wir müssen das, was an Mitbestimmung da ist, 
stärken. Ich finde es richtig, das zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern auszuverhandeln. 
 

(Beifall bei der SPD - Herr Gallert, Linkspar-
tei.PDS: Das funktioniert doch nicht mehr!) 

 

- Doch, das funktioniert dann, wenn es auch wieder zu-
nehmend gesellschaftliche Akzeptanz erfährt. Es funk-
tioniert im Übrigen ja auch nicht über die AVE, sondern 
über das Entsendegesetz, wenn das Modell der Bau-
industrie angewendet wird. Dann braucht man vorher 
keine AVE, sondern es geht über eine Verordnung auf 
der Bundesebene, so wie es jetzt beim Gebäudereini-
gerhandwerk gemacht wird.  
 

Davor haben viele Angst. Das weiß ich. Die Betreffen-
den sagen: Das können wir doch jetzt nicht auf alles 
Mögliche übertragen. Da muss man ganz genau gucken, 
wo man es übertragen kann. Da, wo dies möglich ist, 
sollte man es auch tun.  
 

Wenn es dann immer noch nicht geht, wird es einen 
Kompromiss geben müssen. Ich glaube nicht - Sie wis-
sen bereits, dass diese Antwort kommt -, dass es noch 
in diesem Jahr dazu kommt, weil es eine große Koalition 
im Bund gibt, die das beschließen muss. In diesem 
Punkt sind die Kollegen von der CDU untereinander 
noch sehr viel strittiger, als wir das bei uns sind.  
 

Wenn dann nichts mehr geht, dann wird gegebenenfalls 
auch der gesetzliche Mindestlohn nach dem Vorbild von 
Großbritannien eingeführt werden müssen.  
 

Im Übrigen: Ich weiß, dass wir uns dafür nicht so viel 
Zeit lassen können, wie sich Großbritannien dafür ge-
nommen hat. Über einen Zeitraum von 15 Jahren hin-
weg ist das dort diskutiert worden, bevor es endlich die-
se Low Pay Commission gegeben hat und Jahr für Jahr 
ein gesetzlicher Mindestlohn ausgehandelt worden ist. 
 

Diese Zeit können wir uns nicht nehmen, das weiß ich 
auch. Ich habe auch nicht die Illusion, dass wir das am 
Ende des Jahres auf der Matte stehen haben, dass wir 
das sozusagen vereinbart haben. Das wird noch ein 
sehr schwieriger Weg werden. Aber die Position ist klar, 
und wenn man mit der klaren Position in die Verhand-
lung geht, dann ist das, glaube ich, einfacher, als wenn 
die SPD mit einer diffusen Position in die Verhandlungen 
gehen würde. Ich werte es auch als einen Erfolg, muss 
ich sagen, dass es unter uns Einigkeit dazu gibt.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Frau Budde, würden Sie noch eine Nachfrage von Frau 
Rogée beantworten?  
 
 

Frau Budde (SPD):  
 

Ja, klar.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Frau Rogée.  
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS):  
 

Was die Mindestlohndebatte betrifft, die geht nicht erst 
seit einem Jahr, die läuft auch schon seit zehn Jahren. 
Nur, wie dies mit einer solchen Debatte eben ist: Sie 
wächst zunehmend und kriegt irgendwann den Drive, 
den sie jetzt erhalten hat. Punkt.  

Mit dem Dreistufenmodell kann man sicherlich umgehen. 
Mich interessiert aber, in welchen Zeiträumen das ge-
schehen soll. Denn wenn man auf Tarifverträge und auf 
Tarifvereinbarungen hofft, dann muss man zur Kenntnis 
nehmen, dass die Tarifbindung in den letzten Jahren 
wieder mehr zurückgegangen ist, dass maximal zwi-
schen 55 und 60 % der Arbeitnehmer unter einen Tarif-
vertrag fallen. Das heißt, wenn man dem Konzept folgen 
will, würde das bedeuten, dass man versucht, für die 
anderen, die keinen Tarifvertrag haben, einen zu ma-
chen. Dazu fehlt mir im Moment wirklich die Phantasie. 
Diese Schrittfolge kann ich zeitlich nicht einordnen. Mei-
ne Frage ist, ob es Zeitvorgaben gibt, dass man sagt, 
dann ist es endlich so weit.  
 
 

Frau Budde (SPD):  
 

Ich kann Ihnen nur sagen, dass wir zu denen gehören, 
die drängeln, dass die Zeit, die verstreicht, nicht so lan-
ge ist. Das wird schlichtweg auf der Bundesebene aus-
gehandelt. Was wir im Land als Sozialdemokraten ma-
chen können, das machen wir, um die Behandlung des 
Themas zu beschleunigen. Das ist sozusagen außerhalb 
meiner Einflussmöglichkeiten. Aber das, was bei uns ge-
macht werden kann, tun wir, damit es schnell geht, weil 
wir tatsächlich glauben, dass es ein Schlüsselproblem 
ist. Und das muss gelöst werden.  
 

Sie haben Recht: Natürlich geht die Debatte schon län-
ger, aber in dieser Öffentlichkeit und auch mit dieser 
stärkeren gesellschaftlichen Akzeptanz läuft sie vielleicht 
seit zwei Jahren. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der SPD)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke, Frau Budde. - Damit sind wir am Ende des ers-
ten Themas der Aktuellen Debatte, da wir hierzu keine 
Beschlüsse fassen.  
 
 

Ich rufe das zweite Thema auf:  
 
 
 

Kindesmisshandlung und Kindestötung 
 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 5/296 
 
 
 

Die Debatte wird in folgender Reihenfolge durchgeführt: 
CDU, FDP, SPD, Linkspartei.PDS. Herr Kurze, Sie ha-
ben für die CDU-Fraktion das Wort.  
 
 

Herr Kurze (CDU):  
 

Meine sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten! In den letzten 
Tagen, ja Wochen sind wir nahezu täglich mit neuen 
Schreckensmeldungen über Kindesmisshandlungen und 
sogar Kindestötungen konfrontiert worden. Die Kette 
derartiger verabscheuungswürdiger Taten scheint gar 
nicht mehr abzureißen. Auch in Sachsen-Anhalt wurden 
wir leider davon nicht verschont.  
 

Diese schrecklichen Ereignisse müssen uns aufrütteln, 
mehr zum Schutz unserer Kinder zu tun, als wir dies in 
der Vergangenheit schon getan haben. Wir alle wollen 
ein kinder- und familienfreundliches Sachsen-Anhalt und 
dies eint uns alle in diesem Hohen Hause. Daran mitzu-
wirken ist aber nicht nur unsere Aufgabe, sondern Auf-
gabe der gesamten Gesellschaft.  
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Unterstützung brauchen neben den Kindern insbesonde-
re junge Familien mit kleinen Kindern und Familien in 
besonderen Belastungssituationen.  
 

Unabhängig vom Ausgang der juristischen Würdigung 
dieser Straftaten soll die heutige Aktuelle Debatte zu 
diesem Thema der Auftakt sein, um Möglichkeiten zum 
besseren Schutz der Kinder und zur Verhinderung die-
ser Straftaten zu entwickeln.  
 

Die Zukunft unseres Landes sind nun einmal unsere 
Kinder. Aber die Realität sieht manchmal doch ganz an-
ders aus. Immer wieder hören wir davon, dass Kinder 
verwahrlosen, weil sich die Eltern nicht um ihre Kinder 
kümmern und weil sie mit deren Erziehung überfordert 
sind. Oft kommen diese Kinder nach dem Besuch der 
Kindertagesstätte oder der Schule nach Hause, keiner 
kümmert sich um sie und der Fernseher ist ihr einziger 
Ansprechpartner.  
 

Ich glaube nicht, dass diese Entwicklung sich auf die in 
den letzten Tagen viel zitierte so genannte Unterschicht 
reduzieren lässt. Der Deutsche Kinderschutzbund schätzt 
zum Beispiel ein, dass Verwahrlosung keine Folge der 
Armut, sondern der Verantwortung ist.  
 

(Zustimmung von Frau Feußner, CDU, und von 
Herrn Rotter, CDU) 

 

Ich will auch ganz offen sagen, dass mich die Diskussion 
der letzten Tage über die Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung, die in der vorherigen Aktuellen Debatte der Ge-
genstand war, beunruhigt. Wenn es aus der Politik als 
Konsequenz nur eine wechselseitige Schuldzuweisung 
gibt, wer diese Entwicklung zu verantworten hat, und 
man meint, dass es in der Gesellschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland keine Schichten gebe, dann kann man 
eigentlich nur mit dem Kopf schütteln.  
 

Für mich ist es nicht die Frage, ob Kinder aus derartigen 
Haushalten hiervon betroffen sind. Das Ziel muss es 
sein, für alle Kinder die Chance zu eröffnen, nicht in sol-
chen Verhältnissen aufwachsen zu müssen, in denen sie 
nicht angemessen behütet und beschützt werden und 
vor Straftaten geschützt werden.  
 

Unabhängig davon sind die kinderbezogenen Leistun-
gen im Zuge von Hartz IV umfangreicher, als allgemein 
angenommen wird. Das Problem liegt wohl eher dar-
in, dass diese Mittel oftmals nicht bei den Kindern an-
kommen, sondern von den Eltern zu deren ureigensten 
Zwecken verwendet werden.  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Mit dem Programm „Bildung elementar“ sowie mit 
dem Familienfördergesetz haben wir in der letzten Legis-
laturperiode begonnen, die Stellung von Kindern, Ju-
gendlichen und Familien zu stärken. Wir haben uns dar-
auf verständigt, die vorhandenen Angebote auszubauen 
bzw. zu stärken.  
 

Eltern sollen bereits von der Schwangerschaft an beglei-
tet und durch spezielle Bildungsangebote in ihrer Eltern-
kompetenz und in der Bewältigung von besonderen Be-
lastungssituationen gestärkt werden. Wir brauchen auch 
zukünftig Angebote von Schwangerschafts-, Ehe-, Fami-
lien-, Lebens- und Erziehungsberatung.  
 

Kindertageseinrichtungen sollen nicht nur den Bildungs-
auftrag konsequent und zügig umsetzen, sondern auch 
ergänzende Angebote wie Bewegungsförderung, Ernäh-
rungs- und Gesundheitsprogramme schaffen und sich 
als Orte für die gesamte Familie, zu Kinder-Eltern-Zen-
tren, entwickeln.  

Kindertagesstätte und Grundschule müssen enger zu-
sammenarbeiten, um im letzten Kindergartenjahr die 
Kinder auf die Schule vorzubereiten, gleiche Startchan-
cen zu ermöglichen und vorhandene Defizite auszuglei-
chen.  
 

Bei all diesen Unterstützungsangeboten dürfen wir aber 
auch nicht müde werden, die Rolle der Familie immer 
wieder deutlich zu machen.  
 

(Zustimmung von Herrn Schwenke, CDU)  
 

Damit meine ich nicht die Diskussion um die Definition 
von Familie, sondern den Wert und die Funktion der Fa-
milie. Mir geht es vor allem darum, deutlich zu machen, 
dass bei allen staatlichen Hilfsangeboten staatliche Ein-
richtungen nicht die Familie ersetzen können.  
 

Hierzu brauchen wir aber die Unterstützung vieler. Ich 
würde mir zum Beispiel wünschen, dass dieses Thema 
bereits in der Schule aufgegriffen wird. Neben der sexu-
ellen Aufklärung könnte in diesem Zusammenhang dar-
gestellt werden, was es bedeutet, eine Familie zu grün-
den, was es bedeutet, Kinder zu haben, was es bedeu-
tet, Verantwortung zu tragen, und welche Unterstüt-
zungsangebote in unserer Gesellschaft existieren.  
 

Welches junge Mädchen weiß denn heute, dass die Ein-
nahme eines Vitamins wie Folsäure die frühkindliche 
Entwicklung in der Schwangerschaft besonders positiv 
beeinflusst? Anfang der 90er-Jahre gab es schon einmal 
eine Präventionskampagne in diesem Land, und ich ha-
be die Ministerin bereits angesprochen, dass wir hier et-
was tun müssen.  
 

Die Schule könnte einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
zukünftige Überforderungssituationen bei Kindern und 
Jugendlichen zu vermeiden. Auch vor dem Hintergrund, 
dass Sachsen-Anhalt zu den Bundesländern mit der 
höchsten Zahl minderjähriger Schwangerer gehört, halte 
ich dies für wichtig.  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Früher als die Bundesebene hat sich Sachsen-An-
halt bereits auf den Weg gemacht, den Schutz von Kin-
dern zu verbessern. Das Sozialministerium hat bereits in 
der letzten Legislaturperiode mit dem Modell der Fami-
lienhebammen begonnen, ein Frühwarnsystem zum bes-
seren Schutz der Kinder vor Vernachlässigung zu ent-
wickeln. Frau Ministerin Dr. Kuppe ist dabei, dieses Pro-
jekt umzusetzen und es auszubauen.  
 

Die Familienhebammen sollen sich vor allen Dingen um 
Familien kümmern, deren Erziehungskompetenzen ge-
stärkt werden müssen. Die Erfahrung lehrt - das kann ich 
als Vater auch sagen -, dass werdende Eltern und Eltern 
mit Kleinstkindern die Hilfe und Beratung von Hebam-
men leichter annehmen als etwa von Behörden. Das An-
gebot von derzeit landesweit zehn Familienhebammen 
soll auf mindestens 28 erweitert werden, sodass in je-
dem künftigen Landkreis und jeder kreisfreien Stadt je-
weils zwei Familienhebammen tätig sein können.  
 

Die derzeit auf der Bundesebene angestoßene Diskus-
sion um eine bessere Vernetzung zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen ist in Sachsen-Anhalt ebenfalls in 
Vorbereitung. Unter der Überschrift „Allianz für Kinder“ 
soll die Zusammenarbeit zwischen den Behörden vor Ort 
verbessert werden.  
 

Wir sollten die Vernetzung zu einem echten Frühwarn-
system ausbauen. Geburtskliniken, Hebammen, Kinder-
ärzte, Kitas, Schulen, Polizei, Justiz, Jugend- und Ge-
sundheitsämter, Familienberatungsstellen gehören dazu. 
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Sie sollen zusammenarbeiten, voneinander wissen, was 
sie tun, und qualifiziert Informationen untereinander aus-
tauschen. Rechtliche Hürden sollten dazu ausgeräumt 
werden. Die Kompetenzen müssen so vernetzt werden, 
dass gefährdete Kinder nicht mehr der Verantwortungs-
losigkeit zum Opfer fallen.  
 

Ich möchte keine Zwangsadoptionen wie in der DDR, 
aber wir dürfen uns nicht hinter den Akten verstecken 
und die kleinen Babys und Kinder in Familien belassen, 
bloß weil wir an das Gute im Menschen glauben oder 
weil ein Gutachter eine angeblich positive Persönlich-
keitsbescheinigung ausgestellt hat.  
 

Es geht nicht um das Wohl des Vaters, wie es in einem 
Fall in der letzten Woche gewesen ist, sondern es geht 
um das Wohl des Kindes. Das müssen wir uns vor Au-
gen halten. Die schrecklichen Beispiele sind für uns 
kaum noch nachzuvollziehen, schon gar nicht, wenn 
man selber Kinder hat.  
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir brauchen ein Klima in unserer Gesellschaft, in 
dem alle mehr auf die Geschehnisse in ihrem Umfeld 
achten. So sollten zum Beispiel Ärzte sofort die staat-
lichen Institutionen informieren, wenn sie den Eindruck 
gewinnen, dass untersuchte Kinder vernachlässigt oder, 
schlimmer noch, misshandelt werden. Gleiches sollte 
natürlich auch für den Kindergarten und für die Schule 
gelten.  
 

Zur Sicherung des Kindswohls wird die Landesregierung 
den Beschluss des Landtages zur gesundheitlichen Vor-
sorge bei Kindern umsetzen, der unter anderem die 
Pflicht zur Vorlage eines Nachweises über die dem Alter 
entsprechenden Vorsorgeuntersuchungen bei der Auf-
nahme von Kindern in staatlich geförderte Kinder-
tageseinrichtungen vorsieht.  
 

Dies haben wir in Kenntnis der Tatsache, dass Mädchen 
und Jungen aus sozial benachteiligten Verhältnissen 
weitaus seltener zu den Vorsorgeuntersuchungen gehen 
als Kinder aus der so genannten Mittelschicht, in diesem 
Hohen Hause bereits beschlossen. Es darf nicht sein, 
dass sich Eltern auf das Recht, ihr Kind keinem Arzt vor-
stellen zu müssen, berufen können. Das Recht des Kin-
des - das möchte ich betonen - auf eine optimale Ge-
sundheitsvorsorge muss höher bewertet werden als ein 
vermeintliches Recht der Eltern.  
 

Auch zur Verhütung könnte man noch einige Beispiele 
bringen. Es kann nicht sein, dass junge Mädchen oder 
junge Männer zu bequem sind, zum Arzt zu gehen und 
sich über Verhütung aufklären zu lassen. Es kann auch 
nicht sein, dass die Kosten für die Pille von 30 € im 
Quartal als zu hoch kritisiert werden, die Krankenkassen 
aber die Kosten für die Abtreibung bezahlen. Das kann 
einfach nicht sein. Auch bei diesem Thema müssen wir 
an das Verantwortungsbewusstsein der jungen Men-
schen und der Familien appellieren.  
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir alle sind 
gefordert, diesen Schutzfunktionen verstärkt nachzu-
kommen. Auch wenn wir, wie ausgeführt wurde, vieles 
auf den Weg gebracht haben, bleibt noch viel zu tun.  
 

Nicht zuletzt aufgrund der in den letzten Tagen bekannt 
gewordenen Fälle werden wir in den Haushaltsberatun-
gen gemeinsam mit der SPD-Fraktion einen Antrag ein-
bringen, der die beabsichtigte Kürzung der Mittel für die 
Ehe-, Lebens-, Familien- und Erziehungsberatungsstel-
len sowie für die Schwangerschaftsberatungsstellen im 
Haushaltsjahr 2007 zurücknimmt.  

Wir müssen die Diskussion im Landtag über die Einfüh-
rung der anonymen Geburt zum Abschluss bringen. Ob 
dies ein Beitrag sein kann, Leben zu retten, muss der 
Landtag entscheiden. Ich glaube aber, es ist für das jun-
ge Leben besser, anonym in einem Krankenhaus gebo-
ren zu werden, als tot in einem Müllbeutel zu enden. 
 

(Zustimmung bei der CDU, bei der Linkspar-
tei.PDS und bei der SPD) 

 

Wir sollten auch darüber diskutieren, ob wir den Eltern, 
die ihren elterlichen Pflichten trotz aller Hilfsangebote 
nicht nachkommen, mit Sanktionen drohen. Hierzu müs-
sen sich sicherlich Sach- und Fachkundige verständi-
gen. Aber es kann nicht sein, dass Eltern, die ihre Kinder 
vernachlässigen und die zum Beispiel das Kindergeld 
nicht für ihre Kinder, sondern für sich selbst verwenden, 
nicht daran gehindert werden können. 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Aus meiner Sicht kann die heutige Aktuelle Debatte 
nur der Beginn einer Diskussion über diese Problematik 
in diesem Hohen Hause sein. Ich hoffe und ich gehe da-
von aus, dass die weitere Diskussion hierüber zunächst 
intensiv im Ausschuss für Soziales geführt werden wird 
und dann im Plenum über etwaige Initiativen beraten 
werden wird. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Kurze. - Für die Landesregierung wird Mi-
nisterin Frau Dr. Kuppe sprechen. Bitte sehr.  
 
 

Frau Dr. Kuppe, Ministerin für Gesundheit und So-
ziales: 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herren und 
Damen Abgeordnete! Kevin, Benjamin, Jessica - das 
sind drei Namen. Hinter jedem Namen verbirgt sich eine 
Tragödie - Kindesmisshandlung und Kindestötung. Leid, 
Trauer, Schuld, Versagen, die Suche nach den Verant-
wortlichen - das Drehbuch ist nahezu immer gleich. Me-
dial begleitet uns das Thema aktuell seit dem Tod von 
Kevin. Die Betroffenheit wird noch einige Tage anhalten. 
Aber was passiert dann?  
 

Auch in der Vergangenheit sind in Deutschland Kinder 
verhungert, zu Tode gequält worden, vernachlässigt 
worden, sie sind verwahrlost und verkümmert. Deshalb 
muss diese Debatte mehr als eine kurzfristige Betroffen-
heit auslösen. Mit Appellen allein ist es nicht getan. Wir 
müssen handeln, und zwar nachhaltig handeln.  
 

Es gilt, das Kindswohl zu stärken und Kinder vor Ver-
nachlässigung, Misshandlung und Missbrauch besser zu 
schützen. Das heißt aber auch: Wir müssen die Eltern 
in ihrer Erziehungskompetenz stärken. Das heißt, der 
Staat und die Kommunen müssen Eltern bei der Bewäl-
tigung ihres Lebens mit Kindern unterstützen. Jedes 
Kind braucht gute Bedingungen zum Aufwachsen. Das 
heißt für mich: Wir brauchen auf allen Ebenen eine Alli-
anz für Kinder. 
 

(Zustimmung bei der SPD)  
 

Das heißt, alle Einrichtungen, alle Behörden und alle In-
stitutionen vor Ort müssen besser als bisher zusam-
menarbeiten; sie müssen miteinander arbeiten. Das be-
deutet aber auch, dass sie voneinander wissen. Das be-
trifft die kommunalen Behörden, das Jugend-, das So-
zial- und das Gesundheitsamt, die gesamte Beratungs-
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landschaft, die Ärzteschaft und die Hebammen, das be-
trifft die Kitas genauso wie die Schulen, aber auch die 
Polizei und die Justiz.  
 

So hat die Polizei gelegentlich Informationen, die für die 
polizeiliche Arbeit selbst zweitrangig erscheinen, die 
aber für die Jugendhilfe durchaus von großer Bedeutung 
sein könnten. Deswegen ist es wichtig, dass solche In-
formationen zeitnah und unaufgefordert an die entspre-
chenden Stellen gelangen.  
 

Das heißt, wir müssen die bisweilen starre Abgrenzung 
zwischen den Institutionen aufbrechen. Die Fachwelt 
spricht von einer Versäulung. Genau diese Versäulung 
gilt es zu überwinden. Wir kennen das aus dem Bereich 
der gesundheitlichen Versorgung. Für die Versorgung 
von Familien, von Kindern und Jugendlichen gilt dassel-
be. Wir müssen näher an die Menschen und an ihre Pro-
bleme herankommen und dürfen nicht in Schubkasten-
denken verharren.  
 

Gute Ansätze gibt es. Ich nenne die Stadt Magdeburg. 
Die Landeshauptstadt hat in den Stadtteilen regionale 
Sozialzentren eingerichtet. Dort werden soziale Angebo-
te gebündelt. Hilfe wird aus einer Hand angeboten.  
 

Zusätzlich hat das Jugendamt mit allen Trägern von Ein-
richtungen und Diensten Vereinbarungen nach § 8a des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes zum besseren Schutz 
vor Vernachlässigung abgeschlossen. Es gibt eindeutige 
Festlegungen. Seit Anfang 2006 gibt es auch ein monat-
liches Fortbildungsangebot.  
 

Das Jugendamt der Landeshauptstadt beabsichtigt fer-
ner, mit der Ärzteschaft und mit den Schulen Koopera-
tionsvereinbarungen abzuschließen, um sie als Partner 
in die Sorge für Kinder einzubinden.  
 

Ein zweites Beispiel. Die Stadt Halle baut in den Stadt-
teilen und Wohnquartieren ein Pro-Aktiv-System auf. In 
jeweils einer Einrichtung, sei es eine Kita, ein Hort oder 
eine Jugendfreizeiteinrichtung, werden die Dienste an 
ein sozialpädagogisches Zentrum angebunden.  
 

Dieser primär präventive Ansatz bindet alle Dienste im 
Bereich der Jugendhilfe und der sozialen Begleitung, 
Beratung und Betreuung ein und knüpft an die unmittel-
bare Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger an. Die 
Sozialraumorientierung der einzelnen Stadtteile wird her-
untergebrochen auf die einzelnen Wohnquartiere. Es fin-
det eine Kooperation mit Wohnungsgesellschaften statt. 
Die Bevölkerung wird eingebunden. Auch das ist ein 
wichtiger und ein richtiger Ansatz. 
 

Aber gesellschaftliche Verantwortung für das Wohl der 
Kinder darf nicht allein bei der Jugendhilfe oder bei an-
deren sozialen Behörden abgeladen werden. Es ist un-
verzichtbar, sich fachübergreifend des Themas anzu-
nehmen.  
 

Ich finde es daher nur konsequent, dass beispielsweise 
der Präsident des Landgerichtes Stendal Akteurinnen 
und Akteure aus den Landkreisen sowie Vertreter der 
Jugendämter, von Familien- und Vormundschaftsgerich-
ten, von Jugend- und Amtsgerichten, von der Staats-
anwaltschaft und von der Polizei zu einem Kolloquium 
zu dem Thema „Kommunikatives Netzwerk Kindeswohl“ 
eingeladen hat. Es ist auch gut, dass bei dieser Ver-
anstaltung der Datenschutzbeauftragte unseres Landes 
gleich mit einbezogen wird, um mögliche Hemmnisse 
des Datentransfers unmittelbar mit ihm diskutieren zu 
können.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir brauchen weiterhin 
ein Frühwarnsystem in Sachsen-Anhalt. Eine ganz wich-
tige Rolle dabei können Familienhebammen überneh-
men; Herr Kurze hat es schon angesprochen. Die Heb-
ammen genießen ein großes Vertrauen in der Bevölke-
rung. Es ist völlig normal, ihre Dienste in Anspruch zu 
nehmen und sich ihnen anzuvertrauen.  
 

Darauf aufbauend können Familienhebammen über die 
Geburt eines Kindes hinaus Familien mit sozialen Pro-
blemen begleiten. Im Mittelpunkt des Projektes in Sach-
sen-Anhalt stehen Familien, deren Erziehungskompe-
tenz gestärkt werden soll. Das können zum Beispiel min-
derjährige Mütter, Eltern mit Suchtproblemen oder mit 
psychischen Problemen, Eltern mit Migrationshinter-
grund, Eltern mit eingeschränkten Fähigkeiten, Eltern mit 
besonderen Problemen hinsichtlich der materiellen Res-
sourcen sein.  
 

Da Angebote staatlicher Hilfe von manchen dieser Fami-
lien als Einmischung empfunden werden, ist eine Heb-
amme, so glaube ich, besonders geeignet, um eine un-
komplizierte Beratungs- und Unterstützungsleistung zu 
gewähren. Vom Bund Deutscher Hebammen wurde da-
zu eine Fortbildungs- und Zusatzqualifikation zertifiziert. 
In Sachsen-Anhalt läuft die erste Fortbildungsreihe noch 
bis zum Dezember 2006. Inhaltlich reicht sie vom Adop-
tionsrecht bis zur Zahngesundheit. Die zehn Hebam-
men, die in dem Projekt tätig sind, gehen bereits seit Ju-
li 2006 in Familien hinein. Ich will das Projekt mit dem 
Landesverband der Hebammen zusammen ausbauen.  
 

Bereits zu Beginn des Jahres 2007 soll eine zweite Fort-
bildungswelle starten. Die Zahl der Familienhebammen 
können wir hoffentlich im kommenden Jahr verdoppeln. 
Ich hoffe, dass genügend Interesse vonseiten der Heb-
ammen zu verzeichnen sein wird.  
 

Ich stelle mir vor, dass wir perspektivisch pro zukünfti-
gem Landkreis und pro kreisfreier Stadt mindestens zwei 
Familienhebammen einsetzen werden. Dann werden wir 
also über mindestens 28 Hebammen im Land verfügen.  
 

Dieses Familienhebammenprojekt in Sachsen-Anhalt 
stellt aber nur einen Baustein in einem Frühwarnsystem 
dar. Ich erwähne nur kurz das von dem Landesverband 
des Deutschen Roten Kreuzes in Kooperation mit dem 
Landesverband der Kinder- und Jugenderholungszen-
tren Sachsen-Anhalt erarbeitete Familienprojekt „Elan“. 
Ich erwähne die Aktivitäten der sozialen Beratungsstel-
len. Ich erwähne die Initiativen der Familienverbände 
und auch die vom Land in den Jahren 1999 und 2002 
mit initiierten Leitfäden zur Identifizierung von Gewalt an 
Kindern für die Ärzteschaft, für Erzieherinnen und Erzie-
her sowie für die Lehrerschaft.  
 

Für mich reicht das Frühwarnsystem vor allem auch in 
unsere Kindertagesstätten hinein. Ich appelliere an alle 
Erzieherinnen und Erzieher und an die Eltern noch ge-
nauer hinzuschauen und hinzuhören - auch was neben-
an geschieht. Manche Tragödie könnte dadurch viel-
leicht frühzeitig entdeckt und sogar verhindert werden.  
 

(Zustimmung bei der SPD, von Herrn Steinecke, 
CDU, und von Herrn Kurze, CDU) 

 

Gerade in den Kindertagesstätten können aber auch 
Weichen gestellt werden. Wir haben dort die Chance, 
den Teufelskreis von Benachteiligung zu durchbrechen 
und Kinder stark zu machen. Deshalb lege ich so großen 
Wert auf die Verbesserung der frühkindlichen Bildung 
in unseren Tageseinrichtungen. Das ist eine geeignete 
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Strategie, um auch Kindern aus schwierigen sozialen 
Verhältnissen gleichwertige Startbedingungen für den 
späteren Schulbesuch und für eine erfolgreiche Berufs-
bildung zu geben und eine selbständige, später von 
staatlichen Sozialleistungen möglichst unabhängige Le-
bensführung zu ermöglichen.  
 

Herr Gallert hat vorhin nach der Halbtags- und Ganz-
tagsbetreuung in Kitas gefragt. Auch wenn er jetzt nicht 
anwesend ist, möchte ich der Linkspartei.PDS den Hin-
weis geben: Auch wenn Eltern nicht erwerbstätig sind 
oder sich nicht in einer Aus- und Weiterbildung befinden, 
das Wohl und die Entwicklung eines Kindes jedoch eine 
Ganztagsbetreuung erfordern, ermöglicht § 3a des Kin-
derförderungsgesetzes, dass sich die Landkreise für ei-
ne ganztägige Betreuung in den Kitas als sozialpädago-
gische Familienhilfe entscheiden können.  
 

(Herr Kurze, CDU: Richtig!) 
 

Nur etwa die Hälfte der Landkreise nimmt diese Mög-
lichkeit des Kinderförderungsgesetzes auch wahr. Der 
Landkreis Bernburg geht zum Beispiel - das ist bisher 
der mir bekannte höchste Anteil - für 26 Kinder diesen 
Weg.  
 

Zu einem Frühwarnsystem gehört für mich aber auch, 
die Vorsorgeuntersuchungen im Kindesalter neu zu ord-
nen und verbindlich zu machen. Der Bundesrat hat die 
Bundesregierung beauftragt, die rechtlichen Grundlagen 
dafür zu prüfen. Ich hoffe, dass wir bald auch in diesem 
Feld erfolgreich sein werden.  
 

(Zustimmung bei der SPD, von Herrn Steinecke, 
CDU, und von Herrn Kurze, CDU) 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen an der Fülle 
der aufgezeigten Maßnahmen - Herr Kurze hat noch ei-
nige mehr genannt -, dass bereits von vielen in unserem 
Land viel getan wird. Das entbindet uns aber nicht von 
weiterem engagierten Handeln und auch nicht von der 
Verantwortung, engagiert weiter voranzugehen und ins-
besondere auch bei der Umsetzung der begonnenen 
Projekte konsequent zu sein. Wir dürfen an dieser Stelle 
nicht stehen bleiben, sondern wir müssen darauf achten, 
dass die begonnenen Projekte in der nötigen Qualität 
umgesetzt werden. Wir müssen auf die Vernetzung der 
Akteurinnen und Akteure achten. Wir müssen neue Initi-
ativen entwickeln.  
 

Wir können ein Zeichen setzen und die Rechte der Kin-
der in der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt stär-
ker als bisher verankern. Ich unterstütze die Bundes-
ministerin Frau von der Leyen ausdrücklich dabei, auch 
das Grundgesetz noch stärker um die Rechte der Kinder 
anzureichern. Damit wird eine gesellschaftliche Norm 
gesetzt. 
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU und von 
der Regierungsbank) 

 

Wir müssen prüfen, welche weiteren Bundes- und Lan-
desgesetze geändert werden müssen, um das Kindes-
wohl besser zu berücksichtigen. Wir können zum Bei-
spiel mit den freiwilligen Diensten in unserem Land oder 
auch mit dem Kinderschutzbund ein Projekt „Familien-
patinnen und -paten“ organisieren, um das bürgerschaft-
liche Engagement auch in diesem Bereich zu stärken. 
Wir können die lokalen Bündnisse für Familien in einem 
noch breiteren Umfang als örtliche Netzwerke zum Woh-
le der Kinder nutzen.  
 

Das ist beileibe keine abschließende Liste, aber sie zeigt 
ganz gewiss einen Teil der vorhandenen Handlungs-

bedarfe und der Handlungsoptionen auf und beschreibt 
einen Teil unserer zukünftigen Aktivitäten. Dabei bitte ich 
um Ihre Unterstützung. - Danke. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Frau Ministerin. Frau von Angern wollte ei-
ne Nachfrage stellen.  
 
 

Frau Dr. Kuppe, Ministerin für Gesundheit und So-
ziales: 
 

Ja, bitte sehr.  
 
 

Frau von Angern (Linkspartei.PDS): 
 

Frau Dr. Kuppe, Sie erwähnten die Möglichkeit laut Kin-
derförderungsgesetz, dass Landkreise für Halbtagskin-
der, bei denen ein entsprechender Bedarf aufgrund des 
Wohl und Wehes des Kindes besteht, Stunden hinzu-
kaufen können. Das ist richtig. Ich muss sagen, das ist 
auch aus meiner Sicht ein Schritt in die richtige Rich-
tung.  
 

Meine Frage ist: Ist Ihnen bekannt, dass die Anträge, die 
diesbezüglich gestellt werden, häufig abschlägig be-
schieden werden, mit der Begründung, dass das Geld 
dafür nicht ausreichend sei? 
 
 

Frau Dr. Kuppe, Ministerin für Gesundheit und So-
ziales: 
 

Ich kenne diese Diskussion in etlichen Landkreisen. Ich 
halte sie aber für falsch, weil ansonsten möglicherweise 
noch ganz andere Maßnahmen ergriffen werden müssen 
oder Kinder untergehen. Das können wir uns als Gesell-
schaft wirklich nicht leisten.  
 

Es gibt diese Möglichkeit. Ich werbe bei den Gebietskör-
perschaften dafür, dass sie diese Möglichkeit in An-
spruch nehmen. Das ist die einfachste, aber eine ganz 
wirksame Möglichkeit und Maßnahme, um Kinder zu un-
terstützen und damit eine wirksame Familienhilfe zu ge-
währleisen. Wir können dieses System bei Weitem noch 
ausbauen. 
 

(Zustimmung bei der SPD und von Herrn Kurze, 
CDU) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Frau Ministerin. - Für die FDP-Fraktion wird 
Frau Dr. Hüskens sprechen. Doch zuvor haben wir die 
Freude, Damen und Herren des Heimat- und Schützen-
vereins Salsitz bei Zeitz begrüßen zu können. Seien Sie 
herzlich willkommen!  
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Bitte sehr, Frau Dr. Hüskens. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Fälle von 
Kindstötung und Kindsmisshandlung erschrecken uns in 
Deutschland alle paar Wochen wieder. Es gibt immer 
wieder tot aufgefundene Kinder, ausgesetzte Säuglinge, 
Misshandlung von Kindern und eine kontinuierliche Ver-
nachlässigung.  
 

Wir reagieren darauf mit Betroffenheit und versuchen, 
den Ursachen beizukommen, die zum jeweils letzten Fall 
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geführt haben. In Bremen führt das jetzt dazu, dass die 
Arbeit der Behörden besser koordiniert werden soll, die 
sich um Kinder in problematischen Situationen küm-
mern. Ein entsprechendes Frühwarnsystem solle noch in 
diesem Jahr starten, kündigte Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen an. Justizministerin Brigitte Zy-
pries sagt, dass die Anfang des Jahres eingesetzte Ar-
beitsgruppe „Kindeswohl“ bald Vorschläge vorlegen wer-
de. Von der Leyen erklärt, die Abstimmung zwischen 
den zuständigen Behörden solle so verbessert werden, 
dass ein Kind nicht in einem Vakuum aus Verantwort-
lichkeiten verloren gehe. Das Programm solle im No-
vember zunächst in fünf Städten in Norddeutschland 
starten. Für das Projekt sind 10 Millionen € eingestellt.  
 

Ich glaube, dies zeigt sehr gut, wie wir reagieren. Auf 
diese Weise haben wir in den vergangenen Jahren eine 
ganze Reihe von Instrumenten entwickelt, die mehr oder 
weniger geeignet sind, Fälle von Misshandlungen oder 
Tötungen zu vermeiden.  
 

Frau Ministerin Kuppe und Herr Kurze haben bereits 
sehr umfangreich aufgezeigt, welche Instrumente wir in 
unserem Bundesland gefunden haben, die wir in den 
letzten Jahren entwickelt haben. Frau Kuppe hat darge-
stellt, was wir zukünftig an weiteren Instrumenten einfüh-
ren wollen.  
 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir alle wissen 
aber, dass wir damit zwar Vernachlässigung und Miss-
handlungen beenden können, aber dass wir sie nicht im 
Vorfeld vermeiden können. Wir wissen, dass wir diesem 
Phänomen damit nicht wirklich begegnen können.  
 

Aus diesen Gründen kommt Hebammen, Kinderärzten, 
Lehrern, Erziehern, aber auch Freunden, Verwandten 
und Nachbarn eine enorme Bedeutung zu. Nur sie kön-
nen oft den Behörden den Hinweis geben, der es ermög-
licht, tätig zu werden. Deshalb sollten wir ihnen als Poli-
tiker den nötigen gesellschaftlichen Rückhalt geben, 
auch wenn sie Eltern einmal zu Unrecht verdächtigen. In 
diesem Dilemma steckt bei uns doch jeder Bürger: Ist 
eine Anzeige bei der Behörde fragwürdiges Denunzian-
tentum oder ist es engagierter Bürgersinn?  
 

Umso erfreulicher ist es, dass etwa in Berlin immer mehr 
misshandelte und vernachlässigte Kinder durch Hinwei-
se von aufmerksamen Nachbarn entdeckt werden und 
Behörden wie Wissenschaftler davon ausgehen, dass 
das kein Indiz dafür ist, dass die Zahl der Fälle steigt, 
sondern dass tatsächlich das Dunkelfeld aufgehellt wird. 
Noch viel zu oft sehen Menschen weg, die in der Lage 
wären zu helfen, und sagen sich: Es geht mich nichts 
an, sollen sich doch andere darum kümmern und vor al-
lem soll dies der Staat tun.  
 

Die gleichen Probleme wie die Nachbarn hat auch die 
Verwaltung, die tätig werden muss. Auch sie befindet 
sich jedes Mal im Zweispalt zwischen den Rechten der 
Eltern und der Sorge um das Wohl des Kindes. Ich 
fürchte, dass auch eine Änderung der Verfassung in die-
sem Bereich keine Klarheit geben wird.  
 

Man muss sich immer die Fragen stellen: Sind die Vor-
würfe begründet oder nicht? Welche Hilfe, aber auch 
welche rechtlichen Maßnahmen können und müssen 
angeboten und angeordnet werden?  
 

Auch hier gilt: Die rechtlichen Grundlagen sind hinrei-
chend, aber wir müssen die Anwendung verbessern. Ich 
glaube, wir müssen den hier tätigen Behörden sehr häu-
fig aus dem politischen Umfeld den Rücken stärken. Im-

mer dann, wenn Behörden zu Unrecht gehandelt haben, 
machen auch wir uns relativ schnell ins Gebüsch und 
drücken uns vor der Verantwortung. 
 

Meine Damen und Herren! Wir werden in unserer heuti-
gen Debatte auch dieses Problem nicht lösen. Sicher ist, 
Eltern sorgen sich um ihre Kinder und geben ihnen die 
bestmöglichen Bedingungen. Aber es gibt Ausnahmen. 
Den wenigen, aber dramatischen Fällen werden wir mit 
weiteren Gesetzen nicht Einhalt gebieten können. Aber 
wir können die Bürger weiterhin sensibilisieren, die El-
ternkompetenz stärken und den Behörden die notwen-
dige Unterstützung geben. Das sollten wir auch tun. - Ich 
danke Ihnen. 
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke sehr, Frau Dr. Hüskens. - Für die SPD-Fraktion 
spricht die Abgeordnete Frau Grimm-Benne. 
 
 

Frau Grimm-Benne (SPD):  
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren Kollegen! Die sieben Wochen alte Leonie wurde tot 
neben ihrer Mutter gefunden, die am Morgen noch mehr 
als zwei Promille Alkohol im Blut hatte. Der Säugling hat-
te Schaum vor dem Mund. Ersten Vermutungen zufolge 
hat die Mutter den Säugling nicht richtig gefüttert, so-
dass Leonie an ihrem Erbrochenen erstickte. Die Mutter 
wurde seit Jahren vom Jugendamt betreut. Es war be-
kannt, dass sie unter Alkoholsucht litt. Die Zeichen deu-
ten auf Kindesvernachlässigung als Folge von Verwahr-
losung hin.  
 

Der zweijährige Kevin lag tot im Kühlschrank des Vaters. 
Sein linker Oberschenkel, das rechte Schienbein und 
der linke Unterarm waren gebrochen. Er hatte Blutungen 
am Schädel. Die Familie von Kevin stand seit seiner 
Geburt unter der Aufsicht des Jugendamtes. Die Eltern 
waren drogensüchtig.  
 

Es ist wichtig und begrüßenswert, dass wir über diese 
tragischen Fälle von Kindesmisshandlung und Kindes-
tötung öffentlich debattieren. Aber es ist auch typisch, 
dass es immer eines Aufschreis wie beispielsweise des 
Briefes der Lehrer der Berliner Rütli-Schule, eines NPD-
Wahlerfolges oder der soeben geschilderten entsetz-
lichen Vorfälle bedarf, um den Blick der Öffentlichkeit auf 
die Belange dieser schutz- und rechtlosen Kinder zu len-
ken.  
 

Wenn es gelingt, so ist dieser Blick oft geprägt von einer 
folgenlosen Elendsfaszination, gar von der klammheim-
lichen Erleichterung, dass die eigenen Kinder es besser 
getroffen haben.  
 

2,5 Millionen Jugendliche unter 18 Jahren werden in 
Deutschland in materiellen Verhältnissen groß, die nach 
offizieller Lesart als „Armut“ bezeichnet werden. Als arm 
gilt, wer über weniger als 60 % des durchschnittlichen 
Haushaltsnettoeinkommens verfügt; so lautet die Defini-
tion der Europäischen Union.  
 

In Deutschland sind das 938 €. Nach dieser Abgrenzung 
ist der Anteil der Armen von 1998 bis 2003 von 12,1 % 
auf 13,5 % gestiegen. Armut bedeutet nicht sogleich die 
Erklärung für Kindesmissbehandlung und Kindestötung 
oder schlechte Erziehung, damit ich hier nicht falsch 
verstanden werde. Aber sie ist eine Gefahr im Zusam-
mentreffen mit anderen Faktoren, nämlich mit Dauer-
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arbeitslosigkeit, mit mangelnden Deutschkenntnissen, 
mit Gewalt in der Familie, mit Alkohol- und Drogenmiss-
brauch. 
 

Diesen Menschen fehlt zunehmend die Energie für ihre 
Kinder. Sie haben über lange Zeit gelernt, dass alles 
sowieso keinen Sinn hat. Viele Arbeitslose leiden unter 
dem Gefühl, nicht gebraucht zu werden. Bei dem, der 
lange nicht gebraucht wird, ist die Gefahr sehr groß, 
dass er irgendwann zur Flasche greift. Wenn man sich 
selbst nicht mehr spürt, wie soll man dann ein Kind spü-
ren?  
 

Dabei bekommen gerade in den so genannten sozial 
schwachen Schichten viele Frauen Kinder, weil sie den-
ken, dass dann endlich jemand für sie da ist. Dann stel-
len sie fest, dass ihnen das Kind viel abverlangt. Je nach 
Temperament kann das in Wut oder in Resignation 
münden.  
 

Die offiziellen Zahlen über die Anzahl misshandelter Kin-
der sind leider nur ein Teil der Wahrheit. Die Dunkelziffer 
ist vermutlich sehr viel höher. Verwahrlosung beginnt be-
reits dort, wo das Kind bis nachts um 1 Uhr fernsieht und 
dann zum Frühstück nichts weiter als eine Tüte Chips 
bekommt.  
 

In Deutschlands Problemvierteln sind die Straßen oft 
menschenleer. Viele werden apathisch, ziehen sich in ih-
re Wohnungen zurück. Ihre Kinder kennen keine Spiele, 
bewegen sich nicht und sind oft krank.  
 

Der Kinderschutzbund weiß, wann die Verwahrlosung 
von Familien beginnt. Das ist zum Beispiel dann der Fall, 
wenn hilflose Eltern mit ihrem schreienden Säugling 
kommen, weil das Baby seit Tagen die Nahrungsaufnah-
me verweigert. Ein Arzt diagnostizierte eine heftige Ent-
zündung im Rachenraum. Die Mutter hatte nicht ge-
wusst, dass man den Schnuller für das Baby auskochen 
muss.  
 

Ein anderes Paar hat sein Kind mit Dosenmilch gefüttert. 
Für einen Säugling, dessen Magen- und Darmtrakt noch 
nicht richtig ausgebildet ist, kann das tödlich sein.  
 

Ein Beispiel, das mir eine Kinderärztin erzählt hat, zu der 
eine Mutter gesagt hat: Ich ziehe auch mein drittes Kind 
nicht mit der Milchflasche, sondern mit der Colaflasche 
groß; das hat den anderen beiden auch nicht geschadet.  
 

Wir haben es bundesweit mit wenigstens 1,5 Millionen 
Kindern und Jugendlichen zu tun, die hiervon betroffen 
sind. Hier muss der Staat Verantwortung zeigen. Dazu 
ist er auch verpflichtet.  
 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 
 

Es ist eine Offensive im Namen derer erforderlich, die 
nicht einfach deshalb abgeschrieben werden dürfen, weil 
ihre Startbedingungen dermaßen schlecht sind. Wir 
brauchen - das ist heute schon mehrfach angesprochen 
worden - ein durchgehendes Frühwarnsystem von den 
Geburtskliniken, den Hebammen, den Kinderärzten bis 
hin zu den Kitas und Schulen - jede Station vernetzt mit 
Sozialarbeit.  
 

Wir müssen ein faires Zukunftsbild entwickeln, ohne 
Schnüffelstaat zu werden. Wer das nicht will, muss wei-
tere Kinderdramen in Kauf nehmen. Diese Aussage 
stammt nicht von mir, sondern vom Vizepräsidenten des 
Kinderschutzbundes Professor Hubertus Lauer. Dieser 
Aussage kann ich mich nur anschließen. 
 

Ein weiterer Punkt, der ebenfalls heute schon angespro-
chen worden ist: Das A und O bleibt auch aus meiner 

Sicht die frühkindliche Bildung in den Kindertagesstätten 
und später in den Grundschulen. Hier haben wir das Po-
tenzial, die Weichen zu stellen, damit die Kinder nicht 
geradewegs in die Sackgasse fahren.  
 

Wir wissen, dass viele Kinder aus den betroffenen Fami-
lien Zuhause kaum Bücher haben und oft vor dem Fern-
seher geparkt werden. Zum Teil mangelt es an ganz all-
täglichen Fertigkeiten wie Essen, Anziehen oder fair mit 
anderen Kindern zu spielen. In den Kindergärten können 
wir ihnen das geben, was sie Zuhause nicht bekommen. 
Zudem haben wir die Chance, auf die Familien zu wir-
ken, sie einzubeziehen. Hier sind wir mit dem Umbau 
der Kitas zu Eltern-Kinder-Zentren auf dem richtigen 
Weg.  
 

Auf eine Besonderheit bei den jetzt bekannt gewordenen 
Fällen möchte ich Sie, meine Damen und Herren, noch 
aufmerksam machen. In allen Fällen waren die Eltern 
und die Kinder den Jugend- bzw. den Sozialämtern be-
kannt. Kann es sein, dass Kinder- und Jugendhilfe in 
zunehmendem Maße nach Kassenlage erfolgt? 
 

Entscheidungen darüber, ob Kinder aus Problemfamilien 
in außerfamiliäre Obhut gegeben werden, werden an-
scheinend nicht mehr allein nach fachlichen Gesichts-
punkten gefällt. Eine Heimunterbringung ist nämlich teu-
er. Auch über Hilfen für die Erziehung - Frau Ministerin 
hatte es angesprochen - könnte man vielen Kindern ei-
nen Ganztagsanspruch in Kitas sicherstellen, wenn sie 
ihn dringend benötigen. Hiervon wird in vielen Kommu-
nen aus dem Spardruck heraus kein Gebrauch gemacht. 
 

Gestatten Sie mir zum Abschluss noch zwei Anmerkun-
gen. Die demografische Entwicklung wird auch in die-
sem Land immer mehr zum Zauberwort. Dabei ist das 
Wort Kosteneinsparungen ein untrennbarer Bestandteil 
der demografischen Entwicklung geworden. Nun gibt es 
durchaus Bereiche, in denen die demografische Ent-
wicklung zu Kosteneinsparungen führen kann. Der hier 
thematisierte Bereich gehört aber mit Sicherheit nicht 
dazu. Das will ich Ihnen an einem kurzen Beispiel erläu-
tern.  
 

Wir werden in den Haushaltsberatungen über Schwan-
gerschaftskonfliktberatungsstellen reden. Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstellen sollen an den Schlüssel 
1 : 40 000 Einwohner angepasst werden. Das könnte 
dazu führen, dass insbesondere im ländlichen Raum die 
Beratung ausgedünnt würde, obwohl - das ist auch be-
kannt - der Bedarf an Beratung überproportional an-
steigt. Das können wir so nicht wollen, zumal unser 
Frühwarnsystem, das wir alle wollen, dann schon wieder 
Lücken aufweisen würde. 
 

Noch eine letzte Bemerkung für diejenigen Kolleginnen 
und Kollegen, denen meine Ausführungen zu sehr in 
Richtung staatlicher Reglementierung gehen, die der 
Auffassung zuneigen, jeder trage selbst Verantwortung 
und gerade Eltern müssten diese auch wahrnehmen: 
Die so genannten Sorgenkinder sind buchstäblich unse-
re Kinder. Das ist ein unschön instrumentelles Argu-
ment, aber es stimmt. Angesichts der Zurückhaltung der 
gut Ausgebildeten in puncto Familiengründung wird es 
über kurz oder lang von existenzieller Bedeutung für 
Wirtschaft und Gesellschaft sein, wie viele Kinder aus 
schwierigen Verhältnissen es aus diesem Kreislauf her-
ausschaffen, es sogar an die Universität schaffen. - Vie-
len Dank für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der Links-
partei.PDS) 
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Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Frau Grimm-Benne. - Für die Linkspartei.PDS 
spricht Frau von Angern. 
 
 

Frau von Angern (Linkspartei.PDS): 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren Abgeordneten! Es ist ein sehr schwieriges Thema, 
dem wir uns heute als Parlament stellen wollen.  
 

Ich denke, Kindesmisshandlung und Kindestötung macht 
alle hier im Saal betroffen und mit Sicherheit auch viele 
Menschen in Sachsen-Anhalt. Doch Betroffenheit hilft 
den Kindern nicht, vor allem nicht den Kindern, denen 
wir alle noch helfen könnten.  
 

Politik muss daher in der Lage sein, ein Problem zu er-
kennen, dessen Ursache zu analysieren und mögliche 
Lösungsansätze zu finden - alles in allem ein sehr kom-
plexes Vorgehen. 
 

Kindesmisshandlung ist in ihrer Art und Weise ebenso 
komplex. Sie kann sowohl physischer als auch psychi-
scher Natur sein. Aber auch das sind nur zwei Fasset-
ten. 
 

In einer Vereinbarung zwischen einer Kommune und ei-
nem freien Träger der Jugendhilfe ist beispielsweise zu 
lesen, dass Kindeswohlgefährdung ein Unterlassen oder 
Handeln sei, das mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erheb-
lichen körperlichen, geistigen oder seelischen Beein-
trächtigungen der Persönlichkeitsentwicklung des Kin-
des führe. - Doch was steckt hinter diesem Satz? 
 

Kindesmisshandlung und -verwahrlosung beginnt bereits 
da, wo Kinder - wie vorhin bereits gesagt - mit dem Ba-
bysitter Fernseher alleingelassen werden oder wo sie 
zum Frühstück vielleicht nur eine „Milchschnitte“ oder 
vielleicht auch gar nichts bekommen, weil die Eltern 
noch schlafen. Kinder werden sich selbst überlassen, er-
leben keine Liebe, keine Fürsorge, keine Familie.  
 

Kindesmisshandlung ist natürlich auch das Ohrfeigen 
oder das Schlagen von Kindern. Laut einer Unicef-Sta-
tistik sterben in Deutschland jede Woche zwei Kinder an 
den Folgen von Kindesmisshandlung oder -vernachläs-
sigung. 
 

So komplex, wie das Problem ist, so komplex sind auch 
die Gründe, die dazu führen. So ist auch die Verantwor-
tung von Politik sowohl auf Bundes- als auch auf Lan-
des- und kommunaler Ebene nicht zu verschweigen. Der 
jahrelange Sparzwang auf allen Ebenen macht sich im 
besonderen Maße in der Kinder- und Jugendhilfe be-
merkbar. Parallel dazu wachsen Armut und soziale Ge-
gensätze. 
 

Das knüpft an die vorhergehende Debatte über die sozi-
ale Spaltung der Gesellschaft an. Die Armut in Deutsch-
land wächst stetig und die Armut bei Kindern wächst in 
einem beängstigend rasanten Tempo. Wir können von 
einer Infantilisierung der Armut sprechen.  
 

Vor einem Jahr sprachen wir noch davon, dass jedes 
vierte Kind in Sachsen-Anhalt in Armut lebt. Laut aktuel-
len Zahlen der Bundesagentur für Arbeit ist nunmehr 
schon fast jedes dritte Kind im Land von Armut betroffen. 
Davor dürfen wir nicht die Augen verschließen. 
 

Die Zahl der Erwerbslosen ist nach wie vor sehr hoch, 
und wir haben infolgedessen damit zu tun, dass es mehr 
und mehr Menschen gibt, denen der Sinn des Lebens 
abhanden gekommen ist oder abhanden kommt. Sie lei-

den unter dem Gefühl, nicht mehr gebraucht zu werden. 
Leider ist dann die Gefahr sehr groß, dass man selbst 
der Verwahrlosung anheim fällt. Ja, Frau Budde, wir soll-
ten an dieser Stelle den Mut haben, tatsächlich von Ver-
wahrlosung zu sprechen. 
 

Nun ist Kindesmisshandlung nicht allein auf das Thema 
Geld zu reduzieren, aber sie ist eben auch eine Folge 
der sich weiter öffnenden sozialen Schere.  
 

Ein sehr wichtiger Punkt, den Politik angehen muss, ist 
aus der Sicht der Linkspartei.PDS, die Gesetzesfolgen-
abschätzung hinsichtlich der Wirkungen auf Kinder und 
Familien zu erweitern. Ich sage Ihnen schon vorher: Das 
wird mit Sicherheit weh tun; denn über allem schwingt 
das Fallbeil mit der Aufschrift Konsolidierungszwang.  
 

Ich gebe Ihnen grundsätzlich durchaus Recht, wenn Sie 
sagen, dass wir jetzt nicht auf Kosten späterer Genera-
tionen leben dürften. Sparen ist aber kein Selbstzweck 
und wird zum Problemfall, wenn dem insbesondere Kin-
der zum Opfer fallen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Zustimmung bei 
der SPD) 

 

Ich werde an dieser Stelle erneut in eine tiefe Wunde in 
Sachsen-Anhalt stechen: Ich hätte großes Interesse dar-
an zu wissen, zu welchem Ergebnis eine Gesetzfolgen-
abschätzung beim Kinderförderungsgesetz geführt hätte. 
Da hilft auch nicht die Floskel, wir hätten bundesweit das 
beste Gesetz zur Kinderbetreuung. Das sagt nämlich in 
diesem Punkt noch gar nichts aus. 
 

(Herr Kosmehl, FDP: Das ist so!) 
 

Frau Dr. Kuppe, ich stehe an Ihrer Seite, wenn Sie sa-
gen, dass Kindergärten Kindern das geben können, was 
sie zu Hause nicht bekommen; denn es kann eben nicht 
so einfach gesagt werden - wie in diesem Saal in der 
damaligen Debatte geäußert -, dass alle Erwerbslosen 
per se am besten für ihre Kinder sorgen könnten. Herr 
Haseloff, wenn Sie von paradiesischen Zuständen spre-
chen, die wir uns herbeiwünschten, dann sehe ich das 
als puren Zynismus; denn Kinder können sich eben nicht 
selbst helfen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Minister Herr 
Dr. Daehre: Aus dem Zusammenhang gerissen!) 

 

Wir dürfen die Augen nicht vor den Konflikten und Pro-
blemen verschließen, die in den Familien existieren, son-
dern müssen sie benennen und Lösungen dafür suchen, 
auch auf die Gefahr hin, dass damit finanzielle Folgen 
für das Land verbunden sind. 
 

Mir geht es an dieser Stelle nicht um einen Generalver-
dacht gegenüber allen Eltern, aber Eltern und Staat ha-
ben die Pflicht, jedes Kind zu schützen.  
 

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen von CDU und 
SPD! Die Kinder und Familien in Sachsen-Anhalt brau-
chen zunächst kein kostenfreies Vorschuljahr, sondern 
sie brauchen die Chance der Teilhabe. 
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Da stimme ich voll und ganz mit dem Europäischen Rat 
überein, der die Mitgliedstaaten erst im März 2006 auf-
forderte, allen Kindern unabhängig von ihrer sozialen 
Herkunft die gleichen Chancen zu bieten. 
 

Ich hätte mir gewünscht, dass nicht nur drei Kollegen der 
CDU bei der Anhörung am vergangenen Freitag im So-
zialausschuss zum Thema Kinderarmut anwesend ge-
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wesen wären, sondern mehr gehört hätten, was die zu 
sagen haben, die evaluiert haben, wie es Kindern in 
Sachsen-Anhalt geht. 
 

Wir müssen uns den Problemen also ehrlich stellen, und 
die Probleme in manchen Familien sind groß. Nicht von 
ungefähr fordern Familienverbände, dass möglichst nie-
drigschwellige Angebote für Familien gefördert werden. 
Es geht dabei oft einfach nur darum, dass Familien wie-
der beigebracht wird, eine Familie zu sein - aus unse-
rer Sicht vielleicht simple Dinge wie ein gemeinsames 
Abendessen oder ein gemeinsamer Spaziergang. 
 

Vor diesem Hintergrund halte ich es für äußerst gefähr-
lich, wenn gerade die Mittel für Ehe-, Lebens-, Familien- 
und Erziehungsberatungsstellen im Jahr 2007, wie im 
Haushaltsplanentwurf zu lesen, um 38 % gekürzt wer-
den. Den entsprechenden Trägern wird in einem einsei-
tigen Brief lediglich mitgeteilt, sie mögen den verringer-
ten Ansatz bei ihrer Antragstellung für das Jahr 2007 be-
rücksichtigen. Das Problem oder, besser gesagt, die feh-
lende Hilfe für die Menschen, die dahinter steckt, bleibt 
unbenannt.  
 

Ich habe sehr wohl und positiv aufgenommen, dass so-
wohl CDU als auch SPD dies rückgängig machen wol-
len; denn die Ehe-, Lebens-, Familien- und Erziehungs-
beratungsstellen sind ein wichtiger Bestandteil des mo-
mentan oft geforderten Netzwerkes vor Ort. Das Netz-
werk ist bereits existent und arbeitet gut. Dies kann sich 
jedoch ändern, wenn wir den Rotstift ansetzen. 
 

Wenn wir in die Praxis hineinhören, wird gesagt, dass 
bei Netzwerken vor allem das persönliche Miteinander 
wichtig ist. Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit kann 
aber ein Gesetz nicht bewirken. Deshalb ist es auch so 
wichtig, dass die momentane Diskussion nicht allein auf 
den Staat oder die Behörden gerichtet ist. Die gesell-
schaftliche Sensibilität ist hierbei gefragt. Jeder und jede 
muss hinschauen und sich gegebenenfalls einmischen. 
Wir brauchen ein gesellschaftliches Klima, in dem Kinder 
einen besonderen Schutz genießen und nicht als Erstes 
nach ihren Kosten gefragt wird - sowohl politisch als 
auch gesellschaftlich. Das kann ein Gesetz allein nicht 
leisten. 
 

Wie schaut es konkret auf kommunaler Ebene aus? 
- Beim Konsolidierungskurs stehen Kinder- und Jugend-
freizeiteinrichtungen als so genannte freiwillige Aufgabe 
ganz oben an. Außerdem ist man fast froh, wenn der 
Mitarbeiter des Jugendamtes nach dem Kontakt mit ei-
ner so genannten Problemfamilie nicht die Empfehlung 
für eine erzieherische Hilfe ausspricht; denn ambulante 
Hilfen oder gar ein Heimaufenthalt kosten eben Geld. 
Aus der Sicht des Kämmerers ist das verständlich, aus 
der Sicht des Kindes kann dies eine Katastrophe sein. 
 

Insgesamt kommt es also nicht allein auf Netzwerke der 
Behörden an, sondern auch auf das für die erforderliche 
Hilfe bereitstehende Geld. - Dies zum Problemaufriss; 
denn mehr kann in einer Aktuellen Debatte nicht geleis-
tet werden. 
 

Es ist dringend erforderlich, dass wir uns mit den Ur-
sachen von Kindesmisshandlung auseinander setzen. 
Die heutige Debatte kann nur ein erster Schritt sein. Ich 
werbe dafür, dass wir uns im Ausschuss für Soziales im 
Rahmen der Selbstbefassung mit diesem Thema und 
mit den entsprechenden Fachleuten auseinander setzen 
und dem Parlament daraus resultierend einen Hand-
lungsvorschlag unterbreiten. Der Ruf nach mehr Geset-

zen ist kein Allheilmittel; denn sie lösen das eigentliche 
Problem nicht. 
 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der CDU, 
ich gebe Ihnen in einem Punkt völlig Recht.  
 

(Oh! bei der CDU)  
 

Grundsätzlich ist die Familie der schönste Raum, in dem 
ein Kind aufwachsen kann. Genau deshalb müssen wir 
etwas dafür tun, dass die Familie tatsächlich auch der 
schönste Raum ist. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Frau von Angern. - Mit diesem Debattenbei-
trag ist das zweite Thema abgehandelt. Wir schließen 
Tagesordnungspunkt 21, die Aktuelle Debatte, da keine 
Beschlüsse gefasst werden. 
 
 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 
 
 
 

Erste Beratung 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nung im Land Sachsen-Anhalt (Ladenöffnungsgesetz 
Sachsen-Anhalt - LÖffG-LSA) 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 5/288 
 
 
 

Einbringer ist der Minister für Wirtschaft und Arbeit. Herr 
Dr. Haseloff, Sie haben das Wort. 
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit: 
 

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Auf der Grund-
lage der Vorarbeiten der Kommission von Bundestag 
und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaat-
lichen Ordnung wurde auf Vorschlag der Fraktionen von 
CDU/CSU und SPD ein Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes von Bundestag und Bundesrat beraten 
und beschlossen. Dieses ist inzwischen in Kraft getre-
ten. 
 

Danach steht den Ländern die Gesetzgebungskompe-
tenz auch für den Bereich des Ladenschlusses zu. Es ist 
allerdings keine zwingende Verpflichtung für die Länder 
geschaffen worden, von der Befugnis Gebrauch zu ma-
chen. In dem Gesetz heißt es: Es kann durch Landes-
recht ersetzt werden.  
 

Nur zur Information: Macht ein Land von der ihm einge-
räumten Befugnis keinen Gebrauch, so gilt für dessen 
Gebiet das bestehende Recht weiter. Es bliebe also 
beim alten, oft kritisierten und oft auch gebrochenen Ge-
setz über den Ladenschluss des Bundes. 
 

Für das Land Sachsen-Anhalt schlägt die Landesregie-
rung vor, die sich aus der Änderung des Grundgesetzes 
ergebenden Chancen zu nutzen und eine landesrecht-
liche Regelung zu schaffen. Warum? - Es ist aufgrund 
meiner mehrjährigen Erfahrung mit diesem Gesetz nach 
meinem Dafürhalten ein Gebot der Redlichkeit und der 
Ehrlichkeit. Es ist aber auch ein Gebot der Entbürokrati-
sierung, die an dieser Stelle notwendig ist. Wer den Voll-
zug dieses Gesetzes kennt oder die vielen Sonderpara-
grafen und Sonderregelungen, der weiß, wovon ich re-
de. Und es entspricht der neuen Lebenswirklichkeit, die 
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sich generell in der Europäischen Union an allen Ecken 
und Enden durchaus bemerkbar macht.  
 

Die Steigerung des Umsatzes und der Zuwachs an Be-
schäftigung im Einzelhandel wird mit dem Gesetzentwurf 
nicht verfolgt. Dies wäre durch ein Ladenschluss- bzw. 
Ladenöffnungsgesetz auch nicht möglich. Inwieweit es 
partiell gegebenenfalls Zuwachseffekte gibt, kann man 
jetzt noch nicht einschätzen. Aber es ist ausdrücklich 
kein Wirtschaftsförderungsgesetz im originären Sinne. 
Es geht lediglich darum, den Handeltreibenden mehr 
Gestaltungsfreiraum zu geben, die Wünsche der Kund-
schaft besser zu erfüllen und den Schutz der Beschäftig-
ten trotzdem und selbstverständlich zu sichern.  
 

Hier sage ich ganz eindeutig, dass der Schutz der Be-
schäftigten - in diesem Bereich sind es immerhin über 
50 000 - durchaus auch im Blick aller Überlegungen der 
Landesregierung gestanden hat. Bei den Begleitaktivitä-
ten, die notwendig sind, um so ein Landesgesetz zu imp-
lementieren, werden wir darauf weiterhin ein starkes Au-
genmerk richten und alle zur Verfügung stehenden ord-
nungspolitischen und rechtlichen Möglichkeiten auch un-
ter Nutzung des Tarifrechtes einsetzen, damit die Inte-
ressenlagen und die Bedingungen für die Beschäftigten 
nicht verschlechtert werden. 
 

Des Weiteren geht es darum, die Verwaltungsbehörden 
von unnötigen Verwaltungs- und Kontrollpflichten zu ent-
lasten sowie den Schutz der Sonn- und Feiertage wie 
bisher im Sinne der Verpflichtung des Grundgesetzes 
und unserer Landesverfassung zu garantieren.  
 

Bezüglich der Kontrollpflichten ist Folgendes zu bemer-
ken: Die Entbürokratisierung und die Flexibilisierung soll 
vor allen Dingen - was ich schon am Anfang sagte - zu 
mehr Wahrheit, Redlichkeit und Ehrlichkeit beim Admi-
nistrieren derartiger Gesetze führen, sodass es nicht 
mehr notwendig ist, Anlässe zu konstruieren bzw. durch 
alle möglichen Winkelzüge etwas an der Gesetzeslage 
vorbei zu realisieren, was anschließend auf dem Klage-
weg überprüft und kontrolliert werden kann und in den 
meisten Fällen auch wieder eingefangen wird. Aber 
schlicht und einfach ist dann der Anlass schon ver-
strichen. 
 

Sofern es infolge der Neuordnung der Ladenöffnung zu 
Umsatzsteigerungen und zu einem Beschäftigungseffekt 
kommen sollte, würde dies angesichts der Entwicklung 
der Zahlen in den vergangenen Jahren ein erfreulicher 
Nebeneffekt sein; denn wir wissen, dass gerade der Ein-
zelhandel sehr stark von Beschäftigungsreduzierungen 
betroffen war. Das korreliert sicherlich auch in Teilen mit 
der Entwicklung der Bevölkerung und der generellen 
Kaufkraftentwicklung. Aber die Kaufkraftentwicklung ist 
nicht der ausreichende Begründungsfakt dafür; denn es 
geht vor allen Dingen darum, dass wir die Möglichkeiten, 
die der Bürger heute aktuell für sich in Anspruch neh-
men möchte, mit entsprechenden Angeboten korres-
pondieren lassen. 
 

Das Kabinett hat am 29. August und am 5. Septem-
ber 2006 über den Entwurf des Gesetzes zur Neuord-
nung des Ladenschlusses intensiv und zum Teil kontro-
vers diskutiert und ihn zur Anhörung freigegeben. Ange-
hört wurden die evangelische und die katholische Kir-
che, der DGB, ver.di, der Verband der Kaufleute, die bei-
den Industrie- und Handelskammern, die Handwerks-
kammer, die kommunalen Spitzenverbände und noch 
verschiedene andere Sozialpartner, die in diesem Zu-
sammenhang von uns mit kontaktiert wurden. 

In der Begründung zu dem Gesetzentwurf ist das Er-
gebnis des Anhörungsverfahrens dargestellt worden. Es 
ist eine seltsame Tendenz spürbar. Wenn wir die Fak-
ten, die wir im Gesetzestext abschließend niedergelegt 
haben, wirklich wortwörtlich auf ein Blatt Papier schrei-
ben würden, dann wäre das Ergebnis, dass fast alle 
Fakten, über die strittig diskutiert wurde und die auch in 
der Anhörung ziemlich bipolar abgebildet wurden, einen 
Mittelwert darstellen und sich natürlich die üblichen Ar-
gumente der Kammerseite, der Gewerkschaftsseite und 
der Kirchenseite widerspiegelten. Das geschah aber in 
einer Sachlichkeit und Nüchternheit, die wir als Landes-
regierung als wohltuend empfunden haben, weil es allen 
beteiligten Partnern, die angehört wurden, ebenso wie 
der Landesregierung um den Fakt an sich geht, um die 
schützenswerten Dinge, aber auch um das Akzeptieren 
von Notwendigkeiten innerhalb unseres Gemeinwesens. 
 

Es soll also eine Reform stattfinden, die möglichst viel 
beibehält. Dafür gibt es an verschiedenen Stellen einen 
Grundgesetzauftrag. Auf der anderen Seite sollen Ände-
rungen akzeptiert werden, die möglichst im Gleichklang 
mit den benachbarten Bundesländern erfolgen. In ver-
schiedenen Anhörungsschreiben ist zum Ausdruck ge-
bracht worden, dass beides möglichst gleichermaßen er-
folgt.  
 

Das ist an dieser Stelle ein nicht auflösbarer Gordischer 
Knoten; denn es würde bedeuten, dass wir den Ände-
rungsbedarf, den eigentlich alle Seiten sehen, mit einer 
Einheitlichkeit in einem größeren Wirtschaftsraum kom-
binieren und das mit einer Synchronisation zwischen 
den einzelnen Bundesländern verbinden, die Versuche 
gar nicht möglich macht, einen Entwurf oder ein Konzept 
auf den Tisch zu legen. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Minister? 
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit: 
 

Ich möchte das an den Schluss stellen.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Zum Schluss, Frau von Angern. 
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit: 
 

Ich sehe das deswegen als nicht erfüllbar an, weil wir 
uns als Land Sachsen-Anhalt in den letzten Jahren sehr 
intensiv mit dem Vollzug des alten Gesetzes beschäftigt 
haben und auch dort schon mit den Sozialpartnern und 
den Betroffenen, die ich schon nannte, sehr intensiv im 
Gespräch waren. Das geschah jedes Mal, wenn es 
darum ging, Gesetzesbrüche einzufangen, kommunales 
Ausbrechen aus der gesetzgeberischen Linie zu bewer-
ten und für die Zukunft einen Handlungskatalog für den 
Umgang mit der kommunalen Seite zu entwickeln, in der 
das stattfindet. 
 

Aufgrund dieser in Sachsen-Anhalt gemachten Erfahrun-
gen hatten wir - dazu stehe ich nach wie vor - das Selbst-
bewusstsein, einen eigenen Gesetzentwurf zu erstellen. 
Es sind die Erfahrungen Sachsen-Anhalts, die wir abbil-
den wollen. Es ist auch ein konkretes Ergebnis der Fö-
deralismusdiskussion, dass das auf Länderebene be-
handelt und zum Abschluss gebracht werden soll, so-
dass wir an dieser Stelle kein Minderwertigkeitsgefühl 
haben sollten, sondern schlicht und einfach offensiv mit 
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einer guten Begründungslinie nach vorn gehen sollten. 
Das haben wir getan. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Diese Arbeit für Sachsen-Anhalt ist durchaus auch in 
anderen Bundesländern mit Respekt aufgenommen wor-
den. Wir wissen seit gestern, dass unser Gesetzentwurf 
faktisch der Entwurf der thüringischen Landesregierung 
ist. Ich habe mit dem Ministerpräsidenten Herrn Althaus 
persönlich gesprochen und habe ihm unseren Entwurf 
vor vier Wochen zur Kenntnis gegeben. Ich konnte ges-
tern mit einem gewissen Wohlgefallen feststellen, dass 
man sich unserer Argumentationslinie komplett ange-
schlossen hat.  
 

Sachsen befindet sich in einem ähnlichen Korridor wie 
Sachsen-Anhalt. Wenn wir den mitteldeutschen Raum in 
gewisser Weise in einem Korridor halten wollen, dann 
heißt das durchaus, Konkurrenzen, die sich aufbauen 
könnten, zu vermeiden. Der sächsische Entwurf unter-
scheidet sich an den Stellen, an denen wir im Sinne der 
Entbürokratisierung bewusst keine Regelung gesetzt ha-
ben, wohl wissend, dass sich durch den freien Bürger 
die Angebots- und Nachfrageseite optimal aufstellen 
wird und wir durchaus schon Erfahrungen an den Stellen 
haben, an denen die Sonntagsöffnungszeiten zum Bei-
spiel bestimmte flexible Möglichkeiten eingeräumt ha-
ben, dass wir aber in bestimmten Fällen, wenn wir uns 
dem sächsischen Modell anschließen würden, Verschär-
fungen gegenüber unserem moderaten, mit Augenmaß 
formulierten Gesetzentwurf bekämen.  
 

Ich stehe also nach wie vor dafür, dass dieser Gesetz-
entwurf eine gute Diskussionsgrundlage sein kann und 
dem parlamentarischen Raum eine Möglichkeit ein-
räumt, sich doch relativ zügig mit diesen Dingen zu be-
fassen und sich mit den Anzuhörenden darüber ausein-
ander zu setzen.  
 

Die Landesregierung wünscht ausdrücklich keine allge-
meine Öffnungszeit der Läden von Montag 0 Uhr bis 
Sonnabend 24 Uhr. Das ist ganz klar. Jede von sich aus 
reklamierte Freigabe im Ladenschlussbereich am Bun-
desgesetz vorbei hat selbst in diesen faktisch gesetzes-
freien Bereichen, in denen wir erst im Nachhinein tätig 
werden konnten, nur Folgendes zutage gefördert: dass 
es aus wirtschaftlichem Interesse heraus im Einverneh-
men mit den Beschäftigten - zumindest wenn es ging, 
mit den Beschäftigen - Versuche gegeben hat, die dazu 
geführt haben zu sagen, dass hierbei auch die Tarifpart-
ner gefordert sind, entsprechende Möglichkeiten für sich 
zu vereinbaren.  
 

Ich sage es an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich: 
Auch das Land Sachsen-Anhalt wird mit allen ordnungs-
politischen Möglichkeiten einschließlich des Begriffs „All-
gemeinverbindlichkeit“, wenn es sich anbietet und auch 
rechtlich belegen lässt - Sie wissen, was für Prozeduren 
dazu bis zum Tarifausschuss notwendig sind -, zum 
Schutz der Arbeitnehmer operieren. Aber wir sind der 
Meinung: Das soll erst einmal am Markt unter Einbezie-
hung der Tarifhoheit und der Tarifpartner passieren, die 
aus diesem Konstrukt gestärkt hervorgehen könnten.  
 

Die Handeltreibenden werden - das ist mir auf dem Tag 
der Kaufleute in Sachsen-Anhalt vor wenigen Tagen ge-
sagt worden - mit hohem Verantwortungsbewusstsein 
die neuen gesetzlichen Möglichkeiten, wenn sie denn 
zustande kommen, ausnutzen und werden auch die Ta-
rifpartnerschaft bzw. die Sozialpartnerschaft an dieser 

Stelle nicht außen vor lassen, sondern werden ver-
suchen, mit ihren Beschäftigten Lösungen zu finden.  
 

Dass die Kunden neue Öffnungszeiten wünschen, merk-
ten wir an den Stellen, wo schon bisher eingeräumte fle-
xible Varianten nutzbar waren bzw. über das geltende 
Gesetz hinaus experimentiert wurde. Der Kunde selber 
ist diesen Flexibilisierungsmöglichkeiten gegenüber sehr 
aufgeschlossen. Da hat jeder sicherlich auch seine ei-
gene Erfahrung gemacht.  
 

Den Vergleich mit den benachbarten Ländern in Mittel-
deutschland habe ich schon gezogen. Berlin und wahr-
scheinlich auch Brandenburg werden wesentlich weiter 
gehen, vor allen Dingen was den Sonntagsschutz anbe-
langt. Der Sonntagsschutz steht für uns außer Frage. 
Wir werden auch an der Zahl der zur Verfügung gestell-
ten Sonntage nichts weiter ändern. Aber wie Sie dem 
Gesetzentwurf entnehmen konnten, haben wir schlicht 
und einfach das Administrieren dieser Einzelaktivitäten 
einfacher gemacht und auf klare und eindeutige Grund-
lagen gestellt.  
 

Der Gesetzentwurf selbst - die Einzelheiten möchte ich 
jetzt nicht aufzählen - weist eine innere Systematik und 
Homogenität auf. Er hat sich die Prämisse gestellt, nicht 
hinter die bisherigen Regelungen zurückzutreten, der 
Entbürokratisierung zu dienen und an bestimmten Stel-
len den gesunden Menschenverstand walten zu lassen.  
 

Sie kennen das Beispiel der unterschiedlichen Verkaufs-
möglichkeit von Blumen, Zeitungen und Brötchen an ei-
nem Sonntag. Das sind Dinge, über die der Normalbür-
ger, für den die Gesetze auch gemacht werden, nur den 
Kopf schütteln kann. Das haben wir vereinheitlicht. Wir 
haben die Wirklichkeit in unserer Gesellschaft mit abzu-
bilden versucht und haben trotzdem versucht, sehr We-
sentliches, was zum Humanum unserer Gesellschaft 
beiträgt, in dem neuen Gesetz zu erhalten.  
 

Damit haben wir, denke ich, keinen Sonderweg beschrit-
ten, sondern haben uns innerhalb der Europäischen 
Union durchaus dem allgemeinen Standard genähert, 
ohne das, was in Deutschland als Kulturgut besonders 
wertvoll ist, hintanzustellen bzw. aufzugeben.  
 

Damit möchte ich meine Einführungsworte beenden. Ich 
hoffe, dass Sie diesen Gesetzentwurf wohlwollend auf-
nehmen und behandeln werden. Die Landesregierung 
steht für weitere Diskussionen und Besprechungen zu all 
den von Ihnen gesetzten Terminen bereit. Ich freue mich 
auf diese gemeinsame Diskussion und bitte um Ver-
ständnis, Frau Budde, dass ich auch diesen Gesetzent-
wurf sehr emotionsfrei eingebracht habe.  
 

(Heiterkeit bei der SPD - Zuruf von Frau Bull, 
Linkspartei.PDS)  

 

Für Emotionen können wir uns dann vielleicht in den 
Anhörungen in den Ausschüssen etwas Zeit lassen. Das 
ist möglicherweise die Domestizierung innerhalb der 
Landesregierung. Bisher ist es mir noch nicht gelungen, 
über ein Gefühl irgendeine Haushaltsposition beim Kol-
legen Bullerjahn einzustellen.  
 

(Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS)  
 

Demzufolge bitte ich diese Rationalität einfach zu akzep-
tieren. Man ist so, wie man ist. Ich freue mich trotzdem 
auf die unterschiedlichen Artikulationen, die wir in den 
Ausschüssen dann gemeinsam hören werden.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)  
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Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Herr Minister, Sie haben zugesagt, Nachfragen zu be-
antworten. Zuerst Frau von Angern und dann Herr Gal-
lert.  
 
 

Frau von Angern (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Haseloff, ich habe eine Nachfrage zum Anhörungs-
verfahren. Können Sie mir den Grund dafür sagen, dass 
es solch eine begrenzte Zahl von Verbänden war, die 
vor der Einbringung des Gesetzes angehört worden 
sind, und dass insbesondere der Landesfrauenrat nicht 
angehört worden ist?  
 

(Ach! bei der CDU)  
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Wir haben uns mit den Verbänden auseinander gesetzt, 
die üblicherweise mit diesem Gesetz unmittelbar und 
mittelbar zu tun haben und die sich in den letzten vier 
Jahren bei all den Dingen, die wir mit dem alten Gesetz 
erlebt haben, bei uns gemeldet haben. Der Landesfrau-
enrat hat es bisher - auch bei allen Abweichungen vom 
Bundesgesetz - nicht für notwendig erachtet, sich mit 
uns darüber auseinander zu setzen, wie wir das alte Ge-
setz gesetzeskonform administrieren. Demzufolge habe 
ich erkennen müssen, dass es an dieser Stelle kein grö-
ßeres Bedürfnis gibt.  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Herr Gallert.  
 
 

Herr Gallert (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Haseloff, Sie haben die Möglichkeit der Allgemein-
verbindlichkeit der Tarifverträge in diesem Zusammen-
hang schon erwähnt. Sie haben aber gesagt, da seien 
juristische Voraussetzungen zu erfüllen. Wie stehen Sie 
zu der Position, dass man die weitgehende Freigabe der 
Ladenöffnungszeiten - und von Montag bis Sonnabend 
stehen diese in dem Gesetz - davon abhängig macht, 
dass alle Beteiligten genau diese juristischen Hürden 
überwinden und dass, wenn sie das nicht tun, eine ent-
sprechende Freigabe der Ladenöffnungszeiten, wie sie 
hiermit vorgesehen wird, nicht realisiert wird?  
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Die Ladenöffnungszeiten und das Tarifrecht bzw. das 
Stichwort „Allgemeinverbindlichkeit“ haben erst einmal 
im originären Sinne nichts miteinander zu tun.  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Man kann sie aber 
verbinden!)  

 

Es sind völlig unterschiedliche Dinge, die ihre eigenen 
rechtlichen Grundlagen haben und die eigene Spiel-
regeln haben. Die Hürden, die ich nannte, sind keine 
Hürden, die wir aufgebaut haben. Sie wissen genau, an 
welch einer Stelle eine Landesregierung zum Beispiel in 
der Lage ist und auch vom Recht her autorisiert ist, eine 
Allgemeinverbindlichkeit zu erklären.  
 

Ich wollte an dieser Stelle nur sagen - das ist eine Ab-
weichung gegenüber der bisherigen Praxis meines Vor-
gängers -, dass ich dieses legitime Instrument, das der 
Gesetzgeber eingeräumt hat, durchaus anzuwenden be-
reit bin, wenn alle weiteren rechtlichen Notwendigkeiten 
erfüllt sind. Das soll auch zum Ausdruck zu bringen, 
dass die Interessenlage der Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer für uns in einem ganz besonders schützens-
werten Bereich steht.  
 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und von 
der Regierungsbank)  

 
 

Herr Gallert (Linkspartei.PDS):  
 

Da habe ich jetzt eine Nachfrage. Im Normalfall läuft das 
Spiel folgendermaßen: Die Arbeitgeber werden die AVE 
nicht beantragen und dann ist die juristische Vorausset-
zung dafür nicht erfüllt. Das ist die Situation, die wir jetzt 
in fast allen Bereichen haben. Wenn wir diese Situation 
haben und die Ladenöffnungszeiten dann trotzdem so 
realisieren, wie Sie sie im Gesetz aufgeschrieben haben, 
haben wir die Erweiterung der Ladenöffnungszeiten oh-
ne entsprechenden Arbeitnehmerschutz. Das würden 
Sie dann aber auch in Kauf nehmen?  
 
 

Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Ich habe ja gesagt, dass das erst einmal zwei voneinan-
der unabhängige Dinge sind, die zusammengeführt wer-
den können. Die Öffnung der Landesregierung, sich die-
ser Gesamtprozedur zu stellen, zeigt ganz klar, dass wir 
dieses Thema nicht außen vor lassen, sondern dass wir 
es in unser gesamtes Handlungskalkül einbeziehen.  
 

Andererseits habe ich durchaus von Arbeitgebern in 
Sachsen-Anhalt schon andere Signale bekommen. Es 
ist nicht so, dass die Arbeitgeberseite zum Buhmann er-
klärt werden kann und schlicht und einfach immer den 
Arbeitnehmerinteressen konträr gegenübersteht. Viel-
mehr ist hierbei ein einvernehmliches Agieren notwen-
dig. Ich weiß auch gerade aus dieser konkreten Bran-
che, dass Einvernehmlichkeit die Basis für hohe Motiva-
tion ist und dass man dort nicht im Alleingang administ-
rieren bzw. weisen kann, sondern dass man die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mitnehmen muss. Deswegen 
halte ich es nicht für ausgeschlossen, dass wir diesen 
Weg gehen.  
 

Unabhängig davon haben auch die Beschäftigten die 
Möglichkeit, einmal über ihren Organisationsgrad nach-
zudenken. Wenn dieser bisher so niedrig ist, dann liegt 
das daran, dass man sich momentan noch nicht darüber 
im Klaren war, ob es gegebenenfalls über die Möglich-
keiten der Tarifautonomie, die ein hohes Gut in unserer 
Gesellschaft darstellt, etwas bringt. Diesen Nachweis, 
dass dieses hohe Gut auch im Jahr 2006 und folgende 
einen Effekt für unsere Beschäftigten bringen kann, soll-
ten wir vielleicht einmal gemeinsam versuchen anzuge-
hen. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Sind Sie bereit, eine weitere Nachfrage zu beantworten? 
- Bitte sehr, Frau Rogée. 
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS): 
 

Ich wollte nicht, dass das von meiner Redezeit verloren 
geht; denn fünf Minuten sind ziemlich knapp. 
 

Herr Haseloff, wissen Sie eigentlich, dass das nicht da-
von abhängt, wie viele Beschäftigte wir als Gewerkschaft 
organisiert haben, sondern dass das davon abhängt, wie 
viele Arbeitnehmer durch den Arbeitgeberverband erfasst 
werden? Das ist entscheidend. Das müssen gegenwär-
tig mehr als 50 % sein. Ich wollte das nur richtig stellen. 
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Herr Dr. Haseloff, Minister für Wirtschaft und Arbeit:  
 

Aber Sie wissen, die Zahlen korrespondieren immer mit-
einander. Das heißt, der Organisationsgrad der Gewerk-
schaften korrespondiert immer mit der Arbeitgeber-
geschichte. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Wenn beide Seiten in diesem System keinen Sinn mehr 
sehen, dann organisieren sie sich nicht. Wir sollten bei-
de dafür kämpfen, dass die Attraktivität der Mitwirkung in 
einem Arbeitgeberverband und die Attraktivität der Mit-
gliedschaft in einer Gewerkschaft steigt. Das heißt, wir 
sollten vielleicht einmal die richtigen Themen belegen.  
 

(Beifall bei der CDU und von der Regierungs-
bank) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Herr Minister. - Wir treten nun in eine Fünf-
minutendebatte ein. Zuvor begrüßen wir Damen und 
Herren vom Verein „Reso-Witt“, Wittenberg, sowie Da-
men und Herren der Arbeitwohlfahrt Großörner. Seien 
Sie recht herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Sie erleben jetzt eine interessante Debatte über die 
Ladenöffnungszeiten. Als erster Debattenredner spricht 
Herr Professor Dr. Paqué für die FDP-Fraktion. Bitte 
sehr. 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die FDP-Fraktion begrüßt die Vorlage des Entwur-
fes eines Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnung im 
Land Sachsen-Anhalt. Insbesondere begrüßt die FDP-
Fraktion den § 1 Satz 3. Darin ist zu lesen: 
 

„An Werktagen dürfen Verkaufsstellen geöffnet 
sein.“ 

 

Das heißt, grundsätzlich dürfen die Läden von 0 Uhr bis 
24 Uhr geöffnet sein. Es gibt keine zeitlichen Begrenzun-
gen mehr. 
 

Meine Damen und Herren! Das ist aus der Sicht der 
FDP ein richtiger Schritt in Richtung Entbürokratisierung. 
Endlich haben wir eine Diskussion beendet, die jahr-
zehntelang gedauert hat und in der immer wieder, gera-
de von den Liberalen, gefordert wurde, dass den Ver-
änderungen in der Welt Rechnung getragen wird. Wir 
haben im Vergleich zu früheren Zeiten heute eine deut-
lich erhöhte Erwerbsbeteiligung der Frauen. Wir haben 
flexiblere Arbeitszeiten. 
 

(Zuruf von Frau Mittendorf, SPD) 
 

Wir sind in vielerlei Hinsicht am Ende dessen, was man 
den „Werkstorkapitalismus“ nennen könnte, in dem viele 
unter gleichen Bedingungen gearbeitet haben und in 
dem unter diesen Voraussetzungen möglicherweise 
noch eine Beschränkung der Öffnungszeiten zu begrün-
den war. 
 

Die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten setzt auch 
ein klares Signal nach außen, meine Damen und Her-
ren. Es war auffallend bei ausländischen Korresponden-
ten, die längere Zeit in Deutschland verbracht haben: 
Sie haben sich immer darüber gewundert, dass man hier 
nicht zu flexibleren Zeiten einkaufen kann. Sie haben 
sich über die Schlangen abends an den Tankstellen ge-

wundert. Sie haben sich aus gutem Grund gewundert. 
Es ist auch nach außen ein gutes Signal, dass Deutsch-
land in die Richtung liberaler Bedingungen geht.  
 

(Herr Tögel, SPD: Das war früher! Das mit den 
Schlangen war mit den Bananen! - Weitere Zuru-
fe von der SPD und von der Linkspartei.PDS) 

 

- Meine Damen und Herren, lassen Sie mich meine Ar-
gumente in aller Gelassenheit ausführen, wie wir das 
auch umgekehrt gern tun werden.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Thiel, Linkspartei.PDS) 
 

Gleichzeitig wird hiermit eine Entwicklung abgeschlos-
sen, die eigentlich schon länger im Gang war. Es ist der 
letzte Schritt in die Richtung einer Liberalisierung.  
 

Ich sage ganz deutlich: Es wird sich in der Praxis, was 
die eigentlichen Öffnungszeiten betrifft, bei der überwäl-
tigenden Mehrzahl der Verkaufsstellen gar nicht so viel 
ändern. Denn wer hat schon den Anreiz, nachts um 
2 Uhr sein Geschäft zu öffnen? Das wird eine ver-
schwindende Minderheit sein, wie wir das überall in den 
Ländern, in denen es entsprechende liberale Regelun-
gen gibt, beobachten. Übrigens zählt auch ein Land wie 
Schweden dazu, das von den Sozialdemokraten und 
von den Sozialisten in anderer Hinsicht immer sehr be-
wundert wird. 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Umso be-
fremdlicher ist es, dass die Regierung und vor allem die 
SPD in der Regierung den Prozess der Liberalisierung 
zeitlich weiter verzögern will. Wir haben gestern bei der 
Debatte über den Entwurf des so genannten Kampfhun-
degesetzes gesehen, dass die SPD gelegentlich bereit 
ist, außerordentlich schnell zu handeln. Allerdings war 
das auch ein miserabel vorbereiteter Gesetzentwurf. 
 

(Beifall bei der FDP - Oh! bei der CDU) 
 

An dieser Stelle ist Eile geboten, zumal sich der Handel 
klar dafür ausgesprochen hat, dass das Weihnachts-
geschäft unter den neuen Regeln erfolgen sollte und 
weil es nach jahrzehntelanger Behandlung keinen wirk-
lich großen Beratungsbedarf mehr gibt.  
 

Wir als Liberale sagen deshalb ganz klar: Es muss zügig 
beraten werden. Deswegen sprechen wir uns für eine 
ausschließliche Überweisung in den Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit aus, damit zügig parlamentarisch bera-
ten werden kann. 
 

Herr Minister, wir sollten auch keine Rücksicht auf die 
Sachsen oder wen auch immer nehmen; denn die Sach-
sen nehmen auch in anderen Fragen keine Rücksicht 
auf uns. Wenn wir liberalisieren, dann wollen wir einmal 
sehen, was die Sachsen machen und wie weit sie ge-
hen. Wir können dann in einem offenen Wettbewerb, 
auch über die Landesgrenzen hinaus, diese Frage aus-
tragen. 
 

Meine Damen und Herren! Wir in Sachsen-Anhalt ste-
hen früher auf. Das sollte bei dieser Sache auch wirklich 
unser Motto sein. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren! Wir Liberale freuen uns auf 
die Beratungen im Ausschuss, wobei ich deutlich sage, 
dass es in Bezug auf den Gesetzentwurf mit seinen 
14 Paragrafen durchaus noch einigen konkreten Bera-
tungsbedarf gibt, weil es in diesem Gesetzentwurf fast 
ausschließlich um die Regelung der Ladenöffnungszei-
ten an Sonntagen geht. An dieser Stelle findet sich die 
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eine oder andere Detailregelung, über die man sich wirk-
lich sehr wundern muss und die noch einmal im Aus-
schuss diskutiert werden muss. Ich denke auch daran, 
dass zum Beispiel auf die Zeiten der Hauptgottesdienste 
Rücksicht genommen werden sollte.  
 

Meine Damen und Herren! Ich habe selber einmal in den 
Vereinigten Staaten von Amerika gelebt. Dort gibt es 
solche besonderen Regelungen nicht und die Kirchen 
sind am Sonntag erheblich besser gefüllt, als das in 
Deutschland der Fall ist. 
 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS.) 
 

Nun gut, über die eine oder andere Regelung - ich könn-
te noch einige nennen - muss man im Einzelnen disku-
tieren. Das klare Signal muss sein: Wir gehen zügig mit 
diesem Gesetzentwurf um. Wir bringen es auf den Weg. 
Wir setzen das Signal dafür, dass in Deutschland die 
Ladenöffnungszeiten endlich liberal gehandhabt werden. 
Dieser Schritt wird auch international positiv wahrge-
nommen. Für unser Land ist es gleichfalls ein positives 
Signal nach außen.  
 

Die Arbeitnehmerrechte - das wurde bereits vom Minis-
ter angedeutet - wird man auch dezentral in den ent-
sprechenden Gremien auf betrieblicher Ebene und zwi-
schen den Tarifpartnern aushandeln können. Dabei wird 
es sicherlich kein Problem geben. - Herzlichen Dank, 
meine Damen und Herren, für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke, Herr Professor Paqué. - Für die SPD spricht der 
Abgeordnete Herr Miesterfeldt.  
 
 

Herr Miesterfeldt (SPD): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als mir der 
Gesetzentwurf zum ersten Mal vorgestellt wurde, war 
mein erster Impuls ein ähnlicher wie bei meinem Vorred-
ner: endlich Entbürokratisierung. 
 

(Zustimmung von Herrn Prof. Dr. Paqué, FDP) 
 

- Vorsicht, 
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Dann fing er an 
nachzudenken! - Heiterkeit bei der SPD) 

 

nicht zu früh aufstehen! - Ich dachte dies, weil ich mich 
an die unendlichen Stunden erinnerte, in denen ich mich 
früher in verschiedenen Dienstverhältnissen mit dieser 
Gesetzesmaterie herumschlagen musste. Liebe Frau Ro-
gée, Sie wissen es. 
 

Dann begann, lieber Herr Gallert, das Nachdenken. Beim 
Nachdenken wurde ich darauf aufmerksam, dass wir uns 
mit etwas Wesentlichem unserer abendländischen Kultur 
beschäftigen, auch wenn ich der Überzeugung bin, dass 
das Abendland nicht untergehen wird, wenn wir dieses 
oder ein ähnliches Ladenöffnungsgesetz beschließen. 
 

Ich möchte eine Quelle der jüdisch-christlichen Kultur 
und Geschichte zitieren:  
 

„Sechs Tage sollst du arbeiten und alle deine 
Werke tun. Aber am siebenten Tag ist der Sabbat 
des Herrn, deines Gottes. Da sollst du keine Ar-
beit tun,“ 

 

- aufgepasst, Sozialpolitiker, jetzt wird es interessant! - 
 

„auch nicht dein Sohn, deine Tochter, dein Knecht“ 

- richtiger wäre „dein Sklave“ und „deine Sklavin“ - 
 

„dein Rind, dein Esel und all dein Vieh, auch nicht 
dein Fremdling, der in deiner Stadt lebt.“ 

 

Das ist Sozialgesetzgebung von vor über 3 000 Jahren. 
Im Katechismus von Martin Luther hört sich das etwas 
kürzer an, und zwar wie folgt: 
 

„Du sollst den Feiertag heiligen.“ 
 

Es war - man könnte es beinahe so sagen - eine gesell-
schaftliche Übereinkunft, dass dieser am Abend des vor-
herigen Tages beginnt.  
 

Meine Damen und Herren! Kultur und Religion oder Re-
ligion und Kultur nehmen hierbei nur das auf, was im 
Menschen ohnehin drin ist. In unseren Körperzellen tickt 
ein molekularer Taktkörper. René Descartes hielt ihn für 
den Sitz der Seele. 
 

In der „Süddeutschen Zeitung“ konnte man in der ver-
gangenen Woche Folgendes lesen:  
 

„Wechselnde Schichtdienste führen zu Hormon-
chaos, erhöhtem Blutdruck und Infarktrisiko.“  

 

Weiter heißt es:  
 

„Frauen sind davon stärker betroffen als Männer.“  
 

Der etwas lockere, aber durchaus tiefsinnige Spruch 
„Feste arbeiten und Feste feiern“ bedarf eines geordne-
ten Rhythmus, der uns von der Biologie vorgegeben ist 
und den Kultur und Religion eigentlich nur aufgegriffen 
haben.  
 

Meine Damen und Herren! Wir werden irgendwann in 
diesem Hause dem Zeitgeist oder, wie es der Minister 
sagte, der Lebenswirklichkeit folgen. Davon bin ich über-
zeugt. Diese schreit nach Wachstum, obwohl es nichts 
auf dieser Erde gibt, das immer nur wächst. Bei einem 
Gesetz über die Ladenöffnungszeiten sollten wir uns 
dessen bewusst sein, dass bei sieben mal 24 Stunden 
die obere Grenze des Wachstums erreicht ist.  
 

Wer heute glaubt, hier nur über einen Gesetzentwurf zu 
reden und dass es besonderer Eile bedarf, weil es um 
den ersten Advent 2006 geht, springt zu kurz. Das halte 
ich für unerträglich, Herr Paqué. 
 

(Frau Weiß, CDU: Na!) 
 

Ich halte es auch für unerträglich, wenn uns 50 000 bis 
70 000 Beschäftigte in dieser Branche weniger Redezeit 
wert sind als Kampfhunderassen. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 

„Im Auftrag unserer Mitgliedsbetriebe widerspre-
chen wir einer derart umfassenden Liberalisie-
rung der Ladenöffnungszeiten.“  

 

Das hört sich an wie von ver.di, ist aber vom Landes-
innungsverband der Uhrmacher. Diese Zitate könnte ich 
fortführen, zum Beispiel wie folgt: 
 

„Klein- und Mittelbetriebe bleiben ebenso auf der 
Strecke wie Arbeitnehmer.“ 

 

Dieses Zitat stammt von der Katholischen Arbeitnehmer-
Bewegung.  
 

Ich komme zu Schlussfolgerungen. Meine Damen und 
Herren! In diesem Gesetz müssen die Arbeitnehmer-
rechte und der Arbeitnehmerschutz für Nacht- und Wo-
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chenendarbeit klar in einer Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung festgehalten werden. Es wird mit uns keinen 
24-Stunden-Samstag geben 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

und maximal vier Sonntage, an denen die Läden geöff-
net werden dürfen und die am Anfang eines Jahres für 
alle verbindlich festgelegt werden sollen. Wegen des 
Raumes Halle/Leipzig sollte es zu einer mitteldeutschen 
Regelung kommen. 
 

Meine Damen und Herren! Die Föderalismusreform hat 
uns in dieser und manch anderer Hinsicht eine neue 
Freiheit eingeräumt. Wir sollten verantwortungsbewusst 
damit umgehen. Das unterstelle ich denen, die den Ge-
setzentwurf erarbeitet haben, und das unterstelle ich 
auch uns, wenn wir darüber beraten werden.  
 

Die Philosophin Hannah Arendt, die in diesen Tagen 
100 Jahre alt geworden wäre, hat die Frage gestellt: 
Können wir den Totalitarismus verhindern? Sie beant-
wortete diese Frage mit: Ja! - Ja, wenn wir den Men-
schen nicht auf Arbeit und Konsum reduzieren. - Danke 
schön. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Herr Abgeordneter Miesterfeldt. - Für die 
beiden noch verbleibenden - -  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Herr Miesterfeldt, es 
gibt noch eine Frage!) 

 

Herr Miesterfeldt, sind Sie bereit, eine Frage von Herrn 
Kosmehl zu beantworten? 
 
 

Herr Miesterfeldt (SPD):  
 

Aber gern, Herr Kosmehl. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Herr Kollege Miesterfeldt, ich habe eine Frage zu § 7 
Abs. 1 des Gesetzentwurfes. Darin steht unter anderem 
- ich zitiere -: 
 

„Die Gemeinde kann erlauben, dass Verkaufs-
stellen aus besonderem Anlass an höchstens vier 
Sonn- und Feiertagen geöffnet werden.“  

 

Habe ich Sie gerade darin richtig verstanden, dass Sie 
wollen, dass diese vier Sonntage zu Beginn eines Jah-
res für das gesamte Land festgelegt werden und damit 
den Gemeinden eine regional unterschiedliche Hand-
habung nicht möglich ist? 
 
 

Herr Miesterfeldt (SPD): 
 

Das soll am Anfang eines Jahres für die Gemeinde ver-
bindlich festgelegt werden, nicht für das ganze Land. 
- Danke für die Nachfrage. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Es gibt noch eine Nachfrage von Herrn Dr. Köck. Sind 
Sie bereit, auch diese zu beantworten? - Bitte schön. 

Herr Dr. Köck (Linkspartei.PDS): 
 

Herr Miesterfeldt, Sie haben auf die biologische Kompo-
nente abgehoben. Meinen Sie nicht, dass das ein wenig 
zu kritisch ist? Man kann dabei, wenn man das weiter 
fortführt, zum Beispiel in der Frage der Nachtarbeit zu 
ganz anderen Schlussfolgerungen im Sinne einer Frei-
gabe dieses Gesetzes kommen. 
 

(Herr Gürth, CDU: Arbeitszeitgesetz, Herr Kolle-
ge!) 

 

Dann wäre man eher geneigt, zum Schutz der biologi-
schen Uhr ganz anders restriktiv vorzugehen oder we-
nigstens den Ausgleich mit Nachtzuschlägen zu fordern. 
Es ist doch eigentlich ein Äquivalent für den erhöhten 
Verschleiß. 
 
 

Herr Miesterfeldt (SPD): 
 

Wir halten uns an diese biologische Uhr schon lange 
nicht mehr, nicht nur jetzt bei den Ladenöffnungszeiten. 
Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. Das ist der Zeit-
geist oder die Lebenswirklichkeit. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Herr Miesterfeldt. - Für die Linkspartei.PDS 
spricht die Abgeordnete Frau Rogée. 
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS): 
 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Mies-
terfeldt, ich danke Ihnen. Ich werde jetzt zu dem Part 
nichts mehr sagen. Wir haben ja auch nicht viel Rede-
zeit. 
 

Die Linkspartei.PDS lehnt den Gesetzentwurf in der vor-
liegenden Fassung ab, und zwar aus wirtschafts-, sozial- 
und beschäftigungspolitischen Gründen 
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

und weil er den Anforderungen, die Sie selbst in § 1 
- Gesetzeszweck - festgeschrieben haben, in keiner Wei-
se entspricht. Ich zitiere diese Regelung: 
 

„Dieses Gesetz dient dem Schutz der Sonn- und 
Feiertage, dem Arbeitnehmerschutz und dem 
Schutz kleinerer Betriebe mit dem Grundsatz der 
Wettbewerbsneutralität.“ 

 

Dazu habe ich in dem gesamten Gesetzentwurf nichts 
gefunden.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Ich möchte dennoch auf einige Paragrafen eingehen. 
Nach § 6 Abs. 1 ist die Öffnung von Verkaufsstellen in 
Kur- und Erholungsorten an Sonn- und Feiertagen in 
50 Wochen im Jahr gestattet. Bisher waren es nur 
40 Wochen. - Das zum Thema, es habe sich nichts ver-
ändert. 
 

Zu § 7 Abs. 1. Die Adventssonntage waren bisher von 
einer Ladenöffnung ausgeschlossen. Jetzt sollen die Ver-
kaufsstellen unter allen Umständen am ersten Advent 
geöffnet werden. 
 

Nach § 7 Abs. 2 soll die Öffnung an diesen Sonn- und 
Feiertagen bis 20 Uhr möglich sein. Nach der bisherigen 
Regelung war eine Ladenöffnungszeit bis maximal 
18 Uhr erlaubt.  
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Zu § 9. Diese Regelung, die mich natürlich am meisten 
interessiert hat, ist mit dem Wort „Arbeitnehmerschutz“ 
überschrieben. Für die Betroffenen ist diese Vorschrift 
jedoch reiner Hohn. 
 

Erstens. Bisher durften die Arbeitnehmer maximal fünf 
Stunden an Sonn- und Feiertagen zusätzlich beschäftigt 
werden. Jetzt sind neun Stunden plus 30 Minuten Vor- 
oder Nachbereitungszeit vorgesehen.  
 

Zweitens. Die jetzige Formulierung lautet, die Beschäf-
tigten müssten mindestens 20 Sonntage im Jahr be-
schäftigungsfrei bleiben. Vorher durften die Beschäftig-
ten höchstens an 22 Sonn- und Feiertagen beschäftigt 
werden. Das sind nach meiner Rechnung bei über 
50 Wochen im Jahr mehr als 30 Tage.  
 

An der Regelung in § 10 Abs. 2 wird deutlich, was Sie 
wollen: Die Beschäftigten sollen ihre geleistete Arbeits-
zeit aufschreiben, damit sie durch Freizeit ausgeglichen 
werden kann. Das kann doch nicht sein; denn wenn zu-
sätzlich gearbeitet wird, dann muss die Leistung auch 
zusätzlich bezahlt werden,  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

und zwar nach Tarif und mit Zuschlägen. Aufschreiben 
ist gut, zeitnah mit dem nächsten Gehalt abgelten, finde 
ich, ist besser.  
 

(Zustimmung von Frau Dirlich, Linkspartei.PDS) 
 

Deswegen erwarten wir, dass im Zusammenhang mit 
der Neuregelung der Öffnungszeiten für alle Beschäftig-
ten im Einzelhandel in Sachsen-Anhalt die Tarifverträge 
des Einzelhandels für allgemeinverbindlich erklärt wer-
den.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Ich sage noch einmal ganz deutlich: Das ist für uns die 
Voraussetzung für die Zustimmung zu dem Gesetzent-
wurf nach der Beratung.  
 

Alle Beschäftigten des Einzelhandels sollen nach Tarif 
entlohnt werden, und zwar - das sage ich für die, die das 
nicht genau kennen - egal ob verbandsgebunden oder 
nicht. - Das zum Thema von vorhin.  
 

Der Begründung zu dem Gesetzentwurf ist Folgendes zu 
entnehmen: 
 

„Wenn sie“ 
 

- die Beschäftigten - 
 

„an Sonn- oder Feiertagen arbeiten müssen, sol-
len sie hierfür auch einen besonderen Ausgleich 
erhalten, zusätzlich zu den tarifvertraglich gere-
gelten Zuschlägen.“ 

 

Was soll das sein? Ein feuchter Händedruck oder ein 
Lob vom Chef? Das beantworten Sie in Ihrer Begrün-
dung natürlich nicht.  
 

Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung wäre ein Weg, 
um die Einkommensspirale im Einzelhandel nach unten 
abzufangen.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Für Unternehmen wären damit gleiche Wettbewerbs-
bedingungen, zumindest was die Arbeitskosten betrifft, 
gegeben. 
 

Herr Haseloff, angesichts der Gesetzeskenntnisse, die 
ich habe, denke ich, dass wir dafür einige Lösungen fin-
den können. Sie haben es in der Hand.  

Wir wollen, dass die Beschäftigten für Mehr- und Über-
stundenarbeit, für Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit Zu-
schläge für die zusätzlichen Beanspruchungen erhalten.  
 

Ich merke, dass meine Redezeit herum ist. Ich möchte 
noch eine Forderung aufmachen. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Ich habe Ihren beiden Vorrednern jeweils einunddreivier-
tel Minuten Redezeit zusätzlich gestattet. Das trifft jetzt 
auch für Frau Rogée und für Herrn Gürth zu. Das sage 
ich einfach der Gerechtigkeit halber. Ich wollte es bloß 
nicht vorher anmerken.  
 

Frau Rogée, es gibt eine Nachfrage. - Gut, Sie beant-
worten sie zum Schluss. 
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS):  
 

Unsere Forderung ist, dass wir noch einmal eine Anhö-
rung im Parlament, im Wirtschaftsausschuss und im So-
zialausschuss, durchführen. Herr Gürth hat gesagt, es 
sei genug geredet worden. Daher will ich mich nur auf 
seine Presseveröffentlichung beziehen.  
 

Ich habe festgestellt, dass wir uns das zum letzten Mal im 
Jahr 1999 angetan haben. Ich finde, bei dieser grundsätz-
lichen Veränderung des Ladenschlussgesetzes muss es 
die Zeit einfach hergeben, noch einmal eine gemeinsa-
me Anhörung durchzuführen. Diejenigen, die über das 
Wirtschaftsministerium angehört worden sind - ich kenne 
dort bestimmte Abläufe -, waren einfach viel zu wenige.  
 

Ich finde, wir sollten auch die Einzelhändler und auch 
diejenigen fragen, die sich schriftlich an uns gewandt 
haben, wie etwa die Bäcker- und die Fleischerinnung. Es 
gibt sicherlich eine Menge Verbände, bei denen auch 
Sie ein Interesse haben sollten, deren Positionen mit 
abzuwägen. Denn es kann nicht sein, dass wir uns nur 
hinstellen und sagen: Wir haben die Mehrheit - für Herrn 
Paqué ist das schon alles durch - und entscheiden dar-
über einfach aus dem Bauch heraus.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Es gibt noch eine Nachfrage, Frau Rogée. - Herr Scharf, 
bitte.  
 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Frau Rogée, Sie haben in Ihrer Rede und vorher in Pres-
severöffentlichungen sehr deutlich dargelegt, dass Ihnen 
die ganze Richtung der Gesetzesänderung nicht passt.  
 

Können Sie mir in wenigen Worten erklären und viel-
leicht auch erläutern, welche Richtung die PDS in Meck-
lenburg-Vorpommern und in Berlin in Bezug auf diese 
anstehende Gesetzesänderung vertritt?  
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS):  
 

Wenn ich Herrn Haseloff richtig verstanden habe, ist das 
jetzt Landesrecht und wir entscheiden in diesem Land 
für Sachsen-Anhalt.  
 

(Lachen bei der CDU, bei der SPD und bei der 
FDP) 

 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Dieser Trick als Antwort wäre mir auch noch eingefallen. 
Die PDS muss doch im ganzen Land eine Linie haben. 
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Ich verlange das ja nicht mit Blick auf die internationale 
Ebene, obwohl Sie das auch schon einmal drauf hatten.  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Wenn die CDU-
Vertreter das verlangen, ist es ja schon mal ein 
ziemlich dicker Hund!) 

 

- Wegen der Klarheit verlange ich das national schon. 
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS):  
 

Im Saarland zum Beispiel wird das Ladenschlussgesetz 
auch nicht geändert. Wo ist dabei Ihre Linie?  
 
 

Herr Scharf (CDU):  
 

Ja. Ich wollte es von Ihnen einmal hören.  
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS):  
 

Das habe ich Ihnen doch gesagt.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Zuruf von Herrn 
Gallert, Linkspartei.PDS) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Für die CDU-Fraktion hat Herr Gürth das Wort.  
 

(Heiterkeit) 
 
 

Herr Gürth (CDU):  
 

Ich weiß nicht, ob das die Freude auf das neue Laden-
schlussgesetz ist. 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Das Land Sachsen-Anhalt hat wie die anderen Bun-
desländer auch im Rahmen der Föderalismusreform ei-
ne Reihe von Regelungskompetenzen übertragen be-
kommen. Dazu gehört auch die Chance, Ladenöffnungs-
zeiten oder Ladenschlusszeiten, die gesetzlich fixiert 
sind, zu deregulieren.  
 

Ich sage Ihnen gleich zu Beginn meiner Rede: Für mich 
ist das auch ein Stück weit ein Lackmustest, ob wir, 
die Bundesländer, die immer mehr Kompetenzen auch 
vom Bund zurückgefordert haben, diesem Handlungs-
anspruch gerecht werden und ob wir überhaupt hand-
lungsfähig sind, wenn wir mehr Handlungsmöglichkeiten 
übertragen bekommen.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Wenn wir das nicht geregelt bekommen, dann sollten die 
Bundesländer auch nicht ständig mehr Zuständigkeiten 
fordern.  
 

Zweitens. Alle beklagen - gestern Abend beim Landes-
verband der Freien Berufe ist es wieder geschehen - die 
überbordende Bürokratie in Deutschland, die auch eine 
Reihe von Beschäftigungsmöglichkeiten und Arbeits-
platzchancen verhindert. Das gilt auch für Politiker, die 
zum Teil selbst darüber zu entscheiden haben, zumin-
dest wenn es um die Gesetzgebung geht. Davon schlie-
ße ich auch die PDS-Politiker nicht aus, wenn sie vor 
Handwerkern stehen.  
 

Nun frage ich mich: Wie wird gehandelt, wenn man 
selbst entscheiden und somit auch deregulieren kann?  
 

Ich muss nach 16 Jahren Erfahrung im Parlament fest-
stellen: Wenn es bei der Deregulierung in Deutschland 
- dabei schließe ich niemanden aus - konkret wird, 
herrscht Betroffenheitsrhetorik und oftmals Versagen, 

weil wider die Vernunft vor Interessengruppen einge-
knickt wird. - Ich hoffe es hierbei nicht.  
 

(Zustimmung bei der CDU - Herr Dr. Thiel, Links-
partei.PDS: Das machen Sie ja genauso, Herr 
Gürth!) 

 

Drittens. Ich möchte an dieser Stelle der Landesregie-
rung und im Speziellen dem Wirtschaftsressort ein Kom-
pliment machen. Wir haben als eines der ersten Bundes-
länder einen qualitativ sehr hochwertigen Gesetzentwurf 
vorgelegt und zur Abstimmung mit Interessengruppen, 
mit Gewerkschaften, mit Kirchen, mit Einzelhandelsver-
bänden und allen Beteiligten in die Diskussion einge-
bracht. Ich würde es außerordentlich bedauern, wenn 
wir als das Bundesland mit einem der ersten Gesetz-
entwürfe vielleicht das letzte sind, das eine Entschei-
dung dazu trifft, weil wir nicht zu Potte kommen.  
 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Herrn Gallert, 
Linkspartei.PDS) 

 

Wenn die PDS jetzt, nach so langer Diskussion hierüber 
fordert, man müsse darüber nachdenken,  
 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS) 
 

dann geht der Slogan dieses Landes, das Land der 
Frühaufsteher zu sein, zumindest an der PDS meilen-
weit vorbei.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren! Ich habe durchaus Verständ-
nis für die Sorgen, die bestehen, wenn man eine Rege-
lung, die so lange gegolten hat, verändert. Die Deut-
schen sind bekannt dafür, dass sie besonders verände-
rungs-, reformkritisch sind. Das ist uns nicht wesens-
fremd. Es zeichnet uns neben anderen Sekundärtugen-
den vielleicht aus. Ich weiß nicht, ob das immer gut ist, 
aber man muss die Sorgen auch ernst nehmen. Ich kann 
Ihnen sagen, sie wurden bei der Anhörung ernst ge-
nommen.  
 

Wir - das gilt zumindest für die CDU-Fraktion, für die ich 
hier spreche - haben nicht erst jetzt mit dieser Druck-
sache angefangen, uns mit der Sache zu beschäftigen, 
sondern wir haben uns seit langer Zeit mit dem Thema 
befasst und wissen deshalb auch genau, was wir wollen.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Thiel, Linkspartei.PDS) 
 

Ich sage Ihnen ganz klar: Wir werden diesem Gesetzent-
wurf so zustimmen, weil wir sagen, es ist ein guter Ge-
setzentwurf, der einen wunderbaren Ausgleich, vernünf-
tig juristisch geregelt, zwischen allen Ansprüchen und In-
teressen bietet. Das Abendland wird auch nicht unterge-
hen, wenn wir dieses neue Gesetz verabschieden. Es 
werden nicht schlagartig alle Läden diese neue Möglich-
keit nutzen, und zwar schon deshalb nicht, weil es kei-
nen Zwang, sondern eine Möglichkeit zum Öffnen gibt.  
 

Wenn wir von Mehr-Chancen-Einräumen reden, dann 
müssen wir das auch hier gewährleisten. Deswegen 
stimmen wir diesem Gesetzentwurf zu.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Sie werden feststellen, dass man gegen jeden reden, 
dass aber ein Kaufmann nicht gegen Adam Riese han-
deln kann. Schon deswegen wird der Einzelhändler, in 
welcher Struktur auch immer er tätig ist, genau über-
legen, wie und wann er sein Geschäft öffnet; denn er 
muss einen Mehrwert erwirtschaften.  
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Meine Damen und Herren! In der Lebenswirklichkeit sind 
ganz andere Dinge als diese gesetzlichen Regelungen 
viel wichtiger. Dazu gehören Organisationsfragen - das 
ist auch eine Aufgabe der Gewerkschaften und der So-
zialpartner -, das Splitting der Arbeitszeiten - es wundert 
mich, dass die PDS nicht darüber gesprochen hat -, der 
ÖPNV sowie die Frage: Was ist mit der Kinderbetreu-
ung? 
 

Das sind Dinge, die nicht in dem Gesetzentwurf geregelt 
sind, sondern anderswo zu regeln oder zu organisieren 
sind. Darauf werden wir als CDU das Augenmerk legen.  
 

Ich sage an dieser Stelle deutlich: Für uns ist eine All-
gemeinverbindlichkeitserklärung nicht überall vernünftig, 
aber sie ist kein Tabu. Für den Bereich des Einzelhan-
dels, der eigentlich in drei Gruppen - wenn man die Ar-
beitgeber dazu nimmt - gespalten ist, sind wir diesbe-
züglich durchaus offen. Wir würden uns dem nicht ver-
schließen.  
 

Wir schauen uns einmal genau an, wer eigentlich „der 
Einzelhandel“ ist. Wir können gar nicht pauschal von 
„dem Einzelhändler“ sprechen. Es ist völliger Quatsch zu 
sagen: Die machen jetzt alle rund um die Uhr auf.  
 

Das Karstadt-Warenhaus hat etwa ganz andere Bedin-
gungen und andere Interessenlagen. Als Mitglied im Ta-
rifverband müssen sie ihren Mitarbeitern ab 20 Uhr Zu-
schläge zahlen. Selbst wenn man nicht aus anderen 
Gründen handelt, ist dadurch eine Wirtschaftlichkeits-
grenze gesetzt, die bei den Entscheidungsträgern zu ei-
ner ganz anderen Argumentationskette führt.  
 

Des Weiteren gibt es die vom Inhaber geführten mittel-
ständischen Einzelhandelsgeschäfte. Auch diese haben 
völlig andere Interessenlagen.  
 

Darüber hinaus gibt es Einzelhandelsgeschäfte in diesen 
Shop-in-Shop-Systemen wie dem Allee-Center Magde-
burg - das ist nicht mein Vokabular, aber man hört es 
immer wieder -, von denen man sagt, sie seien eigent-
lich scheinselbständig. Dort wird per Vertrag vorge-
schrieben, wann sie zu öffnen und zu schließen haben, 
was sie in ihren Auslagen zu präsentieren haben etc. 
Die sind wiederum anders. Schließlich gibt es Touris-
musorte usw.  
 

Deswegen, denke ich, ist ein Gesetzentwurf, wie er jetzt 
vorgelegt wurde, viel näher an der Wirklichkeit als so 
manche Diskussion, die den Popanz aufbaut.  
 

Ich möchte zum Schluss für die CDU-Fraktion feststel-
len: Nach dem Willen der CDU-Fraktion sollen Verbrau-
cher und Einzelhändler die neuen Möglichkeiten der La-
denöffnung bereits im diesjährigen Weihnachtsgeschäft 
nutzen können. Wir haben die Diskussionen insoweit ge-
führt und qualitativ abgeschlossen. Wir wissen genau, 
was wir wollen. Wir können diesem Gesetz in unverän-
derter Fassung kurzfristig zustimmen.  
 

Wir sind aber auch gesprächsbereit, insbesondere was 
unsere geschätzten Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD betrifft. Insofern glaube ich auch an den Willen des 
Machbaren und daran, dass wir uns vernünftig im Inte-
resse aller, auch der Arbeitnehmer und der Einzelhänd-
ler, darüber kurzfristig verständigen können.  
 

Ich würde es für unverantwortlich halten, wenn wir als 
Bundesland Sachsen-Anhalt, obwohl wir jeden Arbeits-
platz brauchen, Kaufkraft nach Niedersachsen oder 
nach Thüringen abfließen lassen würden, nur weil wir 
nicht zu Potte kommen oder nicht mutig genug sind, um 
frühzeitig Entscheidungen zu treffen.  

Das Land Thüringen wird bereits vor dem Weihnachts-
geschäft 2006 eine neue rechtliche Regelung auf den 
Weg bringen, die identisch ist mit dem Gesetzentwurf, 
über den wir gerade beraten. Der niedersächsische Ge-
setzentwurf ist unserem ebenfalls sehr ähnlich.  
 

Lassen Sie uns etwas für die Chancen auf Beschäfti-
gung und für die Chancen unserer mittelständischen 
Einzelhändler tun und dieses Gesetz zügig verabschie-
den. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zustim-
mung bei der SPD) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Gürth, Ihr Vortrag hat Fragen aufgeworfen. Sind Sie 
bereit, Fragen von Frau Rogée, von Herrn Gallert, von 
Herrn Paqué und von Herrn Kosmehl zu beantworten? 
 
 

Herr Gürth, CDU: 
 

Wenn ich dann nicht in Ungnade falle, ja. 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Frau Rogée.  
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS): 
 

Herr Gürth, ich habe versucht, in meinem Beitrag deut-
lich zu machen, dass sich die Arbeitnehmerrechte in ei-
ner erheblichen Größenordnung verschlechtern werden. 
Ich bitte Sie, sich das noch einmal anzugucken und nicht 
so zu tun, als wäre das alles mit einem Federstrich zu 
erledigen.  
 

Ich habe zwei Fragen. Erstens. Die Bedingungen in den 
Einkaufszentren, die Sie beschrieben haben, kennen 
wir. Ist das kein Zwang? - Schließlich müssen die dort 
ansässigen Geschäfte zu vorgeschriebenen Zeiten öff-
nen; denn wenn sie es nicht tun, werden sie hinaus-
geschmissen.  
 

Zweitens. Sie sagten, Sie hätten eine Anhörung durch-
geführt. Ich würde gern Informationen darüber haben; 
denn wir als Linkspartei.PDS haben darüber überhaupt 
keine Informationen erhalten. 
 
 

Herr Gürth (CDU): 
 

Sehr geehrte Frau Kollegin Rogée, ich schätze Sie sehr. 
Ich weiß, dass Sie, obgleich Sie jetzt einen anderen Ein-
druck vermitteln wollen, einen so hohen Kenntnisstand 
über die Sachlage bei dieser Thematik haben, insbe-
sondere als verantwortliche Frau in der Gewerkschaft, 
dass Sie einer zusätzlichen Anhörung gar nicht bedür-
fen. Sie haben selbst in Ihrem Vortrag darauf hingewie-
sen, mit wem Sie alles schon gesprochen haben.  
 

(Lachen bei der Linkspartei.PDS)  
 

Wenn Sie die Damen und Herren noch einmal anhören 
wollen, so steht es Ihnen frei, das zu tun. Wer will Ihnen 
das verbieten? Aber das haben Sie doch gar nicht nötig. 
So gut wie Sie weiß doch kein anderer Bescheid. 
 

(Frau Dirlich, Linkspartei.PDS: Es geht hier nicht 
um eine Weiterbildung für Frau Rogée! - Weitere 
Zurufe von der Linkspartei.PDS)  

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Gallert. 
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Herr Gallert (Linkspartei.PDS): 
 

Sie haben für sich einen Nachholbedarf konstatiert, den 
Sie bei Frau Rogée nicht sehen. Sie haben an dieser 
Anhörung teilgenommen. Offensichtlich sind Sie als 
Fraktionsvertreter zu einer regierungsinternen Anhörung 
eingeladen worden, während die Vertreter der Opposi-
tionsfraktionen nicht eingeladen worden sind. Ich frage 
Sie: Wie beurteilen Sie als parlamentarischer Geschäfts-
führer diese Tatsache? 
 
 

Herr Gürth (CDU): 
 

Wenn Ihre Darstellung der Realität entspräche, würde 
ich das als Parlamentarier sehr kritisch beurteilen. Man 
muss klar zwischen der Exekutive und der Legislative 
trennen. Die Regierungsmehrheit von heute kann die 
Opposition von morgen sein. Deswegen muss man das 
auch trennen. Wir haben auch Überwachungs- und Kon-
trollaufgaben.  
 

Die Anhörung, die die Regierung durchgeführt hat - sie 
ist verfassungsrechtlich gehalten, die Betroffenen anzu-
hören, wenn sie neue gesetzliche Regelungen schaffen 
will -, hat im zuständigen Ministerium ohne Beteiligung 
von Parlamentariern stattgefunden. Zumindest war ich 
nicht beteiligt.  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Sie sind darauf in 
Ihrer Rede gerade eingegangen!) 

 

- Nein. Wir als CDU sind so frei, dass wir unabhängig 
von unserer eigenen Regierung eine Anhörung durch-
führen können. Wir bilden uns selbst unsere Meinung. 
Wir können selbst anhören, wir können selbst die Inte-
ressengruppen einladen und selbst Gespräche führen. 
Das können Sie auch.  
 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Selbstgespräche! 
- Heiterkeit bei der Linkspartei.PDS) 

 

Ich denke, dazu brauchen Sie nicht die Regierung, oder?  
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Es wurde jetzt wegen der Selbstgespräche gelacht, Herr 
Gürth, nicht wegen Ihrer Ausführungen im Allgemeinen. 
- Herr Paqué. 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP): 
 

Herr Gürth, ich habe Ihrem Vortrag entnommen, dass 
auch Sie an einer zügigen Beratung außerordentlich in-
teressiert sind. Nach dem philosophisch und theologisch 
fundierten Vortrag des Kollegen Miesterfeldt sehe ich al-
lerdings einen sehr großen Abstand zwischen Ihrer Posi-
tion und der Position der SPD-Fraktion, die zum Teil 
auch von dem Ministerpräsidenten unterstützt wurde.  
 

Meine Frage an Sie: Werden Sie in den weiteren Bera-
tungen bereit sein, die noch bestehenden Differenzen 
mit der SPD so zügig einer Lösung zuzuführen, dass der 
Handel noch im Dezember dieses Jahres die Vorteile 
des neuen Gesetzes in Anspruch nehmen kann? 
 
 

Herr Gürth (CDU): 
 

Erstens. Ein Politiker, der nicht bereit ist, mit anderen zu 
sprechen, um auch kurzfristig vernünftige Lösungen hin-
zubekommen, der braucht gar nicht erst anzutreten.  
 

Zweitens. In dem konkreten Fall, so denke ich, sind die 
Positionen gar nicht so weit auseinander. Wenn man 
sich einmal die Äußerungen des von uns allseits ge-

schätzten Ministerpräsidenten genau betrachtet, so wird 
deutlich, dass er Verständnis dafür geäußert hat, dass 
eine Fraktion noch Gesprächs- und Beratungsbedarf 
hat. Das zeichnet ihn aus, so meine ich.  
 

Was die Differenzen zwischen der SPD-Fraktion und der 
CDU-Fraktion betrifft, so kann ich nur sagen: Wir haben 
einen Gesetzentwurf, der von einem Kabinett, beste-
hend aus CDU- und SPD-Ministern, beschlossen wurde. 
Es gibt im Parlament noch unterschiedliche Nuancen, 
sodass noch Gesprächsbedarf besteht. Das betrifft bei 
der CDU beispielsweise die Sonntagsöffnung, bei der 
SPD geht es um den Samstag und ein paar andere Sa-
chen.  
 

Warum sollten wir das nicht hinkriegen, meine Damen 
und Herren? - Es gibt so viele kompetente Leute in der 
SPD und in der CDU. Vertrauen Sie uns! Wir kriegen 
das hin.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Gürth, halten Sie noch durch? - Es gibt noch eine 
Frage. Ich würde sagen, dann machen wir Schluss. Aber 
zunächst Herr Kosmehl.  
 
 

Herr Kosmehl (FDP): 
 

Herr Kollege Gürth, ich kann aus den Erfahrungen der 
letzten vier Jahre durchaus nachvollziehen, dass man 
noch Abstimmungsbedarf mit dem Koalitionspartner hat. 
Ich kann mich daran erinnern, dass wir die CDU beim 
Sonn- und Feiertagsgesetz sozusagen auf den gemein-
samen Gesetzentwurf einschwören mussten.  
 

(Herr Tullner, CDU: Ein Mal! - Herr Gürth, CDU: 
Das hat sich doch gelohnt, oder?) 

 

Meine Frage zielt noch einmal auf die Sonntagsöffnung. 
Meine Frage ganz konkret an Sie lautet: Sind Sie der 
Auffassung, dass es zwingend notwendig ist festzu-
legen, dass die Geschäfte nur am ersten Advent geöff-
net werden können, oder ob man es nicht den Gemein-
den freistellen sollte, wann sie im Dezember - gegebe-
nenfalls kann man die Anzahl einschränken - an einem 
Sonntag die Öffnung gestatten? 
 

(Herr Schwenke, CDU: Man soll nichts übertrei-
ben!) 

 
 

Herr Gürth (CDU): 
 

Ich will in der gebotenen Kürze versuchen, die Auffas-
sung der CDU zu formulieren. Ich glaube, da sind auch 
wir nicht weit weg von der Meinung, die die sozialdemo-
kratische Fraktion zu diesem Punkt vertritt.  
 

Ich denke, wir haben aus gutem Grund - Sie als Jurist 
wissen das sicherlich viel besser als ich - als einen Ver-
fassungsgrundsatz auch den Schutz der Sonn- und Fei-
ertage.  
 

Wenn wir jetzt in Bezug auf dieses neue Gesetz sagen, 
wir wollen den Sonntag als ein besonders schützenswer-
tes Gut schützen, und lassen die Ladenöffnung, anders 
als es in der Vergangenheit der Fall war, ohne Verlogen-
heit, unbürokratisch, aber klar begrenzt an vier Sonnta-
gen im Jahr zu, dann halte ich das für sehr vernünftig. 
Im Einzelfall wird das vielleicht in so mancher Kommune 
dazu führen, dass die Geschäfte an weniger Sonntagen 
geöffnet haben. Das finde ich sogar gut so.  
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Wenn man sich die bisherige gesetzliche Praxis an-
schaut, die ich nur als extrem arbeitnehmerfeindlich be-
zeichnen kann, so muss man feststellen, dass in so 
mancher Gemeinde die Geschäfte aus Anlässen sonn-
tags geöffnet waren, die nicht haltbar sind. Es gab Töp-
ferfeste, Weinfeste und Kirchweihfeste selbst in Ge-
meinden, in denen nur 5 % der Bevölkerung religiös ge-
bunden sind. Es wurden Veranstaltungen konstruiert oh-
ne einen wirklichen Hintergrund, der einem Brauchtum 
entspricht. Zum Schluss mussten Gewerkschaften, Kom-
munen, Verwaltungen oder Gerichte entscheiden, ob ei-
ne Öffnung zulässig ist. Das halte ich für unhaltbar. 
 

Was den Sonntag betrifft: Es dürfte auf keinen Fall mehr 
als vier im Jahr geben und im Dezember den ersten Ad-
vent, wenn man darauf käme. Das ist in der CDU nicht 
ganz unstrittig, aber ich glaube, dafür zeichnet sich in 
der CDU eine Mehrheit ab. Ich halte das für verantwort-
bar.  
 

Ich sage aber auch an die Adresse der Kaufleute: keinen 
weiteren Sonntag im Dezember. Wenn man über Kultur 
- auch mancher Manager oder Unternehmer redet dar-
über - in unserem Land redet, setze ich voraus, dass die 
Weihnachtsmärkte in diesem Land nicht vor dem Ewig-
keitssonntag stattfinden. Das halte ich für eine Unsitte, 
die man verhindern muss.  
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Herr Gürth, jetzt würde die letzte Frage gestellt werden. 
Das halten wir noch durch. - Frau Rogée.  
 
 

Frau Rogée (Linkspartei.PDS): 
 

Ich frage nur noch einmal nach, Herr Gürth; denn Sie 
haben die Frage vorhin nicht beantwortet: Ist das Proze-
dere im Allee-Center keine Zwangsöffnung? 
 
 

Herr Gürth (CDU): 
 

Was soll ich dazu sagen? Uns allen ist bekannt, dass die 
Unternehmerinnen und Unternehmer, die inhabergeführ-
ten Einzelhandelsgeschäfte im Allee-Center nicht mit 
den anderen inhabergeführten Geschäften des mittel-
ständischen Einzelhandels gleichzusetzen sind. Das be-
deutet, wer mit dem Allee-Center einen Vertrag eingeht 
und dort Räumlichkeiten anmietet, der unterwirft sich 
dem Gesamtkontext dieses Vertrages. Das geht so weit, 
dass ein Centermanager in den Laden geht und die Ver-
käuferin auffordert, eine Fliege aus dem Geschäft zu ja-
gen.  
 

Es ist teilweise absurd, aber auch dort gibt es ökonomi-
sche Grenzen. Ich bin fest davon überzeugt, dass die 
Kaufkraft, die ohnehin begrenzt ist, nicht auf 24 Stunden 
ausgedehnt werden kann - auch nicht im Allee-Center. 
Das Centermanagement wird dieses neue Recht etwas 
exzessiver als andere Einzelhandelsstandorte zu nutzen 
versuchen, aber auch sie werden schnell auf die kauf-
männischen Grundsätze zurückkommen und sagen, was 
sich nicht rechnet, machen wir nicht.  
 

Wenn die Läden mehr Ausgaben als Einnahmen haben, 
haben sie keinen mehr darin. Ich denke, dann wird die 
Ökonomie im Allee-Center das Gebot der Stunde sein. 
Alles andere regelt sich vernünftig aus dem Gesetz her-
aus. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke: 
 

Danke sehr, Herr Gürth, vor allen Dingen für Ihre Geduld 
bei der Beantwortung der zahlreichen Fragen. - Damit ist 
die Debatte beendet.  
 

Bevor wir in das Abstimmungsverfahren einsteigen, be-
grüßen wir Schülerinnen und Schüler der Berufsbilden-
den Schulen Quedlinburg. Seien Sie recht herzlich will-
kommen!  
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir stimmen über die Drs. 5/288 ab. Ich habe nicht ver-
nommen, dass einer Überweisung etwas entgegensteht. 
Es bestand der Wunsch, den Gesetzentwurf ausschließ-
lich in den Wirtschaftsausschuss zu überweisen. Wenn 
das so ist, dann frage ich, wer damit einverstanden ist, 
die Drs. 5/288 in den Wirtschaftsausschuss zu überwei-
sen. Ich bitte um das Kartenzeichen. - Gegenstimmen? 
- Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Gesetzentwurf in den Wirtschaftausschuss überwiesen 
worden und wir verlassen den Tagesordnungspunkt 9.  
 

(Unruhe) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Meine Damen und Herren! Es macht zwar den Eindruck, 
dass Sie noch schnell die geöffneten Läden besuchen 
müssen, aber ich rufe dennoch den Tagesordnungs-
punkt 4 auf:  
 
 
 

Erste Beratung  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Hoch-
schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt  
 

Gesetzentwurf der Fraktion der Linkspartei.PDS - Drs. 
5/277 
 
 
 

Ich bitte zunächst Herrn Lange, diesen Gesetzentwurf 
für die Linkspartei.PDS einzubringen. Bitte schön, Herr 
Lange, Sie haben das Wort.  
 
 

Herr Lange (Linkspartei.PDS): 
 

Danke schön, Herr Präsident. - Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Keine Hochschuldebatte kann heute 
ohne das Wort Studiengebühren geführt werden. Der 
Paradigmenwechsel - erst schleichend - wird in der Bun-
desrepublik mittlerweile ganz ungeniert durchdekliniert.  
 

Wir sind froh, dass sich Sachsen-Anhalt in seinem Hoch-
schulgesetz zum gebührenfreien Erststudium bekennt 
und dass der Koalitionsvertrag diesen Status derzeit 
noch wahrt. Gleichwohl treffen Studiengebühren, seien 
es direkte oder indirekte, auch hierzulande die meisten 
der heute Studierenden in irgendeiner Form.  
 

Um einen Hintergrund unseres Gesetzentwurfes zu ver-
stehen, müssen wir ein wenig in die Vergangenheit ge-
hen, nämlich in eine Zeit, in der die Studienbeiträge ab-
geschafft und das Bafög eingeführt wurde. Insider wis-
sen, dass das in der BRD so etwa um 1970 war, als 
SPD und FDP noch eine andere Politik verfolgten und so 
vielen Kindern so genannter bildungsferner Schichten 
das Studium erstmals ermöglicht haben. Aus dieser Zeit 
- sogar ein bisschen früher - stammt folgende Verpflich-
tung - ich zitiere -: 
 

„... den Hochschulunterricht auf jede geeignete 
Weise, insbesondere durch allmähliche Einfüh-
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rung der Unentgeltlichkeit, jedermann gleicher-
maßen entsprechend seinen Fähigkeiten zugäng-
lich zu machen.“  

 

Das klingt gut, ist es auch. Das ist der internationale 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, 
ein Menschenrechtsdokument der Vereinten Nationen, 
das 1966 von der Vollversammlung verabschiedet, 1968 
von der BRD unterzeichnet und 1973 ratifiziert wurde. 
Es ist damit nach Artikel 25 des Grundgesetzes unmit-
telbar geltendes Recht. Ich lese das noch einmal vor: 
Die Unterzeichner verpflichten sich, 
 

„den Hochschulunterricht auf jede geeignete Wei-
se, insbesondere durch allmähliche Einführung 
der Unentgeltlichkeit, jedermann gleichermaßen 
entsprechend seinen Fähigkeiten zugänglich zu 
machen.“ 

 

Das gilt in Deutschland, und doch wird gerade in ei-
ne vollkommen entgegengesetzte Richtung gegangen. 
Sachsen-Anhalt bildet dabei leider keine Ausnahme.  
 

Es ist traurig, dass ein Land wie die BRD, das immerhin 
einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat anstrebt, einen so 
essenziellen Menschenrechtsvertrag nicht einhalten will. 
Die Linksfraktion will das aber. Darum gibt es den Antrag 
auf die Änderung des Landeshochschulgesetzes. Selbst-
verständlich unterstützt unser Antrag auch ein gebühren-
freies Studium gemäß § 111 Abs. 1.  
 

Wir möchten aber auch die Abschaffung der indirekten 
Studiengebühren. Das sind Gebühren für Lehr- und Lern-
mittel, für multimedial und telematisch aufbereitete Stu-
dienmittel sowie für die Nutzung der Hochschuleinrich-
tungen. Zudem bewirkt unser Gesetzentwurf die Befrei-
ung von Langzeitstudiengebühren, die Möglichkeit eines 
gebührenfreien Zweit- und Seniorenstudiums sowie die 
Gebührenfreiheit für Gasthörer.  
 

Lassen Sie mich auf die indirekten Studiengebühren ein-
gehen. Diese sind in der Tat im jetzigen Gesetz am pro-
blematischsten, weil sie jeden Studierenden treffen kön-
nen. Zwar sind sie nur eine „Kannregelung“, Sie können 
sich aber sicherlich vorstellen, dass die Hochschulen un-
ter den Bedingungen gekürzter Finanzen jede zusätz-
liche Einnahmequelle nutzen. Der Kultusminister fordert 
das auch immer.  
 

Die Hochschulen haben im Jahr 2005 aufgrund dieser 
Paragrafen fast 740 000 € eingenommen. Darin sind si-
cherlich auch einige Raummieten für Veranstaltungen 
enthalten. Das muss man der Ehrlichkeit halber dazu 
sagen, aber die Tendenz ist doch klar.  
 

Was versteht man unter Hochschuleinrichtungen? Das 
ist zum Beispiel der Computerpool. In der Tat wird in ei-
nigen Hochschulen in Sachsen-Anhalt über eine solche 
Gebühr nachgedacht. Vorgestern gab es eine Jubelmel-
dung, nämlich dass Vodafone den so genannten Elite-
hochschulen auch noch ein kostenloses Kommunika-
tionsnetz zur Verfügung stellen will.  
 

Ich will Werbung und Sponsoring gar nicht bewerten. 
Ebenso verkneife ich mir das Sprichwort mit dem Teufel 
und dem Haufen. Aber eines macht es doch deutlich, 
nämlich die Wichtigkeit der Kommunikation für die Wis-
senschaft. Dafür sollte man den Studierenden kein Geld 
abknöpfen, meine Damen und Herren, und für andere 
vergleichbare Einrichtungen auch nicht.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 

Das zweite Problem bei indirekten Studiengebühren im 
jetzigen Gesetz ist die Ermöglichung von Praktikums-
gebühren.  
 

Die Anzeige signalisiert mir schon das Ende der Rede-
zeit. Da stimmt doch was nicht. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Es war nur die Technik. Wir haben es schon gemerkt. 
Sie haben noch zehn Minuten.  
 
 

Herr Lange (Linkspartei.PDS): 
 

Das ist gut. - Das zweite Problem bei den indirekten Stu-
diengebühren im jetzigen Gesetz ist die Ermöglichung 
von Praktikumsgebühren. Das betrifft insbesondere die 
materialintensiven Studiengänge wie die Medizin, die 
Biologie und die Pharmazie. An dieser Stelle muss für 
ein Praktikum ein erheblicher finanzieller Aufwand be-
trieben werden. Sehen Sie sich an, was Chemikalien 
oder Enzyme kosten. Man kann sich vorstellen, was dort 
an Geldern zusammenkommt. 
 

Nach meiner Erfahrung wird mittlerweile an den Hoch-
schulen erwogen, dieses Geld bei den Studierenden 
einzutreiben, es diesen Studierenden in Rechnung zu 
stellen. Diese Gebühren sind fernab jeglicher Kompen-
sationsmöglichkeiten durch Bafög oder Stipendien. 
Wenn Befreiungsmöglichkeiten eingeräumt werden, sind 
diese meistens an den Bezug von Bafög gebunden. Das 
verschärft zusätzlich das Mittelstandsloch.  
 

Es kann doch nicht der Wille der Politik sein, dass sich 
jemand mit einer weniger dicken Geldbörse überlegen 
muss, ob er eine Naturwissenschaft oder eine Geistes-
wissenschaft studieren kann. Diesbezüglich findet sozia-
le Selektion schon bei der Studienwahl statt. Dagegen 
richtet sich unser Gesetzentwurf.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Herr Tullner, 
CDU: So ein Quark!) 

 

- Herr Tullner, Sie haben doch gleich die Gelegenheit zu 
sprechen. - Ich komme zu dem heikelsten Thema, näm-
lich der Limitierung der Hochschulbildung durch Lang-
zeit- und Zweitstudiengebühr. 
 

(Herr Dr. Schellenberger, CDU: Da bin ich ge-
spannt!) 

 

Erst einmal möchte ich mit dem beliebten Vorurteil auf-
räumen, das besagt, Langzeitstudierende seien faul. 
Wer so argumentiert, redet auf Stammtischniveau.  
 

Es gibt die verschiedensten Gründe, warum jemand 
die Regelstudienzeit überschreitet, zum Beispiel gesell-
schaftliches Engagement, das viele Studierende neben 
ihrem Studium leisten - etwas, wofür man dankbar sein 
muss, was immer eingefordert wird und was nicht be-
straft werden sollte. Auch müssen die meisten Studie-
renden neben ihrem Studium noch etwas hinzuverdie-
nen. Sie wissen das. Das Bafög reicht nicht aus. Es ist 
erst einmal die Frage, ob man Bafög beziehen kann. 
Nach der 17. Sozialerhebung des Studentenwerkes müs-
sen 63 % der Studierenden für ihren Lebensunterhalt 
dazuverdienen.  
 

Was man nicht außer Acht lassen darf und was an un-
seren Hochschulen zunimmt: Man kann aufgrund der 
Überlast nicht mehr in der Regelstudienzeit studieren, 
weil man zum Beispiel keinen Seminar- oder keinen 
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Praktikumsplatz bekommt. Ich finde, wir dürfen die Stu-
dierenden für diese Umstände nicht bestrafen. Das wer-
den sie aber derzeit.  
 

Es gibt Briefe von verzweifelten Studierenden, die nicht 
wissen, wie sie diese Gebühren bezahlen sollen. Ich 
kann Ihnen ein Beispiel nennen: Die Eltern von Hartz IV 
betroffen, schon immer nebenher gearbeitet und gerade 
über die Runden gekommen.  
 

Haben Sie einer solchen Person schon einmal in die 
Augen gesehen? Was sagen Sie dazu, Herr Minister? In 
der Regel nennen Sie diese Gebühren einen pädagogi-
schen Ansporn. Das müssen Sie einmal jemandem sa-
gen, der in einer solchen Situation ist.  
 

Seit der Einführung der Langzeitstudiengebühren haben 
mehr als 1 200 Studierende das Studium nach der Über-
schreitung der Regelstudienzeit abgebrochen. Ich gebe 
zu, es gibt auch „Karteileichen“. Das muss man der Ehr-
lichkeit halber dazu sagen. Aber 1 200 Studierende, das 
sind nicht nur Karteileichen. Allein schon deswegen 
müssen Langzeitstudiengebühren abgeschafft werden. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Sie müssen aber auch noch aus einem anderen Grund 
abgeschafft werden. Langzeitstudiengebühren, meine 
Damen und Herren, sind volkswirtschaftlicher Unsinn. Es 
studiert jemand in einem Diplomstudiengang 14 Semes-
ter lang und muss dann aus finanziellen Gründen kurz 
vor dem Abschluss abbrechen. Er steht dann ohne Ab-
schluss da. Das kann nicht im Interesse eines Landes 
sein.  
 

Ich möchte auch sagen, dass die Linkspartei.PDS vom 
Studium ein anderes Verständnis hat als viele der Mit-
glieder anderer Fraktionen in diesem Saal. Wir sehen 
Hochschulbildung nicht so, wie es einige Personen in 
den anderen Fraktionen sehen. Ich glaube nicht, dass 
man Studierende in eine Normbiografie pressen sollte. 
Ein Hochschulstudium muss eine emanzipatorische 
Komponente haben und dazu anregen, auch einmal 
links und rechts neben der eigenen Fachdisziplin zu 
schauen oder eine weitere Sprache zu lernen. Das wird 
aber durch den erzeugten wirtschaftlichen Druck eben-
so abgetötet wie das Engagement in der Gesellschaft. 
Ich frage mich echt, ob Sie das wirklich wollen. Ich will 
das jedenfalls nicht und meine Fraktion will das auch 
nicht.  
 

Am Ende meiner Rede möchte ich darauf hinweisen, 
dass in der Wissensgesellschaft bei lebensbegleitendem 
Lernen das Zweitstudium zum Regelfall werden dürfte. 
Wer das mit Gebühren belegt, wird zukünftig Menschen 
an ihrem sozialen Aufstieg und am Halten des sozialen 
Status hindern. Ich kann mir nicht verkneifen zu sagen, 
dass der Umgang mit den Studierenden, die älter als 
60 Jahre sind, den wahren Geist derer zeigt, die dieses 
Gesetz verabschiedet haben.  
 

(Minister Herr Prof. Dr. Olbertz: Das ist jetzt un-
fair! Können Sie diesen wahren Geist einmal be-
schreiben?) 

 

- Ja, ich kann Ihnen beschreiben, wie er aussieht. 
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Wissen Sie, was Sie 
da gesagt haben?) 

 

- Ja, das kann ich Ihnen sagen.  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Mein lieber Mann!) 

Wenn Sie davon ausgehen - -  
 

(Herr Hauser, FDP: Zum Mikro sprechen, nicht 
rückwärts! - Zuruf von der CDU: Mikro! - Zuruf 
von Herrn Dr. Schellenberger, CDU) 

 

- Aber von hier hinten kamen die Einwände.  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Das sind keine Ab-
geordneten!) 

 

Wenn Sie davon ausgehen, dass jemand, der über 
60 Jahre alt ist, nur noch studieren darf, wenn er ordent-
lich Gebühren dafür bezahlt, dann ist das für mich ge-
nauso ein Einschränken eines Bildungsangebotes wie 
für jeden anderen auch.  
 

(Herr Tullner, CDU: Das ist unerträglich!) 
 

- Wissen Sie, für mich ist dieser Zustand auch unerträg-
lich und ich muss damit täglich umgehen.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Herr Tullner, 
CDU: Der Zustand ist nicht unerträglich, sondern 
Ihre Rede!) 

 

Für diese Leute ist ein Hochschulstudium nämlich nur 
eine Ausbildung, um dann in der Wirtschaft möglichst 
gut verwertbar zu sein. Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
verwahrt sich gegen eine so verkürzte Sicht auf die 
Hochschulbildung und nimmt deshalb diese Regelungen 
mit ihrem Gesetzentwurf zurück.  
 

(Zuruf von Minister Herrn Prof. Dr. Olbertz) 
 

- Ja, ja.  
 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kultusminister, 
Sie haben vielleicht gemerkt, dass ich das Thema der 
allgemeinen Studiengebühren für das Erststudium nicht 
angesprochen habe. Wir werden sicherlich noch genug 
Gelegenheit haben, darüber zu debattieren. Diese all-
gemeinen Studiengebühren für ein Erststudium sind 
nicht Gegenstand des derzeitigen Gesetzes und auch 
nicht Gegenstand des Gesetzentwurfes. Ich bin zwar 
gespannt, ob der Minister gleich wieder die Kranken-
schwester oder die Verkäuferin ins Feld führen wird.  
 

(Herr Prof. Dr. Paqué, FDP: Genau diese Zahl ist 
es! - Zuruf von der CDU: Genau!) 

 

Ich habe mich aber bewusst sachlich auf unsere Ände-
rungsvorschläge konzentriert.  
 

Die Linkspartei.PDS-Fraktion beantragt, den Gesetzent-
wurf in den Bildungsausschuss zur federführenden Bera-
tung und in den Finanzausschuss zur Mitberatung zu 
überweisen.  
 

Wir wissen, dass die Finanzen davon betroffen sind. Wir 
möchten den Hochschulen diese Einnahmeausfälle 
kompensieren. Wir werden es in den Haushaltsverhand-
lungen ansprechen und die Mittel einfordern. Wir werden 
Ihnen zeigen, wie wir uns das vorstellen und zeigen, 
dass es geht. Wir hoffen, dass dieses Mal im Bildungs-
ausschuss die parlamentarischen Gepflogenheiten ein-
gehalten und die Betroffenen auch angehört werden 
können. - Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Lange. - Sollten wir Sie irritiert haben, 
dass zur Unzeit die rote Lampe leuchtete, dann bitten 
wir um Entschuldigung.  
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Meine Damen und Herren! Bevor wir die Meinung der 
Fraktionen dazu hören, hat Herr Minister Olbertz um das 
Wort gebeten. Bitte schön, Herr Minister. 
 
 

Herr Prof. Dr. Olbertz, Kultusminister:  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Schon im letzten Jahr hatte das Parlament über ei-
nen Gesetzentwurf der Linkspartei.PDS zu beraten, der 
nahezu inhaltsgleich war. Wie heute ging es nämlich um 
die Forderung, Studienbeiträge grundsätzlich auszu-
schließen, das heißt, ein Gesetz zu ändern, in dessen 
§ 111 nach wie vor steht - ich zitiere -:  
 

„Das Studium bis zum ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss und das Studium in einem konse-
kutiven Studiengang, der zu einem weiteren be-
rufsqualifizierenden Abschluss führt, sind von 
Studiengebühren befreit.“ 

 

(Zustimmung von Minister Herrn Dr. Daehre) 
 

Es bezieht sich also auch auf ein sich unmittelbar an das 
Bachelorstudium anschließendes Masterstudium. Es ist 
ungefähr so, als würde man einen Gesetzentwurf zum 
Schulgesetz einbringen, der die allgemeine Schulpflicht 
fordert.  
 

Wenn man befürwortet, was in einem Gesetz steht, dann 
fände ich es besser, sich darauf zu berufen, anstatt es 
gerade in diesem wichtigen Punkt zu ändern. 
 

(Zuruf von Herrn Lange, Linkspartei.PDS) 
 

In dem Gesetzentwurf geht es also nicht um das, was 
man landläufig unter Studiengebühren versteht, sondern 
es geht vielmehr darum, Gebühren für Langzeitstudie-
rende abzuschaffen. Dazu muss man sich in Erinnerung 
rufen, dass solche Gebühren nach der gegenwärtigen 
Gesetzeslage nicht sofort nach Ablauf der Regelstudien-
zeit anfallen, sondern erst vier Semester später, also 
zwei Jahre danach. 
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Richtig! - Herr Lange, 
Linkspartei.PDS: Das betrifft trotzdem viele!) 

 

- Ja, das ist richtig, es betrifft viele. - Wenn jemand im 
ersten oder im zweiten Semester das Studium wechselt, 
wird das noch nicht einmal angerechnet. Lieber Hendrik 
Lange, ich kenne junge Kollegen, die ihr Studium mit 
Geschwindigkeit und zielstrebig von dem Tag an abge-
schlossen haben, als Langzeitstudiengebühren zu be-
fürchten waren. Ich beglückwünsche alle, die diesen An-
lass so gewählt haben. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der FDP) 
 

Ich verrate natürlich nicht, von wem ich jetzt hier gespro-
chen habe. 
 

(Herr Lange, Linkspartei.PDS, lacht) 
 

Zweitens geht es in dem Entwurf darum, Gebühren für 
Gasthörer und Studierende in einem Alter von über 
60 Jahren auszuschließen.  
 

Drittens geht es in dem Gesetzentwurf darum, Lernmit-
tel, Fernstudienmaterialien und dergleichen gänzlich 
kostenlos zur Verfügung zu stellen.  
 

Wenn sich die Fraktion der Linkspartei.PDS, wie sie in 
der Begründung sagt, davon leiten lässt, - ich zitiere - 
„dass Studiengebühren sowie weitere Gebühren und 
Entgelte den allgemeinen Bildungszugang einschränken 
und gegebenenfalls die Zahl der Studierenden senken“, 

und wenn sie zur sozialen Gerechtigkeit beitragen will, 
dann muss ich das hier natürlich hinterfragen.  
 

Sowohl der Zugang zu einer Hochschule als auch ein 
zügiges Studium sind für junge Menschen, die sich dort 
für ihren späteren Beruf qualifizieren wollen, studien-
gebührenfrei.  
 

Wenn man sich wesentlich länger an einer Hochschule 
aufhalten will und damit auch die Ressourcen der Hoch-
schule, die von der Öffentlichkeit aufgebracht werden, 
länger - und zwar nicht nur ein bisschen, sondern we-
sentlich länger - in Anspruch nehmen will, dann halte ich 
es auch für ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit zu sa-
gen, dass dies dem Steuerzahler ab einem bestimmten, 
sehr toleranten Punkt nicht mehr sinnvoll verständlich zu 
machen ist.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Insofern kann ich hier nur wiederholen, dass ich nicht 
dafür bin, dass es für die jungen Leute an den Hoch-
schulen einen unlimitierten Zugriff auf ein öffentliches 
Gut geben soll. Das ist nicht gerecht.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Man kann das fordern in einer interessengeleiteten Ar-
gumentation, aber nicht unter der Prämisse sozialer Ge-
rechtigkeit; denn sozial gerecht ist das gerade nicht.  
 

Das ist der Stand des Gesetzes. Dieser scheint mir nicht 
nur vertretbar, sondern beispielsweise gerade im Hin-
blick auf das Problem, das wir parallel diskutieren, näm-
lich den Doppelabiturjahrgang, auch ein sehr wichtiger 
Punkt zu sein. Hierbei geht es auch um ein Stück Hal-
tung gegenüber jungen Leuten, die zielstrebig studieren 
und dafür den Raum und die Ressourcen beanspruchen 
sollen und dürfen und deshalb eigentlich allen Vorrang 
verdienen.  
 

Ich kann auch belegen, dass mir das Seniorenstudium 
persönlich sehr am Herzen liegt. Da wir aber nun einmal 
nur eine begrenzte Ressourcenmenge und sinnvoller-
weise - übrigens auch aus Qualitätsgründen - nur eine 
begrenzte Anzahl von Studienplätzen zur Verfügung ha-
ben, kann ich keinem jungen Menschen erklären, dass 
er seinen Studienplatz möglicherweise an jemanden aus 
dem Seniorenstudium abtreten muss, weil die Ressour-
cen begrenzt sind. Das kann ich nicht.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Insofern ist die Frage nach Gebühren von den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern des Seniorenstudiums auch 
ein Stück Solidarbeitrag der älteren Generation an die 
jüngere. Ich weiß aus vielen Gesprächen mit den Kom-
militoninnen und Kommilitonen aus dem Seniorenkolleg, 
dass das viele auch so sehen, weil es eben auch ein 
Stück innerer Ausgleich und der Suche nach Gemein-
samkeit zwischen den Generationen ist.  
 

(Herr Prof. Dr. Paqué, FDP: So ist es!) 
 

Im Übrigen sind die Gebühren, die beispielsweise das 
Seniorenkolleg in Halle erhebt, wirklich mit großer Sen-
sibilität bemessen worden. 
 

Bei der letzten Debatte über dieses Thema habe ich 
ausführlich dargelegt, dass wir zu Recht darüber nach-
denken, wie unser Bildungswesen sozial möglichst ge-
recht gestaltet werden kann, dass man aber nicht so tun 
sollte, als ob alle Erwägungen über diese soziale Ge-
rechtigkeit zwangsläufig in ein Verbot von Studiengebüh-
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ren einmünden müssten. Ich glaube in diesem Zusam-
menhang ist der Anspruch an soziale Gerechtigkeit auch 
viel komplexer und viel wertvoller, als dass wir ihn allein 
an diese Frage binden können; denn Gerechtigkeit kann 
man ja nicht nur mit Geld regulieren. 
 

Ich will nun nicht wieder Karl Marx bemühen, der die 
Gebührenfreiheit sogar als Instrument der herrschenden 
Klasse betrachtete. Mit dem Zitat habe ich mir fast Ärger 
eingehandelt. Man kann aber sehr wohl daran erinnern, 
dass Gebührenfreiheit zunächst einmal nur bedeutet, 
dass ein Studium in beträchtlichem Umfang von denen 
finanziert wird, die gerade nicht studieren, und zwar zu 
einem beträchtlich Teil von Leuten, die weder selbst stu-
dieren, noch deren Kinder in den Genuss eines Studi-
ums gekommen sind. Das sind zum Beispiel Kranken-
schwestern und Verkäufer. - Ich sage das, weil Sie mich 
gebeten hatten, diese noch einmal aufzuführen; im Ma-
nuskript hatte ich sie nicht. 
 

Die PDS entwickelt mit ihrem Gesetzentwurf einen Be-
griff von sozialer Gerechtigkeit, der übrigens auch ganz 
neue Zielgruppen einschließt. Wie anders ist es zu erklä-
ren, dass die Nutzung von Hochschuleinrichtungen für 
alle Hochschulangehörigen gebührenfrei sein soll? 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Herr Minister, möchten Sie eine Frage von Frau Klein 
beantworten? 
 
 

Herr Prof. Dr. Olbertz, Kultusminister: 
 

Ich bin dazu gern bereit. Können wir das zum Schluss 
machen? 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Ja. 
 
 

Herr Prof. Dr. Olbertz, Kultusminister: 
 

Ich sehe einmal davon ab, dass den Hochschulen etwa 
bei der Fernleihe selbst Gebühren entstehen, für die sie 
dann aufkommen müssten. Die kann ich nicht einfach 
übersehen. Wenn jemand also von allen Hochschul-
angehörigen spricht, dann meint er laut Gesetz auch al-
le, die in, also nicht an der Hochschule beschäftigt sind. 
Ist es zum Beispiel nebenberuflich Tätigen an der Hoch-
schule, die in der Regel für ihre Tätigkeit ein Honorar 
bekommen, wirklich unzumutbar, für die Nutzung hoch-
schulischer Einrichtungen Gebühren zu entrichten, ins-
besondere wenn der Hochschule selbst solche Gebüh-
ren, insbesondere in der Fernleiche,  
 

(Heiterkeit) 
 

- Entschuldigung - in der Fernleihe - das kam durch die 
Karteileichen vorhin -, entstehen? 
 

Zumindest sollte man entsprechende Regelungen den 
Hochschulen selbst überlassen und ihnen nicht Vor-
schriften machen, die ihre wirtschaftliche Entscheidungs-
fähigkeit einschränken. Immerhin wird den Hochschulen 
damit auch die Möglichkeit verwehrt, die Qualität von 
Forschung und Lehre durch den Einsatz eigener Ein-
nahmen zu verbessern. 
 

Auch die Koalitionsvereinbarung liefert keinen Grund da-
für, derzeit einen neuen Gesetzentwurf zu erörtern. Dar-
in heißt es nämlich: 
 

„Allgemeine Studiengebühren werden derzeit 
nicht eingeführt.“  

Zwar steht dort weiter: „Wenn aus der Sicht unse-
rer Hochschulen ein Wettbewerbsnachteil entsteht, wird 
die Koalition einen neuen Meinungsbildungsprozess in 
Gang setzen“, aber das ändert nichts daran, dass selbst 
dann, wenn man sich am Ende dieser Meinungsbildung 
für Studiengebühren ausspräche, das geltende Hoch-
schulgesetz geändert werden müsste, das im Moment 
eine klare Barriere gegen die Einführung von allgemei-
nen Studiengebühren einzieht. 
 

Außerdem könnte ein solcher Wettbewerbsnachteil aus 
einem ganz anderen Grund als aus reinem Geldmangel 
auf uns zukommen: Wir können nämlich nicht ignorieren, 
dass es, wenn die Länder um uns herum alle nach und 
nach Studiengebühren einführen, einen ungewollten Se-
lektionsprozess gibt, der wahrscheinlich nicht unbedingt 
die Besten in unsere Hochschulen lenkt.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Also werden wir uns der Diskussion nicht verschließen 
können, aber akut haben wir keine Diskussionslage 
durch das bestehende Gesetz. Das ist mir vor allem 
wichtig. Eigentlich müssten Sie sich eher für dessen 
Erhalt aussprechen, als diese Diskussion jetzt aufzu-
machen. 
 

(Herr Kosmehl, FDP: Genau! - Herr Dr. Köck, 
Linkspartei.PDS: Die Besten haben also auch die 
besten finanziellen Möglichkeiten!) 

 

Außerdem könnte ein solcher - - Oh, ich kriege hier ein 
rotes Signal. 
 

Allerdings habe ich auch immer betont, dass ich mir die 
Einführung von Studiengebühren - das ist mir sehr wich-
tig - ohne die gleichzeitige Einführung eines umfassen-
den Unterstützungs-, Freistellungs- und Stipendiensys-
tems nicht vorstellen kann. Niemand darf nur wegen sei-
ner wirtschaftlichen Lage von einem Hochschulstudium 
in Sachsen-Anhalt abgehalten werden. 
 

(Zustimmung bei der CDU, bei der FDP und von 
der Regierungsbank) 

 

Aber, wie gesagt, das ist nicht Gegenstand des Gesetz-
entwurfes. Weder die derzeitige gesetzliche Situation 
noch die Koalitionsvereinbarung macht den vorliegenden 
Gesetzentwurf plausibel oder gar erforderlich. - Vielen 
Dank. 
 

(Zustimmung bei der CDU, bei der FDP und von 
der Regierungsbank) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Minister. - Jetzt bitte die Frage von 
Frau Klein. 
 
 

Frau Dr. Klein (Linkspartei.PDS): 
 

Herr Minister, zu Ihrer These, die Sie schon mehrfach 
wiederholt haben, dass das Studium von den Leuten 
bezahlt wird, die selbst nie studieren, habe ich die Fra-
ge, ob man dann nicht lieber darüber nachdenken sollte, 
wie man den Spitzensteuersatz und eventuell die Ver-
mögensteuer gestaltet,  
 

(Oh! bei der CDU und bei der FDP) 
 

um diejenigen, die durch ihr Studium bessere Verdienst-
möglichkeiten haben, wieder heranzuziehen, um das Stu-
dium bezahlbar für alle zu machen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Herr Tullner, 
CDU: Das ist ja Populismus in Reinkultur!) 
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Herr Prof. Dr. Olbertz, Kultusminister: 
 

Also wiederholt habe ich mich in meiner Argumentation 
nur deswegen, weil es ja ein wiederholter Antrag gewe-
sen ist, sodass mir gar nichts anderes übrig geblieben 
ist, als auch die Argumente zu wiederholen. 
 

Ich bin leider kein Steuerexperte.  
 

(Unruhe bei der Linkspartei.PDS) 
 

Ich kann mir durchaus auch als Steuerzahler vorstellen, 
dass man Steuern hier und dort für sinnvollere Zwecke 
ausgeben kann, als das derzeit geschieht.  
 

Die Studenten haben mir einmal in einer Debatte über 
Studiengebühren die Frage gestellt, ob ich eigentlich die 
Höhe des amerikanischen Verteidigungshaushalts ken-
nen würde. Darauf habe ich gesagt: Ja, ich vermute so-
gar, dass da Reserven drin sind, aber mein Zugriff ist 
ausgesprochen limitiert.  
 

Deswegen kann ich die Frage im Detail nicht beantwor-
ten. Ich halte sie nicht für unberechtigt. Aber ich müsste 
Experte in Steuerdingen sein, um sie beantworten zu 
können, der ich leider nicht bin. 
 

(Zustimmung von Herrn Kurze, CDU, von Herrn 
Steinecke, CDU, und von Herrn Tullner, CDU) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Minister Olbertz. - Die Debatte beginnt 
mit dem Beitrag der SPD-Fraktion. Ich erteile Frau Mit-
tendorf das Wort. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Unter-
richtsprozess kommt der Wiederholung, wie man weiß, 
als wichtigem Bestandteil der Festigung des erworbenen 
Wissens eine große Bedeutung zu. 
 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei der 
FDP) 

 

Um es in einer anderen Sprache auszudrücken: 
Повторение мать учения. - Wiederholung ist die Mut-
ter der Weisheit. 
 

(Oh! im ganzen Hause - Beifall bei der SPD und 
bei der CDU) 

 

Ich denke aber schon, dass man dieses für das Parla-
ment nicht anwenden sollte. Trotzdem musste ich daran 
denken, obwohl mir der Anlass des Einbringens des Ge-
setzentwurfs ernst ist; denn diese Regelungsvorschläge 
hatten wir bis auf wenige kleine Änderungen bereits im 
Februar 2005 schon einmal auf dem Tisch.  
 

(Herr Borgwardt, CDU: Genau so ist es!) 
 

Meine Damen und Herren! Folgendes sage ich eigent-
lich an alle gerichtet: Es ist aber das gute Recht einer 
jeden Fraktion, Gesetzentwürfe und auch Anträge wie-
derholt in den Landtag einzubringen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Das muss man tolerieren. Das muss man auch respek-
tieren. Das hat etwas mit demokratischer Kultur zu tun. 
Das heißt aber in der Regel nicht, dass sich dadurch et-
was an der Beurteilung ändert. Ich muss sagen, das gilt 
im Prinzip leider auch für diesen Fall. 
 

Das Studiengebührenverbot für das erste berufsqualifi-
zierende Studium und für konsekutive Studiengänge ist 

geltendes Recht. Das brauchen wir nicht zu wiederho-
len. Das steht auch in der Koalitionsvereinbarung.  
 

Das heißt jedoch nicht, dass ich mich - ich muss an die-
ser Stelle für mich sprechen - der grundsätzlichen De-
batte über Sinn oder Unsinn der Einführung von Studien-
gebühren entziehen werde. Ich könnte mir wahrlich an-
dere Regelungen gerade im Zusammenhang mit Lang-
zeitstudiengebühren vorstellen, die so geregelt sind, wie 
es der Minister vorgetragen hat. Man fällt also nicht au-
tomatisch und ganz schnell in diese Gebühren; vielmehr 
könnte man diese Probleme unter anderem mit einem 
Studienkontenmodell anders abfangen. 
 

Meine Damen und Herren! Ohne Frage stellt die Finan-
zierung von Lernmitteln und Studienmaterialien vor al-
lem in kostenintensiven Studiengängen eine hohe Belas-
tung für die Studierenden dar.  
 

(Beifall bei der SPD und bei der Linkspartei.PDS)  
 

So ehrlich muss man sein. Das ist so. Die Frage ist nur, 
ob die Lösung darin bestehen kann, dass die Hochschu-
len gar keine Entgelte mehr verlangen können. Das 
wäre wohl doch ein wenig weltfremd, weil sich die Welt 
eben geändert hat. Es kann auch nicht im Sinne der 
Hochschulen sein, dass sie keine zusätzlichen Einnah-
men erzielen können. Ich weiß auch nicht - bei allem 
Respekt, lieber Kollege Lange -, ob man dabei gleich die 
Menschenrechte bemühen muss. Das Hochschulgesetz 
schreibt diesbezüglich nämlich vor, dass soziale Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen sind. Das gilt eben auch 
für mögliche Gebühren von Gasthörern.  
 

Als ich den Titel „Gesetzentwurf zur Änderung des 
Hochschulgesetzes“ gehört habe, habe ich eigentlich 
etwas anderes erwartet; denn wenn man eine solche 
Gesetzesmaterie aufmacht, kann man etwas mehr an-
sprechen, was durchaus notwendig und möglich wäre.  
 

Ich will einmal daran erinnern, dass wir im Jahr 2003 
- damals waren wir auch noch in der Opposition - den 
Entschluss gefasst haben, einen eigenen Hochschul-
gesetzentwurf einzubringen. Wir haben damit das Ziel 
verfolgt, die Rahmenbedingungen der Hochschulen ins-
gesamt zu verbessern, damit sich diese im nationalen 
und internationalen Wettbewerb besser behaupten kön-
nen. Damals haben wir uns auch die Mühe gemacht, 
das gesamte Gesetz von unnötigen Genehmigungsvor-
behalten zu befreien und geeignete Instrumente zur 
Qualitätssicherung vorzuschlagen. Wir wollten zudem 
Möglichkeiten eröffnen, dass sich die Hochschulen wirt-
schaftlich betätigen können. - Das wären Dinge gewe-
sen, die man möglicherweise hätte auch aufgreifen kön-
nen, vielleicht sogar aufgreifen müssen.  
 

Meine Damen und Herren! Liebe Kollegen von der PDS, 
zum Ausgleich der Einnahmenverluste in den Hochschu-
len fordern Sie in der Begründung zu dem Gesetzent-
wurf die Erhöhung der Landeszuschüsse für die Hoch-
schulen um 30 Millionen €. Das klingt wunderbar. Das ist 
aber, so denke ich, nur - bitte nicht schimpfen - eine 
Worthülse; denn ich sehe gegenwärtig für die von Ihnen 
geforderte Wiedereinstellung von Mitteln in Höhe von 
30 Millionen € für die Hochschulen, die diese sicherlich 
Gewinn bringend anlegen könnten und mit denen sie si-
cherlich auch manches Problem lösen könnten, keine 
realistische Gegenfinanzierung,  
 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS) 
 

- der Satz war noch nicht zu Ende - ohne anderen Poli-
tikfeldern über Gebühr Finanzmittel zu entziehen. 
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Meine Damen und Herren! Etwas mehr Realismus und 
auch etwas mehr Ehrlichkeit und nicht das Wecken fal-
scher und vor allen Dingen überhöhter Erwartungen soll-
ten aus meiner Sicht die Grundlage für die Politik bilden.  
 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 
 

Deshalb werden wir uns bei der Abstimmung über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung der Stimme enthal-
ten. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Frau Mittendorf. - Nun spricht für die FDP-
Fraktion Herr Professor Dr. Paqué. Bitte schön. 
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es ist in der Tat eine Wiederholung, die wir hier ma-
chen. Meine Vorrednerin Frau Mittendorf hat es schon 
angesprochen.  
 

Aber, lieber Herr Lange, ich war doch erstaunt darüber, 
dass Sie in Bezug auf den abenteuerlichsten Teil Ihrer 
Argumentation fast noch ein Stück weiter gegangen sind 
als damals, sofern ich mich an die damalige Debatte 
noch recht erinnere.  
 

Ich will am Anfang kurz bemerken, dass es mit sozialer 
Gerechtigkeit wirklich überhaupt nichts zu tun hat, wenn 
ein Seniorenstudium, das meist von Leuten absolviert 
wird, die bereits einen akademischen Abschluss haben 
und in der Regel in ihrer aktiven Zeit auch ein ordent-
liches Einkommen hatten, nicht einmal ein Stück weit 
selbst finanziert werden soll.  
 

Meine Damen und Herren! Es ist in der Tat so. Sprechen 
Sie mit Menschen, die dieses Angebot in Anspruch neh-
men, mit Senioren. Das sind Gott sei Dank eine ganze 
Menge. Das sind sehr stark steigende Zahlen. Sie wol-
len gar nicht, dass sie als massive Subventionsempfän-
ger in den Hörsälen sitzen. 
 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und von 
der Regierungsbank) 

 

Das wollen die gar nicht. Die wollen ihren Beitrag für den 
Service leisten, den sie in Anspruch nehmen. Daran soll-
ten wir sie auch nicht hindern.  
 

Meine Damen und Herren! Bezüglich der Position der 
FDP-Fraktion kann ich hier im Grunde nur das wieder-
holen, was in der damaligen Debatte schon deutlich aus-
gesprochen wurde. Wir als FDP-Fraktion sind grundsätz-
lich für die Möglichkeit der Einführung von Hochschul-
gebühren oder -entgelten oder -beiträgen, wie immer 
man sie auch nennen mag, und zwar im Rahmen der 
Autonomie der Hochschulen. Die Autonomie der Hoch-
schulen ist ein unglaublich wichtiges Gut, meine Damen 
und Herren. 
 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und von 
der Regierungsbank)  

 

Wenn wir derzeit in der Diskussion über so genannte Eli-
teuniversitäten erleben müssen, dass Mittel- und Ost-
deutschland, auch Sachsen-Anhalt, leer ausgegangen 
sind, dann hängt das letztlich damit zusammen, dass wir 
keine hinreichenden Möglichkeiten haben, auf der Ebe-
ne der Hochschulen wirklich entsprechende Freiräume 
zu schaffen, um in der Lehre und schließlich auch in der 

Forschung das Niveau und die Vernetzung zu erreichen, 
die bereits in anderen Regionen erreicht sind. Dafür 
müssen wir noch ein Stück Weges gehen. Dafür müssen 
wir auch die entsprechenden finanziellen Spielräume 
schaffen.  
 

Meine Damen und Herren! Das wird nur gehen, wenn 
Studiengebühren zur Verbesserung der Lehre für eine 
qualitativ hochwertige Lehre erhoben werden können, 
die dann auch die entsprechende Forschung auf höchs-
tem Niveau ermöglicht.  
 

Wir alle, die sich ein bisschen mit den Fragen beschäfti-
gen, wissen, wo die Unterschiede zwischen den ameri-
kanischen Spitzenuniversitäten und den deutschen Uni-
versitäten liegen. Diese liegen vor allem in der qualitativ 
hochwertigen Lehre, die zur Forschungsarbeit hinführt.  
 

Meine Damen und Herren! Das kostet Geld. Dabei ist 
der Beitrag durch Studiengebühren ein ganz wesent-
licher Aspekt. Der darf dann natürlich nicht in irgendeiner 
Form von den Finanzministern weggekürzt werden. Das 
sage ich ganz klar. Das habe ich damals auch gesagt. 
 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und von 
der Regierungsbank) 

 

Hier müssen auf der einen Seite Globalhaushalte ste-
hen. Auf der anderen Seite muss es die zusätzliche 
Möglichkeit geben, durch Studiengebühren die Lehre zu 
verbessern. 
 

Meine Damen und Herren! Es kommt noch ein weiterer 
Aspekt hinzu, dass wir in diese Richtung gehen müssen. 
Andere Länder tun es auch. Große Länder mit großer 
universitärer Tradition,  
 

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)  
 

wie Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen und 
Hessen, gehen diesen Weg. Die schaffen auch über ei-
ne Kredit- und Darlehensfinanzierung Möglichkeiten zur 
Finanzierung der Studiengebühren. Dafür gibt es ent-
sprechende Modelle. Die sind längst entwickelt.  
 

Das könnten auch wir in diesem Land machen. Dann 
hätten wir die entsprechenden Möglichkeiten, um eine 
qualitativ hochwertige Bildung und ein qualitativ hoch-
wertiges Wissenschaftsniveau in unserem Land sozial 
verträglich zu erreichen.  
 

Ich glaube, die Regierung - die große Koalition ist dies-
bezüglich leider noch zögerlich - wird irgendwann, mög-
licherweise dann zu spät, weil der qualitative Standort-
wettbewerb, auf den der Kultusminister zu Recht hinge-
wiesen hat, längst in aller Schärfe entbrannt ist, erken-
nen, dass das, was wir Liberalen gesagt haben und sa-
gen, richtig ist.  
 

Aber wir werden auch in der Diskussion im Ausschuss 
dafür argumentieren und dafür kämpfen, dass dieser 
Weg gegangen wird. - Herzlichen Dank, meine Damen 
und Herren.  
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Minister 
Herrn Prof. Dr. Olbertz)  

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Professor Paqué. Möchten Sie eine 
Frage von Frau Klein beantworten?  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP):  
 

Selbstverständlich.  
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Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Bitte, Frau Klein.  
 

(Herr Tullner, CDU: Aber nicht mehr Vermögen-
steuer!)  

 
 

Frau Dr. Klein (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Professor Paqué, ich kenne die Haltung und die 
Position der FDP zu Studiengebühren. Jetzt haben Sie 
hervorragend beschworen, dass wir sie einführen müss-
ten. Nun erreichen uns durch die Presse Mitteilungen, 
dass in den Ländern, in denen es Studiengebühren gibt 
bzw. in denen sie eingeführt werden sollen, ein Effekt 
eintritt, dass viele sagen: Dann studiere ich nicht, son-
dern mache eine Lehre;  
 

(Herr Tullner, CDU: Das ist eine Behauptung!)  
 

denn ich habe Angst, die Studiengebühr zahlen zu müs-
sen. - Das scheint inzwischen in erheblichen Größen-
ordnungen der Fall zu sein.  
 

Wie kann man dieses Problem lösen? Denn sonst pas-
siert genau das, dass diejenigen, die eigentlich studieren 
wollten, andere von Lehrstellen verdrängen, und wir da-
mit wieder auf die kommen, die das Studium eigentlich 
bezahlen, die Hauptschüler.  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Ich musste vorher eine 
Lehre machen; ich habe keinen Studienplatz ge-
kriegt zu DDR-Zeiten! - Unruhe)  

 

- Es geht jetzt um die Studiengebühren, um das Verhält-
nis von Studiengebühren und Lehre und nicht darum, ob 
Sie eine Lehre machen konnten oder mussten.  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Ein Stipendium habe 
ich auch nicht bekommen! - Unruhe) 

 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP):  
 

Und es hat ihm nicht geschadet. Das kann ich bestäti-
gen.  
 

Aber, liebe Frau Dr. Klein, um auf Ihre Frage einzu-
gehen. Erstens. Meldungen über irgendetwas sind noch 
kein Beleg für irgendeine tatsächlich stattfindende Ent-
wicklung. Daher halte ich mich viel lieber an das, was ich 
vor allem im internationalen Vergleich sehen kann.  
 

Im internationalen Vergleich sehe ich keineswegs, dass 
die Länder, die Studiengebühren, zum Teil sogar sehr 
hohe Studiengebühren erheben, niedrigere Absolventen-
zahlen und niedrigere Studentenzahlen haben.  
 

Es scheint sogar das Gegenteil der Fall zu sein, wenn 
man sich die angloamerikanische Welt ansieht, wo es 
von Neuseeland über Australien, Kanada bis zu den 
USA und Großbritannien Studiengebühren in sehr unter-
schiedlicher Höhe gibt. Dort sind die Zahlen höher als in 
Deutschland. Da muss man über Strukturreformen nach-
denken. Die Studiengebühren sind, wenn sie mit ent-
sprechenden Stipendienmöglichkeiten und Darlehens-
möglichkeiten gekoppelt sind, aus meiner Sicht über-
haupt kein Hindernis für die Aufnahme eines Studiums.  
 

Aber natürlich werden wir die Zahlen und die Verifikation 
oder Falsifikation von Meldungen, die Sie zitieren, sehr 
genau beobachten. Man muss das alles beobachten. 
Aber aus meiner Sicht gibt es da bisher aus der langjäh-
rigen Erfahrung anderer Länder überhaupt keine Evi-
denz.  

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Sind Sie bereit, noch eine Frage von Herrn Gallert zu 
beantworten?  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP):  
 

Selbstverständlich.  
 
 

Herr Gallert (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Paqué, da Sie gerade das Beispiel Großbritannien 
angeführt haben, frage ich Sie: Wissen Sie eigentlich, 
dass die politisch überaus erfolgreichen Liberalen in 
Großbritannien die entschiedensten Gegner von Stu-
diengebühren sind?  
 
 

Herr Prof. Dr. Paqué (FDP):  
 

Lieber Herr Gallert, ich müsste dafür in das Parteipro-
gramm der Liberalen in England schauen. Das habe ich 
in der letzten Zeit nicht getan. Aber es mag tatsächlich 
so sein, dass es auch im internationalen liberalen Lager 
gewisse Unterschiede gibt. 
 

(Zuruf von Herrn Gallert, Linkspartei.PDS)  
 

- Lieber Herr Gallert, es ist auch bei den Sozialisten ein 
denkbarer Vorgang,  
 

(Frau Bull, Linkspartei.PDS: Das ist wohl wahr!)  
 

dass in verschiedenen Ländern unterschiedliche Posi-
tionen vertreten werden.  
 

Aber ich möchte hinzufügen, dass die überwältigende 
Mehrheit der Liberalen in dieser Hinsicht für Studienbei-
träge ist, und zwar erstens aus Gründen der Qualität der 
Lehre und der Forschung und zweitens auch aus dem 
wichtigen Aspekt der sozialen Gerechtigkeit heraus; 
denn es kann nicht sein, dass diejenigen, die nicht stu-
diert haben, die als Arbeiter ihr Geld verdienen, diejeni-
gen durchfinanzieren, die im Laufe ihres Lebens mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit ein deutlich höheres Einkom-
men haben werden, und zwar gerade wegen ihrer Bil-
dung.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Paqué. - Nun spricht für die CDU-
Fraktion Herr Tullner.  
 
 

Herr Tullner (CDU):  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Heute vor 200 Jahren verfügte Napoleon, nachdem 
er einen Tag vorher in die Stadt Halle einmarschiert war, 
die Schließung der Universität Halle. Wenn wir schon in 
der historischen Perspektive verweilen, möchte ich am 
Rande erwähnen, dass heute vor 60 Jahren bei den ers-
ten Landtagswahlen nach dem Krieg die SED mit 45,8 % 
der Stimmen in Sachsen-Anhalt als damaligem Land die 
absolute Mehrheit - dank den Ergebnissen der LDP mit 
29,9 % und der CDU mit 21,1 % - verfehlte.  
 

(Zustimmung bei der FDP - Herr Prof. Dr. Paqué, 
FDP: Wir waren vor Ihnen!)  

 

Was will ich damit sagen?  
 

(Unruhe) 
 

Die Rahmenbedingungen von Hochschulpolitik sollten 
wir mit zwei Prämissen versehen:  



548 Landtag von Sachsen-Anhalt • Fünfte Wahlperiode • Plenarprotokoll 5/9 • 20.10.2006 
 

Erstens. Wir sollten unsere Entscheidungen selbst fällen 
und nicht darauf warten, dass uns jemand von außen 
Entscheidungen aufdrückt.  
 

Zweitens. Wir alle sollten gemeinsam verhindern, dass 
solche politischen Kräfte wieder das Sagen in diesem 
Lande bekommen; denn dann würde die Hochschulpoli-
tik den Weg gehen, den sie in den damaligen 40 Jahren 
gegangen ist, nämlich bergab, meine Damen und Her-
ren.  
 

(Zuruf von Herrn Gallert, Linkspartei.PDS)  
 

Doch zurück zum Thema. Wir haben heute über einen 
Gesetzentwurf zu beraten, der - das ist mehrfach gesagt 
worden - mit dem identisch ist, über den im Febru-
ar 2005 respektive im März 2005 im Plenum beraten 
worden ist. Dies, meine Damen und Herren, ist formal 
nicht zu beanstanden. Aber das - das will ich schon sa-
gen - offenbart eine Form der politischen Ideenlosigkeit, 
die in diesem Hause ihresgleichen sucht.  
 

(Zustimmung bei der CDU)  
 

Das ist aus meiner Sicht ein Verfall der politischen Sitten 
und - das will ich hinzufügen, Herr Gallert - das hätte es 
unter Petra Sitte nicht gegeben.  
 

(Herr Gallert, Linkspartei.PDS: Ach ja! - Weitere 
Zurufe von der Linkspartei.PDS)  

 

Deswegen werden wir uns bei der Abstimmung über die 
Überweisung der Stimme enthalten. 
 

Meine Damen und Herren! Der Worte zu diesem Thema 
sind wahrlich genug gewechselt. Wir müssen uns unse-
rer Standpunkte nicht immer vergewissern. Die Koali-
tionsfraktionen haben sich auf einen Modus verständigt. 
Dabei bleibt es und darüber müssen wir nicht diskutie-
ren. Im Übrigen kann ich auf die Plenarprotokolle über 
die Sitzungen im März und Mai 2005 verweisen.  
 

Die Entwicklung und die Diskussionen über die Hoch-
schulpolitik sind aber längst weiter gegangen. Das be-
trifft die Umsetzung der Föderalismusreform, die Dis-
kussion über die Eliteuniversitäten, die Frage der For-
schungsförderung usw. usf.  
 

Das sind die Themen der Zeit, das sind die Problem-
lagen, mit denen wir uns beschäftigen müssen. Hierzu 
werden wir in den nächsten Wochen auch parlamenta-
risch aktiv werden; denn es kann nicht sein, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, dass wir eine Föderalismusreform 
in Deutschland beschlossen haben, so schwierig sie 
auch manchmal zu bewerten ist, dann aber als Gesetz-
geber, als klar benannter Träger der Kompetenz auf die-
sem Politikfeld, dieses völlig ausblenden und stattdes-
sen Debatten über Themen führen, die bei uns nicht auf 
der Tagesordnung stehen.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Wenn Sie nun um den flüchtigen Erfolg buhlen, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen von der PDS, dann können 
Sie konsequenterweise auch dem Edellinken Lafontaine 
den roten Teppich ausrollen und ihn in Magdeburg 
freundlich begrüßen; denn er ist in dieser Beziehung völ-
lig Ihrer Meinung.  
 

Dann müssen wir uns nicht wundern, dass bei der Ver-
abschiedung des 260. Rektors der Martin-Luther-Univer-
sität in der letzten Woche zwar dem Senat, dem Minister 
und all seinen Mitarbeitern, der DGB-Hochschulgruppe, 
seinen Sekretären und seinem Fahrer für die gute Zu-
sammenarbeit etc. gedankt, das Parlament jedoch mit 

keinem Wort erwähnt wurde. Das sollten wir nicht unter 
dem Aspekt der gekränkten Eitelkeiten thematisieren; 
wir sollten uns aber doch fragen, warum im Fokus eines 
Rektors das Parlament keine Rolle mehr spielt und kei-
ner Erwähnung wert ist.  
 

Zu den beschriebenen Problemlagen gehört leider auch, 
dass wir zwar alle die Eliteförderung, die Forschungsför-
derung und die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Hochschulsystems im Blick haben,  
 

(Zuruf von Frau Weiß, CDU)  
 

aber die Kernkompetenz, die Ausbildung von Studenten 
etwas aus dem Blick verlieren. Nur so ist es zu erklären, 
dass bei der beschriebenen Veranstaltung zum Beispiel 
nach vielen Dankesworten an Honoratioren dann auch 
irgendwann der Statusgruppe der Studierenden ein 
Dank zuteil wurde. Ich denke, darüber sollten wir auch 
einmal diskutieren.  
 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das sind aus der Sicht 
der CDU-Fraktion die Themen der Zeit, mit denen wir 
uns als verantwortliche Parlamentarier auseinander set-
zen müssen. Dazu gehören die wiedergekäuten ideolo-
giegeleiteten Verbotsdebatten, wie Sie sie heute anzet-
teln, nicht.  
 

Thomas Mann hat in seinen Tagebüchern davon ge-
schrieben - ich zitiere -:  
 

„Sein Eigenes immer wieder zu lesen, strapaziert 
nicht bloß, sondern verdummt auch.“  

 

Ich füge hinzu: Das gilt auch für wiederholte Gesetzent-
würfe.  
 

Daher lassen Sie uns gemeinsam darauf hinwirken, 
dass unsere Hochschullandschaft sich weiterentwickeln 
kann und im nationalen und internationalen Wettbewerb 
in der ersten Liga mitspielen kann. Nur so können wir 
verhindern, dass externe Faktoren unsere Hochschul-
politik dauerhaft beeinflussen. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von Herrn Kos-
mehl, FDP)  

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Tullner. - Zum Abschluss spricht noch 
einmal Herr Lange. Bitte.  
 
 

Herr Lange (Linkspartei.PDS):  
 

Dass die Debatte notwendig ist, sieht man von Zeit zu 
Zeit. Auch ein Gesetzentwurf, der in nur ähnlicher Form 
schon einmal eingebracht wurde, kann dem dienen. Ich 
möchte zu dem Wiederholungsargument einen Satz sa-
gen. Frau Mittendorf hat das wirklich schön ausgeführt. 
Lesen Sie ihn noch einmal durch, Herr Tullner. Es ist 
nicht wirklich der gleiche. 
 

(Herr Tullner, CDU: Ein kleines bisschen anders!) 
 

Ich gehe davon aus, dass in einer neuen Legislaturperio-
de neuen Abgeordneten durchaus zugestanden werden 
sollte, noch einmal ähnliche Argumente vorzubringen. 
 

(Zuruf von Herrn Tullner, CDU) 
 

Es gibt auch woanders neue Abgeordnete. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Vielleicht gibt es auch neue Mehrheiten. - So viel zum 
Wiederholungsargument. 
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Dass es Langzeitstudierende gab, die nach der Einfüh-
rung der Studiengebühren zügig fertig geworden sind, 
lag vielleicht auch an der Motivation, die sie bereits vor-
her hatten. 
 

(Oh! bei der CDU) 
 

Man muss das alles ein bisschen relativieren. Aber dass 
es Langzeitstudierende gibt, die aufgrund ihrer sozialen 
Lage und aufgrund der Lage an den Hochschulen tat-
sächlich von diesen Langzeitstudiengebühren getroffen 
werden und nichts dafür können und auch nicht zügiger 
fertig werden können, weil ihnen die Situation das ein-
fach nicht ermöglicht, Herr Minister, müssen Sie einmal 
zur Kenntnis nehmen.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Schellenberger, CDU) 
 

Mit diesen Leuten müssen wir umgehen können. Dabei 
nützen uns keine komischen Regelungen, die im Gesetz 
nicht besonders gut ausgefertigt sind, nämlich dass es 
eine Möglichkeit gibt, soziale Belange in irgendeiner 
Weise zu berücksichtigen. Aber diese sind nicht ausrei-
chend 
 

(Herr Tullner, CDU: Vier Semester sind zwei Jahre!) 
 

und sie werden auch nicht ausreichend umgesetzt.  
 

(Zuruf von Herrn Dr. Schellenberger, CDU) 
 

Das ist so, Herr Tullner. Da müssen wir der Realität in 
die Augen blicken. 
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS) 
 

Herr Minister, wenn man den Hochschulen die Mittel 
kürzt und dann sagt, über Langzeitstudiengebühren habt 
ihr die Möglichkeit, Geld zusätzlich einzunehmen - - Ich 
möchte diesen Zirkelschluss lieber nicht weiterführen. 
 

(Minister Herr Prof. Dr. Olbertz: Ich habe den 
auch nicht getroffen!) 

 

- Letztlich ist es doch aber die Konsequenz Ihrer Politik. 
 

(Herr Tullner, CDU: Ach! Also!) 
 

Einen Satz zum Seniorenstudium. Es liegt tatsächlich 
daran, dass wir eine ganz andere Vorstellung haben, wie 
Hochschulen in unserer Gesellschaft aufgestellt sind. 
Wir sehen eben nicht, dass Hochschulen nur dazu da 
sind, ein Ausbildungsbetrieb zu sein. Wir sehen in den 
Hochschulen eine Bildungseinrichtung, die für alle Men-
schen zugänglich sein soll.  
 

Ich habe nichts dagegen: Wenn sich Senioren auch fi-
nanziell an dem Studium beteiligen wollen, dann sollen 
sie es können. Aber es soll nicht per Gesetz verpflich-
tend vorgeschrieben werden. Und das ist der Fall. Wir 
können das doch organisieren. Wir können das über 
Fördervereine organisieren. Von mir aus können auch 
Studierende, von mir aus von der CDU, gerne dort Geld 
einzahlen.  
 

(Lachen bei der CDU - Zuruf von Herrn Borg-
wardt, CDU) 

 

Damit habe ich kein Problem. Das können sie gerne 
freiwillig machen. Das Geld können wir ordentlich für die 
Lehre verwenden. Aber das sollte nicht verpflichtend 
gemacht werden. - Das zum Seniorenstudium. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Herr Lange, möchten Sie eine Frage von Frau Dr. Hüs-
kens beantworten? 

Herr Lange (Linkspartei.PDS): 
 

Ja, das können wir jetzt gleich machen. Ich bin sowieso 
ziemlich am Ende. 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Bitte, dann fragen Sie.  
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Sie haben gerade ausgeführt, dass Sie davon aus-
gehen, dass Senioren freiwillig für ihr Studium bezahlen. 
Habe ich das richtig verstanden? 
 
 

Herr Lange (Linkspartei.PDS): 
 

Nein, das waren die Ausführungen, die Herr Olbertz ge-
macht hat. Wenn das so zutrifft und Senioren das freiwil-
lig machen wollen, dann sollen sie es gern tun können. 
Damit habe ich kein Problem. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Aber wenn Sie im Gesetzt festlegen, dass es keinerlei 
Form von Gebühren gibt, dann verbieten Sie diese. Das 
heißt, Sie würden in diesem Fall auch dafür sorgen, 
dass es zu keiner Gebührenerhebung auf rechtlicher 
Grundlage mehr kommen kann.  
 
 

Herr Lange (Linkspartei.PDS): 
 

Wir müssen das doch nicht über eine Gebührenregelung 
machen. 
 

(Herr Tullner, CDU: Wie dann?) 
 

Frau Hüskens, Sie haben doch selber gute Ideen, was 
man über Stiftungen und Ähnliches erreichen kann. Es 
ist doch kein Problem, auch an dieser Stelle Beiträge 
leisten zu können, wenn man beispielsweise eine Stif-
tung oder einen Förderverein installiert und sagt, dort 
können Sie gerne, wenn Sie möchten, Geld einzahlen. 
Damit haben wir kein Problem. 
 

(Herr Stahlknecht, CDU: Das Stiftungskapital 
drucken Sie! - Herr Tullner, CDU: Damit fordern 
Sie es doch ein!) 

 

- Nein, ich habe es nicht eingefordert, Herr Tullner. Das 
ist der Unterschied. 
 

Ich möchte am Ende der Debatte sagen: Meine Damen 
und Herren! Ein gebührenfreies Studium kann auch ein 
Standortvorteil sein. Wir als Linkspartei gehen davon 
aus. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Lange. - Damit ist die Debatte abge-
schlossen.  
 

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf zur feder-
führenden Beratung in den Ausschuss für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur sowie zur Mitberatung in den Aus-
schuss für Finanzen zu überweisen. Wer stimmt diesem 
Antrag zu? - Wer stimmt dagegen? - Teile der CDU-
Fraktion. Wer enthält sich der Stimme? - Die SPD-Frak-
tion und weitere Teile der CDU-Fraktion. Die FDP-Frak-
tion hat der Überweisung ebenfalls zugestimmt. Damit 
ist die Überweisung beschlossen. Der Tagesordnungs-
punkt 4 ist beendet. 
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Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 18 auf: 
 
 
 

Beratung 
 

Sockelbetrag und Reisereichweiten in der Schüler-
beförderung 
 

Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS - Drs. 5/282 
 

Alternativantrag der Fraktionen der CDU und der SPD 
- Drs. 5/300 
 
 
 

Ich bitte zunächst Herrn Heft von der Linkspartei.PDS, 
diesen Antrag einzubringen. 
 
 

Herr Heft (Linkspartei.PDS): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Abgeordneten! Werte Gäste! Der vorliegende Antrag 
greift Probleme in der Schülerbeförderung in unserem 
Land auf, welche sowohl aufseiten der Schüler als auch 
aufseiten der Verkehrsunternehmen einer Lösung bedür-
fen. 
 

Sie wissen, dass im Land Sachsen-Anhalt die Schüler-
beförderung für Schüler entgeltfrei zur Verfügung gestellt 
wird. Kostenlos ist sie nicht. Dabei müssen die Interes-
sen aller Beteiligten berücksichtigt werden, wobei die In-
teressen der Schüler für uns Priorität genießen. Gerade 
in der Abwägung und Berücksichtigung der unterschied-
lichen Interessen der Beteiligten liegen jedoch die Pro-
bleme der Organisation und Gestaltung der Schüler-
beförderung im Land Sachsen-Anhalt.  
 

Meine Damen und Herren! Der Ihnen vorliegende Antrag 
greift diese Probleme auf und bietet Ihnen gleichzeitig 
eine ausgewogene Lösung an. Der vorliegende Alterna-
tivantrag der Koalition bietet dagegen keine Alternative 
an. Herr Borgwardt, an dieser Stelle darf ich Sie an die 
gestrige Debatte über Alternativanträge und an die Aus-
sage erinnern, dass Anträge der Koalition mitnichten ein 
Weichspülen der Anträge der Opposition sind. Ihr Alter-
nativantrag ist sogar mit Perwoll gewaschen. 
 

Lassen Sie mich die Situation kurz darstellen. Die Schü-
lerbeförderung stellen wir unentgeltlich zur Verfügung. 
Daraus resultieren für die Verkehrsunternehmen Einnah-
meausfälle. Diese sind den Verkehrsunternehmen auf 
der Basis des Personenbeförderungsgesetzes zu entgel-
ten. Die Berechnung der Ansprüche zur Erstattung die-
ser Einnahmeausfälle der Verkehrsunternehmen erfolgt 
ebenfalls nach Vorgaben des Personenbeförderungs-
gesetzes. Der Erstattungsanspruch der Verkehrsunter-
nehmen enthält mehrere Komponenten. Diese sind zum 
einen die geleisteten Personenkilometer und zum ande-
ren die durchschnittlichen verkehrsspezifischen Kosten. 
 

Genau diese verkehrsspezifischen Kosten sind jedoch 
eines der Probleme in der Schülerbeförderung im Land 
Sachsen-Anhalt. Die durchschnittlichen verkehrsspezifi-
schen Kosten sind von der Landesregierung per Verord-
nung festzulegen und haben den Kosten sparsam wirt-
schaftender und leistungsfähiger Verkehrsunternehmen 
zu entsprechen. - So weit das Gesetz. 
 

Im Land Sachsen-Anhalt wird diese Vorgabe des Bun-
desgesetzgebers, festgeschrieben im § 45a Abs. 2 des 
Personenbeförderungsgesetzes in der Fassung der Än-
derung vom August dieses Jahres, jedoch nicht erfüllt. 
Ich gehe noch nicht davon aus, dass diese Vorgaben 
des Bundesgesetzgebers vorsätzlich missachtet werden, 

gestatte mir jedoch den Hinweis, dass die oben ange-
führten Kostensätze im Land Sachsen-Anhalt auf Prei-
sen der Jahre 1992 und 1993 basieren.  
 

Es existieren unter anderem aus den Jahren 1998, 2000 
und 2003, veranlasst vom zuständigen Ministerium, 
mehrere bis heute diesem Hohen Haus nicht umfänglich 
bekannte Untersuchungen und Studien von Verkehrs-
unternehmen zu deren verkehrsspezifischen Kosten je 
Personenkilometer, getrennt für Straßen- und Schienen-
verkehre, welche zu demselben Ergebnis kommen.  
 

Meine Damen und Herren! Die heute den Verkehrsunter-
nehmen erstatteten durchschnittlichen verkehrsspezifi-
schen Kosten sind unangemessen niedrig und benach-
teiligen die Verkehrsunternehmen. 
 

Dies, meine Damen und Herren, sollte dringend korri-
giert werden. Das ist unstrittig, gab es doch in den letz-
ten 13 Jahren Preisentwicklungen, welche die Kosten-
entwicklung in demselben Zeitraum negativ beeinfluss-
ten. Darin stimmen Sie mir sicherlich zu.  
 

In demselben Zeitraum - ich denke, hierin werden Sie 
mir ebenso zustimmen - leisteten die Verkehrsunterneh-
men im Land Sachsen-Anhalt ihren Beitrag zur Gestal-
tung des öffentlichen Personennahverkehrs und gleich-
zeitig ihren Beitrag zur Reduzierung von Aufwendungen 
der öffentlichen Hand. Die Verkehrsunternehmen leisten 
diesen Aufwand noch heute, auch zum Nachteil ihrer 
Kunden. 
 

Es bleibt ein fader Beigeschmack, wenn diesen Ver-
kehrsunternehmen die Einnahmeausfälle aus der Schü-
lerbeförderung im Jahr 2006 zu Preisen der Jahre 1992 
und 1993 entgolten werden. - So weit zu der einen Inte-
ressenlage.  
 

Die andere Interessenlage, meine Damen und Herren, 
ist die aus der Sicht unserer Kinder, der Schüler, welche 
die für sie unentgeltliche Schülerbeförderung in An-
spruch nehmen.  
 

Meine Damen und Herren, Sie folgen sicherlich dem be-
kannten Grundsatz: Kurze Beine, kurze Wege. Dieser 
Grundsatz wird in der Schülerbeförderung des Landes 
Sachsen-Anhalt durch die Verkehrsunternehmen nicht in 
jedem Fall beachtet. Es gibt Verkehrsunternehmen, wel-
che diesen Grundsatz im Rahmen der gegebenen Mög-
lichkeiten nachahmenswert umsetzen. Andere wiederum 
- diese sind bekannt - generieren durch unnötig lange 
Reisezeiten der Schüler zusätzliche Einnahmen, um 
a) die öffentliche Hand auf deren ausschließliche Forde-
rung hin so weit wie möglich von Zuwendungen im 
ÖPNV zu entlasten bzw. b) um den öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Landkreis überhaupt noch aufrecht-
erhalten zu können.  
 

Dazu muss ich ehrlich sagen, meine Damen und Herren: 
Dafür habe ich Verständnis, akzeptieren kann ich diese 
Situation jedoch nicht. Es ist eine Situation - hierbei bitte 
ich um Unterstützung -, welche uns keinesfalls zufrieden 
stellen darf.  
 

Im Interesse der Kinder müssen die Schulwege und die 
Reisezeiten in der Schülerbeförderung so kurz wie nur 
irgend möglich gestaltet werden. Neben der Schulent-
wicklungsplanung der Landkreise und der kreisfreien 
Städte kann auch die Landesregierung ihren Beitrag zur 
Umsetzung dieses Anspruches leisten. Auch hierzu gibt 
uns der Bundesgesetzgeber das notwendige Werkzeug 
in die Hand. So gestattet es eben jenes schon zitierte 
Personenbeförderungsgesetz der Landesregierung, die 
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Erstattungen an die Verkehrsunternehmen an Bedingun-
gen zu knüpfen. 
 

Diese Auflagen können zum Beispiel Reisereichweiten 
bzw. Reisezeiten betreffen, welche an das Wohnort-
Schulort-Prinzip geknüpft werden. Ebenso können Be-
schränkungen der Gültigkeitstage auf Arbeitstage statt 
auf Werktage festgelegt werden; wie gesagt - insofern 
wiederhole ich mich -, alles auf dem Weg der Verord-
nung.  
 

Sofern Verkehrsunternehmen Leistungen in der Schüler-
beförderung jedoch am sechsten Werktag, also am Sonn-
abend, erbringen, sollen ihnen selbstverständlich auch 
die dadurch entstandenen Einnahmeausfälle erstattet 
werden. Da die zuständigen Behörden jedoch diese An-
träge sehr penibel prüfen, ist die Reduzierung der an-
spruchsberechtigten Tage von wesentlich geringerer Be-
deutung als die Erstattung von Leistungen im Jahr 2006 
auf der Basis von Preisen der Jahre 1992 und 1993.  
 

Es obliegt nach dem Willen des Bundesgesetzgebers 
der Landesregierung, per Verordnung sowohl für die 
Schüler als auch für die Verkehrsunternehmen attraktive 
Kriterien festzulegen. Genau dazu soll der Ihnen vorlie-
gende Antrag anregen. Ich bitte daher um Ihre geneigte 
Unterstützung. - Danke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Heft. - Nun erteile ich Herrn Minister 
Daehre das Wort, um für die Landesregierung zu spre-
chen. Bitte schön. 
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr: 
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zu dem Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS mit 
der Überschrift „Sockelbetrag und Reisereichweiten in 
der Schülerbeförderung“. Ich weiß nicht, inwieweit Sie 
sich bei der Antragstellung mit Ihrem ehemaligen Kolle-
gen Herrn Kasten kurzgeschlossen haben. Wenn Sie es 
nicht gemacht haben, dann würde ich Ihnen dringend 
empfehlen, das noch zu machen, damit auch sein Wis-
sen, das in den letzten 13 Jahren von ihm zu diesem 
Thema angesammelt worden ist, mit einfließt; denn er 
war in diesem Bereich immer jemand mit einer hohen 
Sachkenntnis. 
 

(Herr Borgwardt, CDU: Genau!)  
 

Dann würde auch klar sein, dass es kein Thema ist, das 
wir nicht schon bearbeitet haben. Deshalb ist es richtig 
und auch in diesem Fall gut so, dass wir uns mit diesem 
Thema in diesem Hohen Hause einmal beschäftigen; 
denn das ist alles nicht ganz einfach, weil es natürlich im 
Hinblick auf Wünsche einerseits und die fiskalische Seite 
andererseits und drittens in Bezug auf die geografische 
Situation in Sachsen-Anhalt als Flächenland viele Pro-
bleme zu lösen gibt. Deshalb ist es eine andere Situa-
tion, wenn ich in Halle darüber spreche, als wenn ich in 
der Altmark über dieses Thema rede. 
 

(Herr Borgwardt, CDU: Ja!) 
 

Wir müssen versuchen, diesem Spannungsfeld gerecht 
zu werden. 
 

Meine Damen und Herren! Die derzeitige Regelung des 
§ 45a weist gravierende Mängel auf. Das ist unstrittig. 

Darüber haben wir auch in der letzten Zeit mehrfach dis-
kutiert. Die Regelung stammt aus der Mitte der 70er-
Jahre. Das war gerade die Zeit der Erdölkrise in Europa, 
in der - im Westen Deutschlands jedenfalls - versucht 
wurde, mehr Menschen in die Züge zu bekommen. Wir 
in der DDR hatten ja genug Menschen in den Zügen. 
Das Benzin war ja bei uns auch knapp. 
 

Es kristallisierte sich mehr und mehr heraus, dass der 
Schüler in der Zukunft der Hauptkunde sein wird, was er 
auch in der Vergangenheit schon war. Um dennoch 
auch in der Region weiter ein ausreichendes Verkehrs-
angebot vorhalten zu können, ging es mit dieser Rege-
lung nicht nur darum, den Rabattierungsverlust aus-
zugleichen. Es ging auch darum, den Verkehrsunterneh-
men eine verlässliche Finanzierungsquelle zu garantie-
ren. Doch wie so oft zeigte sich auch hier: „Gut gemeint“ 
ist oft das Gegenteil von gut. 
 

Die Bestimmung wird seit langem völlig zu Recht kriti-
siert. Es wird eine Überkompensation vorgeworfen. Die-
ser Vorwurf ist nicht unberechtigt. Es hat schon Fälle 
gegeben, in denen die Unternehmen, die dieses kompli-
zierte Berechnungssystem auszunutzen verstanden, den 
vier- bis sechsfachen Betrag des Rabattierungsverlustes 
erhalten haben.  
 

Das leitet gleich zu dem nächsten Punkt über. Die Rege-
lung ist viel zu kompliziert. Kleine und mittlere Unterneh-
men haben nicht in dem Maße wie große Unternehmen 
die Personalressourcen, um die Erlöse über diese Be-
stimmungen zu optimieren. Einige Unternehmen haben 
bereits externe Büros damit beauftragt, für sie die Anträ-
ge zu stellen, weil sie selbst damit schlichtweg überfor-
dert sind.  
 

Die Regelung ist aber auch kompliziert für die Bewilli-
gungsstelle, denn der angesprochene maßgebliche Wert 
- die so genannte mittlere Reiseweite - ist immer wieder 
Streitpunkt zwischen Antragstellern und Bewilligungs-
behörde, sofern nicht von der Pauschalisierung Ge-
brauch gemacht wird, sondern die Reiseweite im Einzel-
nen nachgewiesen wird.  
 

Es ist gerade auch die mittlere Reiseweite, die dazu ani-
miert, diese üblichen Schleifenfahrten zu organisieren, 
die den Schülern nicht zumutbar sind und die jetzt vor 
dem Hintergrund der Schulschließungen noch weniger 
zumutbar sind, über die sich die Eltern ärgern und mit 
denen die Verkehrsunternehmen auch nicht zufrieden 
sind, weil sie natürlich wissen, dass diese Art der Ver-
kehre gerade für Wahlkunden nicht attraktiv ist. Somit 
standen die Verkehrsunternehmen bisher vor einem Di-
lemma. Machen sie es für die Wahlkunden attraktiv, so 
verkürzt sich die Reiseweite und sie verzichten auf Mittel 
nach § 45a.  
 

Deswegen war ich persönlich erleichtert, als im August 
dieses Jahres die Länderöffnungsklausel durchkam. Sie 
gestattet den Ländern - genau dort gehört auch die Re-
gelung hin -, eine eigene Regelung anstatt der bisheri-
gen Regelung nach § 45a zu schaffen.  
 

Wir wollen von dieser Öffnungsklausel ab dem 1. Janu-
ar 2008 Gebrauch machen, um das System mit der ge-
botenen Sorgfalt so umzustellen, dass die Nachteile der 
bisherigen Regelung vermieden und der unternehmeri-
schen Verkehrswirtschaft gerade angesichts der schwie-
rigen Rahmenbedingungen die notwendige Finanzie-
rungssicherheit gegeben wird. 
 

Dabei gehen unsere Überlegungen in folgende Richtun-
gen. Der Nachweis des tatsächlichen Rabattierungsver-
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lustes - dieser liegt in Sachsen-Anhalt zwischen 20 und 
30 % gegenüber dem nicht verbilligten Fahrschein - ist 
leicht zu erbringen. Diesen sollen zukünftig die Ver-
kehrsunternehmen von der Bewilligungsbehörde verlan-
gen. Tatsächlich liegen die gezahlten Beträge aber deut-
lich über diesem Rabattierungsverlust. So sind etwa im 
Jahr 2005  39 Millionen € ausgezahlt worden. Der Ra-
battierungsverlust lag bei ca. 15 Millionen €. 
 

Wir wissen, dass die Unternehmen dieses Geld brau-
chen. Deswegen soll der über den Rabattierungsverlust 
hinausgehende Betrag auch weiterhin in das ÖPNV-Sys-
tem eingespeist werden. Die Überlegungen gehen da-
hin, den Betrag des ÖPNV-Gesetzes entsprechend auf-
zustocken. Diese Beträge fließen dann also über die 
Aufgabenträger an die Verkehrsunternehmen. In dem 
Verhältnis Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen ist 
natürlich darauf zu achten, dass die Art und Weise der 
Zahlung keine beihilferechtlichen Probleme aufwirft.  
 

Nach der aus dem ÖPNV-Gesetz entwickelten Förder-
satzung für den Landkreis Wittenberg, die von der EU-
Kommission genehmigt worden ist, haben wir nun auch 
die Sicherheit, dass diese Art und Weise der Weiterlei-
tung der Mittel europarechtskonform ist.  
 

Ich möchte an dieser Stelle einfügen, dass dieses vom 
Landkreis Wittenberg entwickelte und von der EU Ge-
prüfte System inzwischen bundesweit Beachtung gefun-
den hat und dass sich viele Länder - fast die gesamte 
Bundesrepublik - jetzt dieser Gesetzgebung, die wir hier 
erarbeitet und für die wir die Zustimmung der EU haben, 
anschließen. Wir werden daher durchsetzen, dass zu-
künftig auch diese Mittel im Rahmen einer Fördersat-
zung von den Landkreisen an die Unternehmen weiter-
gereicht werden.  
 

Noch nicht abgeschlossen ist unsere Prüfung, auf wel-
che Weise wir den Unternehmen bis zum Auslaufen der 
Linienkonzession die notwendige finanzielle Sicherheit 
geben können.  
 

Meine Damen und Herren! Ich bin davon überzeugt, 
dass wir mit diesem Weg nicht nur die Nachteile der bis-
herigen Lösung vermeiden, sondern insgesamt zu einem 
deutlich attraktiveren Verkehrsangebot für die Schüler 
und gerade auch für die Wahlkunden kommen.  
 

Abschließend: In dem neuen Bördekreis, bestehend aus 
dem alten Bördekreis und dem jetzigen Ohrekreis, läuft 
ein vom Bund finanziertes Projekt, bei dem wir exempla-
risch für das Jahr 2007 erforschen wollen, wie sich das 
auswirkt, was ich eben hier vorgetragen habe.  
 

Meine Damen und Herren! Am Ende muss eines sicher 
sein: dass wir gemeinsam mit dem Kultusminister errei-
chen, dass die Schulwege nicht zu lang sind, dass ande-
rerseits aber die Wirtschaftlichkeit der Unternehmen ge-
sichert ist.  
 

Das wird die spannende Frage sein, auch vor dem Hin-
tergrund sicherlich zurückgehender Mittel. In diesem Be-
reich sprechen wir nicht von Kürzungen, jedenfalls bis 
jetzt nicht. Deshalb hoffe ich, dass wir auch für die Zu-
kunft einen attraktiven Schülerverkehr organisieren, aber 
eines auch sicherstellen werden, meine Damen und Her-
ren: Es kann nicht sein, dass auf den Parkflächen vor 
den Schulen mehr Autos sind und wir nicht spitz abrech-
nen. Darüber müssen wir uns auch verständigen. Wenn 
wir in Sachsen-Anhalt den Führerschein bei begleitetem 
Fahren mit 17 einführen, wird mit Sicherheit auch das 
eine oder andere Auto mehr an den Schulhöfen zu se-

hen sein. Das hören die Unternehmen nicht sehr gerne, 
das ist auch klar.  
 

(Zuruf von Herrn Kosmehl, FDP) 
 

- Ja, selbstverständlich. Der wird sich schon finden. 
- Aber ihr kriegt es doch, das begleitete Fahren. Dann 
setzt ihr einen daneben und der fährt auch mit. Das wäre 
doch schon ein Training.  
 

(Zustimmung von Herrn Schröder, CDU) 
 

Es gibt vielleicht auch Schüler, die das sehr lange ma-
chen, um das Abitur zu kriegen.  
 

(Heiterkeit bei der FDP) 
 

Aber, meine Damen und Herren, das Thema wird uns in 
den nächsten Wochen und Monaten begleiten.  
 

Ich bitte um Zustimmung zu dem Alternativantrag von 
CDU und SPD, weil wir damit die Möglichkeit haben, 
überall das, was jetzt in der Kürze der Zeit nicht darge-
legt werden konnte, im Ausschuss zu berichten. - Herz-
lichen Dank.  
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Minister Daehre. - Nun kommen wir 
zu den Beiträgen der Fraktionen. Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Wolpert.  
 
 

Herr Wolpert (FDP):  
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister Daehre, ich hoffe, 
dass wir mit der Einführung des Abiturs nach zwölf 
Schuljahren bei der Überwindung des Parkplatzpro-
blems der Schulen ein wenig geholfen haben, sodass 
auch begleitetes Fahren mit 17 das Problem nicht wirk-
lich aufwirft.  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Aber einen Spaß ver-
steht ihr noch?)  

 

- Ja, immer, immer.  
 

Der Antrag der PDS-Fraktion wirkt auf den ersten Blick 
etwas verwirrend, weil nicht deutlich zu erkennen ist, 
welches Ziel eigentlich verfolgt wird. Denn liest man den 
ersten Punkt, so könnte man glauben, das Interesse gäl-
te den Verkehrsunternehmen und deren Wohlergehen. 
Bei der Nr. 2 denkt man wieder, das sei nicht für die Ver-
kehrsunternehmen; es gehe eher mehr um die Transpa-
renz der Kosten. Dass man samstags nichts bezahlt, 
wenn nicht gefahren wird, ist eigentlich auch klar. Der 
dritte Punkt wiederum soll wohl eher den Interessen der 
Verkehrsunternehmen und der Schüler gelten.  
 

Liest man die Punkte und die Begründung im Kontext, 
kommt man zu dem Schluss, dass die Qualität der Schü-
lerbeförderung erhöht werden soll, indem den Verkehrs-
unternehmen die Gelder zur Verfügung gestellt werden, 
die eine direkte Streckenführung ermöglichen. So habe 
ich nun auch die Einführung verstanden.  
 

Nach einigem Nachdenken bin ich zu der Auffassung 
gekommen, dass das wahre Ziel dieses Antrags eigent-
lich ist, die Kassen der Kommunen als Träger des ÖPNV 
zu entlasten. Das mag zwar angesichts der Pläne der 
Landesregierung bezüglich der Mittelverteilung zuun-
gunsten der Kommunen ein richtiges Unterfangen sein; 
das bedarf aber nicht des Deckmantels der Qualitäts-
verbesserung bei der Schülerbeförderung.  
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Ich will Ihnen auch erklären, wie ich zu diesem Schluss 
gekommen bin. Richtig ist, dass die Kosten der Schüler-
beförderung gemäß § 45a des Personenbeförderungs-
gesetzes und nach Maßgabe der dazu erlassenen Aus-
gleichsverordnung über die so genannten Sollkosten 
ausgeglichen werden.  
 

Richtig ist übrigens auch, wie der Minister angemerkt 
hat, dass das ein bürokratisches Monster ist, das da ent-
standen ist.  
 

Die Sollkosten errechnen sich aus einer Kombination 
von beförderten Personen und gefahrenen Kilometern. 
Die tatsächlichen Kosten werden in regelmäßigen Ab-
ständen geprüft. Das hat die PDS vorgetragen. Richtig 
ist auch, dass es seit dem Jahr 1993 keine wirkliche Er-
höhung mehr gab.  
 

Würde man gemäß Punkt 1 des Antrages die gestiege-
nen Kosten in die Sollkosten einfließen lassen, wäre es 
allerdings nicht zwingend, dass die Verkehrsunterneh-
men damit mehr Geld zur Verfügung hätten. Bisher sind 
nämlich die nicht auskömmlichen Erstattungen dadurch 
ausgeglichen worden, dass die Träger des öffentlichen 
Personennahverkehrs diese Ausgleichszahlungen vor-
genommen haben.  
 

(Herr Steinecke, CDU: Richtig!) 
 

Die Mischfinanzierung ist zwar ursprünglich nicht vorge-
sehen gewesen, ist aber das, was tatsächlich stattfindet.  
 

Was würde denn nun passieren, wenn aus der Landes-
kasse mehr Geld in die Unternehmen fließen würde? 
Der Zuschussbedarf des Trägers würde sich verringern 
und die Kassen des Trägers - sprich: meistens die der 
Kreise - würden letztlich entlastet werden. Geld für eine 
bessere Streckenführung würde nicht übrig bleiben. Für 
die Unternehmen wäre es ein Nullsummenspiel, die 
Kommunen würden sich bedanken.  
 

Aber selbst wenn das Szenario nicht so verlaufen würde: 
Das Geld aus der Landeskasse würde mehr werden und 
würde direkt den Unternehmen zur Verfügung stehen.  
 

Der Punkt 2 macht diesen Vorteil wieder zunichte. Denn 
dass für Samstage dann nicht mehr bezahlt wird, was 
Teil einer - vielleicht nicht gewollten - Mischkalkulation 
war, aber tatsächlich so stattgefunden hat, würde diesen 
Vorteil wieder zunichte machen. Auch so wäre nicht 
mehr Geld da, und so würde dann auch die Forderung 
unter Nr. 3 nicht zur Erfüllung kommen, weil nicht ge-
nügend Geld da wäre, um kürzere Streckenführungen 
realisiseren zu können. Ein Überschuss, der zu einer 
Qualitätsverbesserung führen könnte, ist damit nicht zu 
erreichen.  
 

Aber selbst wenn das nicht stimmen würde, was ich hier 
vorgetragen habe, ist festzustellen, dass die Ausgestal-
tung des ÖPNV, insbesondere die Streckenführung, eine 
unternehmerische Entscheidung des Verkehrsunterneh-
mens bleibt und die Einflussmöglichkeiten des Landes 
beschränkt sind. Es ist also nicht gewährleistet, dass 
das Land in der Lage ist, mit einer Änderung der Soll-
kosten eine Änderung der Takte, Strecken oder gar 
Fahrzeiten im Schülerverkehr zu bestimmen, zumal der 
direkte Partner der Unternehmen nicht das Land ist.  
 

Es bleibt also zu vermerken, dass mit der Erhöhung al-
lenfalls eine Entlastung der Kommunen verbunden ist. 
Das Anliegen der PDS ist aber dennoch richtig und des-
halb müssen andere Wege der Finanzierung gefunden 
werden.  

Das jetzige System der Bezahlung der Leistungen setzt 
lediglich Anreize für die Unternehmen, mehr Geld zu ge-
nerieren. Das hat den Effekt, dass man über die Reise-
weite den Verlust an Schülern auszugleichen versucht, 
wie der Minister das auch schon dargestellt hat. So mag 
sich mancher wundern, dass trotz Schulschließungen 
und weniger Schülern die Kosten der Schülerbeförde-
rung nicht weniger geworden sind.  
 

Meine Damen und Herren! Es gilt, ein System zu instal-
lieren, das den Blick wieder hin zum Fahrgast wendet. In 
Brandenburg und in Niedersachsen, aber auch in Nord-
rhein-Westfalen arbeitet man mit Pauschalen, die den 
Kommunen oder den Unternehmen direkt zur Verfügung 
gestellt werden. In Brandenburg ist es so, dass die Ra-
battierung direkt zur Verfügung gestellt wird und der 
Rest des Ausgleiches, der mit Auflagen verbunden wird, 
den Kommunen zugute kommt,.  
 

Ich schlage vor, dass wir den Antrag der PDS oder mei-
netwegen auch den Alternativantrag in den Ausschuss 
nehmen und uns dort einen Erfahrungsbericht auch die-
ser anderen Länder einmal anhören, wie sie denn mit 
den Pauschalen fahren, um zu ermitteln, wie wir zu ei-
nem Systemwechsel kommen können. Denn in einem 
stimmen wir überein: Mittelpunkt des ÖPNV und der 
Schülerbeförderung muss der Fahrgast sein und nicht 
das Generieren von Geld für Unternehmen. - Danke 
schön.  
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Herrn 
Dr. Thiel, Linkspartei.PDS) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Vielen Dank, Herr Wolpert. - Für die SPD-Fraktion erteile 
ich nun Herrn Doege das Wort. Bitte schön.  
 
 

Herr Doege (SPD):  
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Da mir der Minister viele Dinge vorweggenommen 
hat, möchte ich an dieser Stelle bitten, meine Rede zu 
Protokoll geben zu dürfen.  
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU und bei 
der FDP) 

 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Das gestatte ich gern. Vielen Dank.  
 
 

(Zu Protokoll:)  
 

Herr Doege (SPD):  
 

Die Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen, aber 
auch effizienten Schülerbeförderung ist ein wichtiges An-
liegen der Koalitionsfraktionen.  
 

Der Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS greift die-
ses Thema auf. Wie so oft macht die Linkspartei.PDS 
aber den zweiten vor dem ersten Schritt. Sie beabsichti-
gen mit Ihrem Antrag eine gravierende Änderung der Fi-
nanzierungsmechanismen für den Schülerverkehr. Da-
mit unterstellen Sie, dass sich das bisherige Ausgleichs-
system nicht bewährt hat. Woher nehmen Sie diese Er-
kenntnis?  
 

Um es vorwegzunehmen: Die Koalitionsfraktionen teilen 
Ihre Sichtweise nicht. Nach unserer Auffassung hat sich 
das System grundsätzlich bewährt. Wir haben deshalb 
einen Alternativantrag eingebracht, der zunächst eine 
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Berichterstattung über den derzeitigen Stand der Schü-
lerbeförderung und die geplanten Aktivitäten zur Ver-
besserung der Schülerbeförderung zum Inhalt hat. Im 
Rahmen der Berichterstattung gilt es herauszuarbeiten, 
ob es tatsächlich einen Veränderungsbedarf gibt.  
 

Sollte hier ein Handlungsbedarf festgestellt werden, 
dann werden sich die Koalitionsfraktionen für eine Ände-
rung einsetzen. Der Nachweis für die Notwendigkeit der 
von Ihnen vorgeschlagenen Änderung im Finanzierungs-
mechanismus steht jedoch noch aus.  
 

Im § 8 Abs. 8 ÖPNVG ist geregelt, dass die Finanzie-
rungsmechanismen und Strukturen spätestens drei Jah-
re nach In-Kraft-Treten des Gesetzes durch die Landes-
regierung zu überprüfen und dem Landtag bis spätes-
tens zum 30. Juni 2008 schriftlich Bericht zu erstatten ist. 
Das bedeutet, dass die Landesregierung im Jahr 2007 
diese Evaluierung vornehmen muss.  
 

Der ÖPNV-Plan des Landes Sachsen-Anhalt gibt den 
Landkreisen und kreisfreien Städten als Schulträger und 
ÖPNV-Aufgabenträger Gestaltungsmöglichkeiten in die 
Hand, einen wirtschaftlichen und qualitativ hochwertigen 
Schüler- und Ausbildungsverkehr zu organisieren. Das 
Land sieht Möglichkeiten, unter anderem durch die Staf-
felung der Schulanfangszeiten eine Verbesserung des 
Schülerverkehrs zu erreichen.  
 

Mit der in § 9 ÖPNVG getroffenen Regelung soll der bis-
herige Anreiz für hohe durchschnittliche Reichweiten im 
Schülerverkehr aufgehoben werden. Die Aufgabenträger 
haben damit die Chance, ihre Angebote zu optimieren. 
Die nicht mehr an dem Ausgleichsmechanismus des 
§ 45a des Personenbeförderungsgesetzes orientierte 
Verkehrsplanung soll eine Verkürzung der Schulwege 
ermöglichen.  
 

Der ÖPNV-Plan empfiehlt den Landkreisen, in einer 
Schülerverkehrssatzung qualitative Standards für die 
Schülerbeförderung festzulegen und deren Anforderun-
gen und finanzielle Untersetzung in die Nahverkehrs-
pläne zu integrieren. Ein weiterer Aspekt ist die verstärk-
te Nutzung der Bahn, wenn es infolge der Umsetzung 
der Schulentwicklungsplanung zu Schulschließungen 
kommt. 
 

Ich wollte mit meinen Ausführungen darstellen, dass sich 
die Koalitionsfraktionen sehr ernsthaft mit dieser Thema-
tik beschäftigen, die Entwicklungen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der mittelfristigen Schulentwicklungs-
planung aufmerksam begleiten und, wenn nötig, steu-
ernd eingreifen.  
 

Nach Vorlage des Berichts der Landesregierung freue 
ich mich auf die vertiefte Diskussion in den Fachaus-
schüssen. - Ich bitte um Zustimmung zu dem Alternativ-
antrag von CDU und SPD.  
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher:  
 

Dann kommen wir jetzt zum Beitrag der CDU-Fraktion. 
Es spricht Herr Schröder.  
 
 

Herr Schröder (CDU):  
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe nichts zum Abgeben. Deswegen 
möchte ich doch die Gelegenheit nutzen, einige wenige 
Worte zu sagen.  
 

Vielleicht ganz deutlich vorweg: Die jetzige Regelung im 
§ 45a des Personenbeförderungsgesetzes wird zu Recht 

kritisiert. Sie weist gravierende Mängel auf und ist in der 
Umsetzung viel zu kompliziert, was insbesondere die 
kleinen Verkehrsunternehmen in Sachsen-Anhalt mitt-
lerweile schmerzlich spüren.  
 

Auch die wachsende Kritik der Schüler und Eltern ist be-
rechtigt. Schulstandorte schließen, Schuleinzugsberei-
che werden vergrößert, oftmals sind Busse überfüllt und 
zu all dem Übel kommen nun noch die langen Schul-
wege durch die so genannten Schleifenfahrten.  
 

Wir meinen deshalb - und ich spüre hierzu Konsens in 
diesem Haus -, dass der finanzielle Anreiz für hohe 
durchschnittliche Reiseweiten aufzuheben ist. Die tat-
sächlichen Rabattierungsverluste sind nicht nur leicht zu 
ermitteln, sie können auch, was verbilligte Fahrscheine 
betrifft, quantifiziert und ausgeglichen werden. Die dar-
über hinaus gezahlten Beträge, die jetzt anlaufen, kön-
nen zur Aufstockung der Zuweisungen an die Aufgaben-
träger im Rahmen des jetzigen ÖPNV-Gesetzes genutzt 
werden.  
 

Im aktuellen ÖPNV-Plan des Landes wird als Ersatz für 
die jetzige Regelung eine entsprechende Vereinbarung 
unter Einbeziehung der ÖPNV-Aufgabenträger vorge-
schlagen.  
 

Neben dieser Neuorganisation des Ausbildungsverkehrs 
im Rahmen von Pilotprojekten wurden auch im ÖPNV-
Plan des Landes eine Verlagerung von Schülerverkehr 
auf Bahnverbindungen - wohlgemerkt dort, wo es sinn-
voll ist - sowie eine verbesserte Staffelung von Schul-
anfangs- und -endzeiten als weitere Handlungsansätze 
für eine bessere Qualität des Schülerverkehrs vorge-
schlagen.  
 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der Fraktion der 
Linkspartei.PDS legt den Finger in eine Wunde. Es ist je-
doch eine Wunde, die bereits in Behandlung ist. Verwun-
dert hat uns nicht, dass die Linkspartei.PDS ein berech-
tigtes Thema aufgreift, verwundert hat uns, dass sie das 
quasi in einem luftleeren Raum und bei völliger Ignorie-
rung der Vorgaben des bereits existierenden ÖPNV-Pla-
nes macht.  
 

Deshalb begründet sich für uns unser Alternativantrag, 
für den ich um Zustimmung bitte und der eine umfassen-
de Diskussion in den Ausschüssen ermöglicht. Mit unse-
rem Alternativantrag verhalten wir uns völlig geschäfts-
ordnungskonform. Dieser, sehr geehrter Herr Heft, ist 
wahrlich nicht mit Perwoll gewaschen. - Herzlichen Dank. 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD) 
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Schröder. - Nun hat zum Schluss 
noch einmal Herr Heft das Wort, wenn Sie es denn 
möchten. Bitte schön. 
 
 

Herr Heft (Linkspartei.PDS): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Abgeordneten! Sehr gern nehme ich die Gelegenheit zur 
Erwiderung wahr. Lassen Sie mich zuerst auf einen 
Punkt eingehen.  
 

Meine Damen und Herren, Herr Minister Daehre, selbst-
verständlich kann es passieren, dass wir ein fiskalisches 
Problem bekommen. Dieses Problem bekommen wir 
aber losgelöst von unserem Antrag auch dann, wenn die 
Verkehrsunternehmen in diesem Land das von Ihnen im 
Jahr 2004 geänderte und im Jahr 2005 in Kraft getretene 
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ÖPNV-Gesetz in § 8, die Finanzierung betreffend, ernst 
nehmen.  
 

Dort geht es um die leistungsgerechte Bezahlung von 
Nahverkehrsleistungen. Diese tragen wir mit. Sie müs-
sen aber, wenn die Verkehrsunternehmen das tatsäch-
lich umsetzen, damit rechnen, dass wir mehr Geld be-
reitstellen müssen. Das ergibt sich aus der Logik dieses 
§ 8.  
 

Natürlich ist die jetzige Regelung viel zu kompliziert. Da-
zu bieten wir Ihnen die Zusammenarbeit an, Herr Minis-
ter Daehre. Nicht umsonst hat der Bundesgesetzgeber 
§ 45a im Sommer dieses Jahres novelliert. 
 

Dabei geht es uns, Herr Wolpert, im Kern nicht darum, 
die Kassen der Kommunen zu entlasten.  
 

(Zuruf von Herrn Wolpert, FDP) 
 

- Reden Sie bitte einmal mit Vertretern der Landkreise 
und schauen Sie sich deren Haushalte an. Dann werden 
Sie feststellen, dass viele Landkreise das Geld, das ih-
nen nach § 8 des ÖPNV-Gesetzes zusteht, ohne Kofi-
nanzierung an die Verkehrsunternehmen weitergeben.  
 

De facto entziehen sich die Landkreise bereits heute ih-
rer Pflichtaufgabe ÖPNV. Es gibt keine Kofinanzierung 
in den Kreisen mehr. Schauen Sie sich zum Beispiel den 
Haushalt des Landkreises Wittenberg an, der so gelobt 
wurde. Wir können dort nicht so viel Positives erkennen.  
 

Es ist eigentlich auch ein Unding, meine Damen und 
Herren, im Jahr 2006 Leistungen zu Preisen aus den 
Jahren 1992/93 zu bezahlen.  
 

Ein Wort noch zu der Streckenführung. Selbstverständ-
lich ist das zum Teil eine unternehmerische Entschei-
dung. Aber die Streckenführung wird im Rahmen der 
Aufstellung der Nahverkehrspläne bzw. im Rahmen der 
Schulentwicklungsplanung auch vom Aufgabenträger 
selbst mitbestimmt.  
 

Insofern, Herr Schröder, ist Ihr Alternativantrag, so wie 
er vorliegt, kein Alternativantrag, sondern es ist ein An-
trag unter dem Motto: Dann hätten wir das auch bespro-
chen; lassen Sie uns gern darüber reden. Ich frage Sie 
ganz deutlich: Ist dieser Weg das Ziel? - Für uns nicht. 
- Danke.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS)  
 
 

Vizepräsident Herr Dr. Fikentscher: 
 

Vielen Dank, Herr Heft. - Nur so viel zur Geschäftsord-
nung: Es ist natürlich ein Alternativantrag. Das ist schon 
korrekt. 
 

Meine Damen und Herren! Eine Überweisung ist nicht 
beantragt worden. Das wäre auch nicht sachgerecht. 
 

(Zurufe von der FDP) 
 

- Das war doch beantragt? - Dann stimmen wir zuerst 
über eine Überweisung des Antrages der Fraktion der 
Linkspartei.PDS in der Drs. 5/280 in den Ausschuss ab. 
Wer stimmt der Überweisung - der Alternativantrag wäre 
dann mit überwiesen - zu? - Das sind die Linkspar-
tei.PDS-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? - Damit ist die Überweisung abgelehnt worden.  
 

Wir stimmen jetzt über den Antrag selbst ab. Wer stimmt 
dem Antrag der Linkspartei.PDS-Fraktion zu? - Die 
Linkspartei.PDS stimmt zu. Wer stimmt dagegen? - Die 
Koalitionsfraktionen. Wer enthält sich der Stimme? - Die 
FDP-Fraktion. Damit ist dieser Antrag abgelehnt worden.  

Nun stimmen wir über den Alternativantrag der Fraktio-
nen der CDU und der SPD in der Drs. 5/300 ab. Wer 
stimmt zu? - Die Antragsteller und die FDP-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? - Die Linkspartei.PDS-Fraktion. 
Damit ist der Alternativantrag mehrheitlich so beschlos-
sen worden und der Tagesordnungspunkt 18 ist erledigt. 
 
 

Präsident Herr Steinecke: 
 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur letzten Etap-
pe. Wir hatten den Tagesordnungspunkt 20 bereits ges-
tern abgehandelt. Ich rufe jetzt den Tagesordnungs-
punkt 19 auf: 
 
 
 

Beratung  
 

Berichterstattung zur Stadtentwicklung und zum 
Stadtumbau Ost sowie zur Mieten- und Wohnungs-
entwicklung in Sachsen-Anhalt 
 

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD - Drs. 
5/283 
 
 
 

Einbringer ist der Abgeordnete Herr Schröder. Bitte 
schön, Herr Schröder, Sie haben das Wort.  
 
 

Herr Schröder (CDU): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ihnen liegt 
ein Antrag der Koalitionsfraktionen vor, in dem die Lan-
desregierung ersucht wird, im Ausschuss für Landesent-
wicklung und Verkehr zu der Stadtentwicklung und zum 
Stadtumbau Ost sowie zur Mieten- und Wohnungsent-
wicklung in Sachsen-Anhalt schriftlich Bericht zu erstat-
ten.  
 

Die Berichterstattung soll alle zwei Jahre jeweils im No-
vember für das vorherige und das vorvorherige Jahr er-
folgen. Abweichend davon soll die erstmalige Bericht-
erstattung für die Jahre 2004 und 2005 im ersten Quartal 
des kommenden Jahres vorgelegt werden.  
 

Die Berichterstattung soll nicht allgemein gehalten wer-
den. Der Antrag gibt ein Muster für die Struktur der Be-
richterstattung vor. Für den Bereich der Stadtentwick-
lung und den Stadtumbau Ost sind es vor allen Dingen 
die fortentwickelten Stadtentwicklungskonzepte, die För-
derung des Städtebaus und des Denkmalschutzes, die 
Berichterstattung über den Abbau des strukturellen 
Wohnungsleerstandes, die Altschuldenentlastungspro-
blematik, die Einbindung der Investitionsbank, ressort-
übergreifende Initiativen, die Sicherung der internationa-
len Bauausstellung sowie die Förderung des Woh-
nungsbestandes und die Anreize zur Wohneigentums-
förderung, die für uns im Ausschuss von besonderem In-
teresse sind.  
 

Die Struktur für den Berichtsteil über die Mieten- und 
Wohnungsentwicklung umfasst Informationen zum Woh-
nungsangebot, zur Wohnungsnachfrage, zur Wohnungs-
versorgung, zu den Mieten und zu den Kosten für Wohn-
geld und Unterkunft. Diese Punkte sind der Bericht-
erstattung, wie sie in den vergangenen Jahren stattge-
funden hat, entlehnt.  
 

Meine Damen und Herren! Stadtentwicklung und Stadt-
umbau Ost sowie die Mieten- und Wohnungsentwicklung 
stehen in einem unmittelbaren sachlichen Zusammen-
hang. Deswegen ist es auch aus unserer Sicht richtig 
und wichtig, diese Berichterstattung aneinander zu kop-
peln.  
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Das Schöne an diesem Antrag ist, dass wir das Berichts-
unwesen nicht ausweiten, sondern dass wir mit dem An-
trag drei Beschlüsse des Landtages, die eine umfassen-
de Berichterstattung der Landesregierung im Ausschuss 
zum Inhalt hatten, für erledigt erklären. Damit erhalten 
wir als Parlament eine klare Struktur hinsichtlich der In-
formationen, die in einem unmittelbaren sachlichen Zu-
sammenhang stehen.  
 

Ich bitte Sie deshalb recht herzlich um Ihre Zustimmung 
zu dem Antrag.  
 

(Zustimmung bei der CDU)  
 
 

Präsident Herr Steinecke: 
 

Herr Schröder, herzlichen Dank. - Minister Herr Daehre 
hat mir signalisiert, dass er gern zum Schluss reden 
würde. Das reizt dazu, die Debatte nachher wieder zu 
eröffnen. Aber wenn er das so möchte, werden wir das 
berücksichtigen.  
 

Im Ältestenrat ist eine Fünfminutendebatte vereinbart 
worden. Als erstem Debattenredner erteile ich Herrn 
Henke für die Linkspartei.PDS-Fraktion das Wort. Bitte 
schön, Herr Henke. 
 
 

Herr Henke (Linkspartei.PDS): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der vorlie-
gende Entwurf ist grundsätzlich gut, aber in mehreren 
Punkten unzureichend. Unsere Fraktion hatte bereits im 
Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr die Not-
wendigkeit zumindest einer jährlichen Zwischenbericht-
erstattung zu Einzelfragen erläutert. 
 

Bedenklich stimmt das von der CDU-Fraktion und dem 
Minister Herrn Dr. Daehre in Bezug auf einen unange-
messenen Arbeitsaufwand vorgebrachte Argument. Herr 
Minister, die Aufgabe der Opposition ist es nicht, Ihnen 
zu Annehmlichkeiten zu verhelfen.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS - Minister 
Herr Dr. Daehre: Das wäre einmal etwas Neues!) 

 

Seit dem letzten Beschluss zu dieser Sache ist die Si-
tuation verändert, die erkennbare Zukunft bei Mieten, 
Bauen und Wohnen droht eine dramatische Entwicklung 
zu nehmen. Insbesondere beim Wohnen droht sich die 
Spaltung unserer Gesellschaft in Arm und Reich künftig 
zu zeigen. Der Beschlussentwurf ist im Vergleich zum 
Vorgänger inhaltlich verbessert, aber genügt den Erfor-
dernissen nicht. 
 

Es geht unter anderem um folgende Punkte:  
 

Erstens. Inhaltlich fehlen dem Entwurfsmuster Angaben 
zur Wohnumfeldentwicklung und zur künftigen Betonung 
von Aufwertungsmaßnahmen.  
 

Zweitens. Die Berücksichtigung sozialer Entwicklungen 
bleibt unzureichend. Das ist gewiss kein Zufall und setzt 
sich gedanklich konsequent fort beim formulierten The-
ma des im Haushaltsplanentwurf 2007 vorgesehenen 
Gutachtens mit dem Titel „Wohnungsmarktbericht; Per-
spektiven der Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung 
unter Berücksichtigung der demografischen Entwicklung 
in Sachsen-Anhalt“, für dessen Erstellung Mittel in Höhe 
von 45 500 € veranschlagt worden sind. 
 

Herr Minister, wo bleibt hierbei die von Ihnen monierte 
Arbeitsbelastung, wenn solche zentralen Aufgaben Ihres 
Hauses als Dienstleistungen Außenstehender extern ver-
geben werden? 

Die Landesregierung unterstützt mit dieser Themenstel-
lung im Gutachten die Vermarktung des Wohnens als 
ehemals hohem sozialen Gut, vergießt aber gleichzeitig 
Krokodilstränen über die armen Armen. 
 

Demografie wird erwähnt, aber das Spannungsverhältnis 
von geforderter Mobilität der Arbeitnehmer, verstärkt 
durch aktuelle großkoalitionäre Verschärfungen im 
SGB II, sowie Abwanderung und Wohnungsnachfrage 
bleibt im Beschlussantrag merkwürdig dezent.  
 

Drittens. Der Antrag übersieht aktuelle Privatisierungs-
folgen. Punktuell wird sich in den nächsten Jahren eine 
gefährliche Entwicklung territorial ungleichmäßig be-
schleunigen. Geplante Börsengänge bereits privatisierter 
Wohnungsunternehmen versprechen Anlegern Renditen 
aufgrund eines momentan um - ich zitiere aus dem An-
legerprospekt - 9 % unter dem vergleichbaren Niveau 
liegenden Mietzinses.  
 

Nachdem die Bundesregierung auf eine entsprechende 
Anfrage der Linksfraktion hin mitteilt, dass sie keinen An-
lass sieht, gegen den Verkauf und allgemein die Über-
tragung von Immobilienkrediten gesetzgeberisch tätig zu 
werden, bleibt unser sonst so rühriger Bauminister auf-
fallend still. 
 

(Herr Gürth, CDU: Was für eine Fraktion?) 
 

Im Klartext: Angekündigte Privatisierungen, die schlep-
pende Unterstützung für kommunale Wohnungsgesell-
schaften und Wohnungsgenossenschaften durch die 
Landesregierung - ich erinnere an meine diesbezüg-
lichen Anfragen - sind in dem Antrag nur als Alibi ent-
halten. Handlungsaufforderungen sehen anders aus.  
 

Viertens. Beim Thema Kosten der Unterkunft nach 
SGB II sprechen viele Landkreise und kreisfreie Städte 
bereits von einer Subventionierung des Wohnens und 
der Versorgungsunternehmen. Das hätte bereits jetzt 
wettbewerbsstörende Ausmaße angenommen. Hierbei 
geht es leider auch nur um Finanzfragen und den Markt. 
Das berücksichtigt der Beschlussentwurf zwar dem 
Wortlaut, aber nicht dem Sinn nach. An dieser Stelle 
liegt ein erheblicher Mangel vor. 
 

Fünftens. Der Antrag enthält keine Unterstützung, wel-
cher Art auch immer, zum Beispiel für Modelllösungen 
wie jüngst in Köthen, wo die kommunale Wohnungs-
gesellschaft mit der örtlichen Genossenschaft eng zu-
sammenarbeiten wird. 
 

Zusammenfassend bleibt die Feststellung: Der von den 
Regierungsfraktionen vorgelegte Entwurf ist ein weiterer 
trauriger Beleg für die inakzeptable Politik der Landes-
regierung, die Städte und Gemeinden mit ihren Pro-
blemen - hier der Wohnungsfrage als künftig wieder ei-
nem sozialen Problem, das seit fast 20 Jahren erledigt 
schien - allein zu lassen.  
 

(Herr Gürth, CDU: Eine rhetorische Mottenkiste!) 
 

Der Antrag ist daher unvollständig und unsere Fraktion 
wird sich der Stimme enthalten.  
 

(Zustimmung bei der Linkspartei.PDS - Minister 
Herr Dr. Daehre: Oh! - Herr Gürth, CDU: Und das 
nach dem Vortrag! Ich dachte, Sie machen eine 
Bürgerwehr!) 

 
 

Präsident Herr Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Herr Henke. - Bevor ich Herrn Felke 
von der SPD-Fraktion das Wort gebe, begrüße ich Da-
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men und Herren aus Coesfeld in Nordrhein-Westfalen 
auf der Tribüne. Herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Herr Felke, Sie haben das Wort. Bitte schön.  
 
 

Herr Felke (SPD): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Herr Kollege Henke, ich hätte heute gern inhaltlich mit 
Ihnen debattiert - auch gern auf der Grundlage eines 
Änderungsantrages, der von der Fraktion der Linkspar-
tei.PDS ohne Weiteres hätte eingereicht werden können; 
aber es liegt nichts vor.  
 

(Minister Herr Dr. Daehre: Richtig!) 
 

Auch die Debatte, die wir im Ausschuss über das Thema 
geführt haben, steht in einem völligen Kontrast zu dem, 
was Sie heute hier gesagt haben.  
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU und von 
Minister Herrn Dr. Daehre) 

 

Insofern hat es mich überrascht, dass wir heute über-
haupt eine Debatte führen. Wie gesagt, nach dem, wor-
über im Ausschuss diskutiert worden ist, konnte man 
das nicht unmittelbar erwarten. 
 

Stadtumbau sowie Miet- und Wohnungsentwicklung wa-
ren in den zurückliegenden Jahren sowohl im Plenum 
als auch in den Ausschüssen sehr häufig ein Thema. So 
wird es auch bleiben. Gerade im letzen halben Jahr der 
vergangenen Wahlperiode gab es mehrfach Diskussio-
nen über die genannten Themen sowohl hier im Raum 
- auch wenn es nicht mehr zu einer Regierungserklärung 
kam - als auch zu den Berichten der Landesregierung im 
zuständigen Ausschuss.  
 

Wir müssen aber auch feststellen, dass die Beschlüsse, 
die hier einmal als Grundlage für die Berichterstattung 
gefasst worden sind, nicht mehr in allen Punkten aktuell 
sind oder sich zum Teil erledigt haben. Dagegen haben 
andere Aspekte an Bedeutung gewonnen und sollten 
deshalb auch aufgegriffen werden. Diesem neuen An-
satz wollen wir mit dem vorgelegten Antrag zur künftigen 
Berichterstattung Rechnung tragen.  
 

Was die Inhalte angeht, hatte ich nach der Diskussion im 
Ausschuss den Eindruck, dass wir in unseren Positionen 
gar nicht so weit auseinander liegen. Wie gesagt, ich 
kann nur feststellen, dass das einen eindeutigen Gegen-
satz zu Ihren Ausführungen darstellt, Herr Henke.  
 

Wir haben meiner Meinung nach eine gute Grundlage 
geschaffen, um uns umfassend über den Stand, aber 
auch den Trend in vielen wichtigen Punkten, etwa in 
Bezug auf die Stadtentwicklung, den Stadtumbau, das 
Wohnungsangebot, die Wohnungsnachfrage - wobei „be-
sondere Personengruppen“ für uns natürlich nicht gut 
verdienende Professoren oder Abgeordnete sind -, die 
Wohnungsversorgung, die Wohnungsmieten und auch in 
Bezug auf Wohngeld und die Entwicklung der Unter-
kunftskosten, unterrichten zu lassen.  
 

Strittig war im Ausschuss einzig und allein der Rhythmus 
der Berichterstattung. Die Linkspartei.PDS wollte zu dem 
Teil Stadtumbau eine jährliche Information. Dem muss 
man aber entgegenhalten, dass wir diesem Anliegen mit 
dem vorliegenden Antrag schon weit entgegenkommen.  
 

Der letzte Bericht erfolgte, wie erwähnt, Anfang dieses 
Jahres. Der nächste wird im ersten Quartal 2007 erfol-
gen. Schon jetzt ist klar, dass wir uns auch im Jahr 2008 

mit den Themen befassen werden. Alle Unterstellungen, 
dass wir damit dem Thema Stadtumbau nicht genügend 
Aufmerksamkeit widmen würden, kann ich nur zurück-
weisen.  
 

Im Übrigen hat auch der jüngste Verbandstag der Woh-
nungswirtschaft gezeigt, dass wir beim Stadtumbau im 
gemeinsamen Handeln von Bund, Land und Kommunen 
ein gutes Stück vorangekommen sind. 
 

(Zustimmung von Minister Herrn Dr. Daehre) 
 

Dabei bin ich weit davon entfernt zu sagen, dass wir 
nicht manches noch besser machen können und auch 
aktuelle Entwicklungen genau im Auge behalten und 
handeln müssen, genauso wie wir einen Koalitionsver-
trag erfüllen wollen. Ich denke, dass wir dabei auf dem 
richtigen Weg sind.  
 

Wir stellen mit einer großen Kraftanstrengung sicher, 
dass in diesem und im nächsten Jahr alle Bundesmittel 
für den Stadtumbau kofinanziert werden. Das trifft eben-
so auf die Städtebauförderung zu. Wir beteiligen uns 
wieder an dem Programm „Soziale Stadt“. Wir werden 
uns genau ansehen und uns dahin gehend einbringen, 
wie wir mit den neuen Möglichkeiten, die uns durch die 
Föderalismusreform eröffnet wurden, umgehen.  
 

Daneben steht es natürlich jedem frei, diese Themen je-
derzeit hier oder im Ausschuss zu behandeln. Auf diese 
inhaltliche Auseinandersetzung freue ich mich. - Ich dan-
ke Ihnen.  
 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 
 
 

Präsident Herr Steinecke: 
 

Ich bedanke mich bei dem Abgeordneten Herrn Felke. 
- Ich rufe den Beitrag der FDP auf. Herr Wolpert, Sie ha-
ben das Wort. Bitte schön. 
 
 

Herr Wolpert (FDP): 
 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident, ich bitte Sie, 
meinen Vortrag zu Protokoll geben zu dürfen. 
 

(Zustimmung bei der FDP und bei der CDU) 
 
 

Präsident Herr Steinecke: 
 

Das gestatte ich Ihnen. Der Beifall ist Ihnen sicher.  
 
 

(Zu Protokoll:)  
 

Herr Wolpert (FDP): 
 

In dem vorliegenden Antrag der Regierungskoalition 
geht es um die Verfahrensweise hinsichtlich einer vor-
zunehmenden Berichterstattung. Es handelt sich nicht 
- das sei nur der Vollständigkeit halber erwähnt - um die 
Frage, ob die Berichterstattung zur Stadtentwicklung und 
zum Stadtumbau Ost sowie zur Mieten- und Wohnungs-
entwicklung überhaupt stattfinden soll oder nicht. Inso-
weit gab es auch im Ausschuss für Wohnungswesen, 
Städtebau und Verkehr bzw. im Ausschuss für Landes-
entwicklung und Verkehr weder in der Vergangenheit 
noch gegenwärtig einen Dissens.  
 

Die Diskussion in der letzten Beratung im Ausschuss für 
Landesentwicklung und Verkehr hatte daher im Grunde 
genommen auch nur einen Schwerpunkt: Es wurde dis-
kutiert, ob angesichts des sicherlich unstreitig hohen 
Stellenwertes des Themas Stadtumbau die Landesregie-
rung jährlich oder alle zwei Jahre einen entsprechenden 



558 Landtag von Sachsen-Anhalt • Fünfte Wahlperiode • Plenarprotokoll 5/9 • 20.10.2006 
 

Bericht erstatten soll. Um es vorab zu sagen: Die FDP-
Fraktion ist auch mit einer zweijährigen Berichterstattung 
einverstanden und wird dem Antrag insoweit zustimmen. 
 

Allerdings behält sich die FDP-Fraktion vor, sich bei Be-
darf auch unabhängig von dem nun festzulegenden 
Zwei-Jahres-Rhythmus berichten zu lassen. Insoweit 
darf ich auch auf die Aussagen seitens der Vertreter der 
regierungstragenden Fraktionen verweisen. Danach wür-
de die Möglichkeit zur Befassung mit dem Thema Stadt-
umbau zu jedem beliebigen Zeitpunkt durch die Fest-
legung auf einen regelmäßigen Berichtszeitraum von 
zwei Jahren nicht ausgeschlossen.  
 

Sofern also Entwicklungen eintreten sollten, die ein Ab-
weichen von dem Zwei-Jahres-Rhythmus erforderlich 
machen, oder etwaige ungünstige Entwicklungen in eini-
gen Bereichen des Stadtumbaus eintreten sollten, ist ei-
ne frühere Berichterstattung angebracht. Insofern hat 
unserer Auffassung nach auch die Landesregierung eine 
Art Bringschuld. 
 

Die Themen Stadtentwicklung und Stadtumbau Ost blei-
ben Themen von hoher Bedeutung. Die Sicherung bzw. 
die Erhöhung der Attraktivität der hiesigen Städte und 
Gemeinden als Orte des Lebens und Arbeitens ist und 
bleibt ein wichtiges Ziel. Gerade vor dem Hintergrund 
der demografischen, aber auch der wirtschaftlichen Ent-
wicklung ist das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau 
Ost“ von hoher Bedeutung. Die Anpassung bzw. der Er-
halt der Städte als ein freundliches und attraktives Le-
bensumfeld für die Bürgerinnen und Bürger bleibt eine 
der wichtigsten Zukunftsaufgaben. 
 

An dieser hohen Bedeutung der Themen Stadtentwick-
lung und Stadtumbau Ost soll auch der veränderte Zeit-
raum zur Berichterstattung nichts ändern. Sofern die 
Verlängerung des Berichtszeitraums zu einer Reduzie-
rung von Verwaltungsaufwand führt und tatsächlich Kos-
ten spart, ist das nur zu begrüßen.  
 

In der Tat erfordert die notwendige Vorlage der Stadt-
entwicklungskonzepte durch die Städte einen gewissen 
Verwaltungsaufwand. Auch die Abfrage der Finanzie-
rungsmöglichkeiten der Städte zur Umsetzung der Stadt-
entwicklungskonzepte ist naturgemäß mit einem ent-
sprechenden Verwaltungsaufwand verbunden. Zu einer 
effektiven Verwaltung gehört zweifellos auch ein ver-
nünftiges Maß an Berichtspflichten.  
 

Sofern wir also heute den avisierten Zwei-Jahres-Rhyth-
mus beschließen sollten, sollten wir auch unsere Erwar-
tungshaltung an eine Reduzierung des Verwaltungsauf-
wands und die Einsparung von Kosten im Auge behalten 
und dieses im Ausschuss gegebenenfalls hinterfragen. 
 

Die Parlamentarier haben sich in der Vergangenheit 
häufiger mit den Themen Stadtentwicklung, Stadtumbau 
sowie Mieten- und Wohnungsentwicklung befasst. So 
war die Berichterstattung zum Stadtumbau im Februar 
dieses Jahres auf der Tagesordnung.  
 

Hinsichtlich der Berichterstattung zur Mieten- und Woh-
nungsentwicklung wurde im Jahr 2004 im Plenum ein-
stimmig beschlossen, den Zeitraum auf einen Zwei-
Jahres-Rhythmus auszudehnen. Hintergrund ist der Er-
fahrungswert, dass sich innerhalb eines Jahres nur ver-
gleichsweise geringe Veränderungen auf dem Mieten- 
und Wohnungsmarkt ergeben und sich daher innerhalb 
dieses Zeitraums auch kaum die Notwendigkeit für neue 
Schwerpunktsetzungen ergibt. 

Ich hatte es eingangs bereits erwähnt: Die FDP-Fraktion 
stimmt dem Antrag zu. Die aufgeführten Bereiche des 
Antrags bleiben wichtige Aufgaben des Landes. 
 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Dann gebe Herrn Schröder noch einmal das Wort.  
 

(Herr Schröder, CDU: Ich verzichte!) 
 

- Sie verzichten. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Herr Minister, dann sind Sie an der Reihe.  
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr: 
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich hatte eigentlich auch vor, meine Rede zu Proto-
koll zu geben.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

Jetzt muss ich vielleicht den einen oder anderen enttäu-
schen, weil ich der Meinung bin, dass einige Sätze ge-
sagt werden müssen.  
 

(Herr Dr. Thiel, Linkspartei.PDS: Das ist keine 
Enttäuschung!) 

 

Sehr verehrter Herr Kollege Henke, ich will Sie nicht 
daran erinnern, dass Sie einmal eine andere Funktion 
hatten. Wenn ich das, was Sie in dieser Funktion gesagt 
haben, und das, was Sie jetzt eineinhalb Jahre später 
gesagt haben, gegenüberstelle, dann muss ich feststel-
len: Sie haben die Kurve gekriegt. Das ist möglich. Das 
will ich Ihnen nicht zum Vorwurf machen.  
 

Sie haben zum Beispiel die Studie, zu der wir externen 
Sachverstand hinzuziehen wollen, angesprochen. Ich 
bin der Letzte, der behauptet, dass bei mir im Hause alle 
so weit in der Materie stehen, dass kein externer Sach-
verstand benötigt wird - vielleicht auch Ihren, darauf ha-
ben wir früher vielleicht auch gehört. Aber wenn ich das 
jetzt höre, muss ich mir das überlegen. 
 

(Heiterkeit bei der CDU) 
 

Meine Damen und Herren! Es kann nicht angehen - das 
kann man machen -, dass man sich hier hinstellt, kriti-
siert und - so hat es Herr Felke gesagt - keine alternati-
ven Vorschläge macht. Denn bisher hatten wir im Be-
reich des Stadtumbaus - daran möchte ich erinnern - 
weitestgehend einen Konsens, auch mit der Linkspar-
tei.PDS.  
 

Versuchen Sie nicht, diesen ideologisch zu spalten. 
Dann sind Sie auf der Verliererseite und die Bürger 
auch. Wir, die anderen Fraktionen, werden uns das nicht 
einreden lassen; denn der Stadtumbau ist so wichtig, 
dass er sich für parteipolitische Zänkeleien nicht eignet. 
Wir können in der Sache streiten, aber wir sollten am 
Ende nicht diese Diskussion führen. Das war der erste 
Punkt. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 
FDP) 

 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Herr Minister, der Abgeordnete Henke möchte eine Zwi-
schenfrage stellen. Sind Sie bereit, diese zu beantwor-
ten? 
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Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr:  
 

Das mache ich gern am Schluss.  
 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Zum Schluss. Bitte schön. 
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr: 
 

Zweitens. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass diese Koali-
tion und die vorhergehenden Regierungen die größten 
Anstrengungen unternommen haben, um nicht nur die 
Projekte umzusetzen, sondern auch die Mittel kozufinan-
zieren, damit alle Bundes- und Europamittel zu 100 % in 
Anspruch genommen werden können. Das ist eine riesi-
ge Kraftanstrengung, die wir unternehmen. Ich bitte, das 
zur Kenntnis zu nehmen und wenigstens zu erwähnen.  
 

(Beifall bei der CDU und von der Regierungs-
bank) 

 

Drittens. Wir haben Gäste auf der Zuschauertribüne sit-
zen. Wer heute durch das Land Sachsen-Anhalt, durch 
Ostdeutschland fährt, muss sich freuen, wenn er die 
Städte sieht und feststellt, wie sie sich verändert haben, 
und zwar zum Positiven, meine Damen und Herren.  
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU - Beifall bei der 
SPD und bei der FDP - Zustimmung von der Re-
gierungsbank) 

 

Mein Dank gilt allen Bundesregierungen seit 1990, allen 
Landesregierungen, weil es wichtig ist zu sagen, dass 
wir das - das mache ich Ihnen persönlich nicht zum 
Vorwurf, aber Ihrer Vorgängerpartei - im Jahr 1989 über-
nommen haben. Meine Damen und Herren, das muss 
auch einmal gesagt werden. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 
FDP - Zuruf von Frau Bull, Linkspartei.PDS) 

 

Ich weiß, dass Sie das nicht hören wollen. Trotzdem 
werden wir Sie immer daran erinnern,  
 

(Frau Dr. Klein, Linkspartei.PDS: Wenn Sie keine 
Argumente mehr haben!) 

 

wenn Sie nicht bereit sind, im Konzert dessen mitzu-
machen und - ich will die Probleme, die wir haben, die 
hohe Arbeitslosigkeit und viele andere Dinge mehr, gar 
nicht wegdiskutieren - die positiven Seiten zu erkennen.  
 

Lassen Sie uns in diesem Sinne über das Thema Stadt-
umbau und Stadtsanierung im Land Sachsen-Anhalt in 
den Ausschüssen diskutieren. Ich denke, wir sind auf ei-
nem sehr guten Weg. Dann schaffen wir es gemeinsam. 
- Das soll es von meiner Seite gewesen sein. Herzlichen 
Dank. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU - Beifall bei der 
SPD und bei der FDP) 

 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Herr Minister, Sie waren bereit, eine Frage des Abge-
ordneten Henke zu beantworten.  
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr: 
 

Ja.  

Präsident Herr Steinecke: 
 

Herr Henke, bitte schön. 
 
 

Herr Henke (Linkspartei.PDS):  
 

Herr Minister, ich bitte ausdrücklich darum, dass wir uns 
in diesem Saal aufmerksam zuhören.  
 

Erstens. Ich hätte mich sehr gefreut, wenn Sie zu meiner 
Verbandszeit wirklich auf die Argumente der Verbände 
gehört hätten. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

Zweitens. Ich frage Sie, an welcher fachlichen Stelle Sie 
etwas erkannt haben und ich irgendwo eine Wende voll-
zogen haben soll. Wendeerfahrung habe ich zumindest 
nicht.  
 

Drittens. Ich erkenne auch nicht, inwieweit es im Ver-
gleich zur Fraktion der Linkspartei.PDS im vorigen Land-
tag nun plötzlich eine Aufkündigung der Zusammen-
arbeit im Stadtumbau gibt. 
 

Viertens. Ich denke in meinen Ausführungen klar ge-
macht zu haben, dass der Antrag, der jetzt zur Be-
schlussfassung vorliegt, schon besser ist als seine Vor-
gänger. - Danke. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Herr Minister, bitte schön. 
 
 

Herr Dr. Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr:  
 

Sehr geehrter Herr Henke, es steht mir nicht an, das ei-
ne oder andere zu beurteilen. Fragen Sie die Verbände, 
was sie von meiner Person halten. Dann bekommen Sie 
die Antwort. Ich denke, das kann ich so im Raum stehen 
lassen.  
 

Ich denke, wir können uns - dafür danke ich allen - ins-
gesamt sehen lassen. Wenn Sie auf dem Verbandstag 
der Wohnungswirtschaft gewesen sind, dort zugehört 
und anschließend die Reaktionen gesehen haben, dann 
haben Sie gesehen: Ich bin bisher noch nie - ich war 
beim Verband der Bauindustrie, beim Mieterbund; ich 
gehe überall hin, meine Damen und Herren - mit Pfiffen 
verabschiedet worden, es war meist Beifall. - Herzlichen 
Dank. 
 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei der FDP 
- Zurufe von der Linkspartei.PDS) 

 
 

Präsident Herr Steinecke:  
 

Herzlichen Dank für Ihren Beitrag, Herr Minister. - Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Damit wäre die De-
batte wieder eröffnet. Wünscht noch jemand das Wort? 
Ich schaue in den Saal. - Das ist nicht der Fall. Dann 
sind wir am Ende der Debatte angelangt.  
 

Wir kommen zum Abstimmungsverfahren. Eine Überwei-
sung ist nicht vorgesehen; es geht um die Abstimmung 
über die Drs. 5/283 als solche. Wer zustimmt, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. - Zustimmung bei der Koali-
tion und der FDP. Wer stimmt dagegen? - Niemand. Wer 
enthält sich der Stimme? - Stimmenthaltungen bei der 
Linkspartei.PDS. Der Antrag ist angenommen worden. 
Damit ist der Tagesordnungspunkt 19 beendet.  
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind damit 
am Ende der 9. Sitzung des Landtages angelangt. Ich 
berufe den Landtag zu seiner nächsten Sitzungsperiode 
am 16. und 17. November 2006 ein. Ich erinnere daran, 
dass wir am 16. November 2006 eine etwas andere Ver-
anstaltung haben werden. Wir wollen an 60 Jahre Sach-

sen-Anhalt erinnern. Dazu bekommen Sie aber noch 
entsprechende Informationen.  
 

Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende. Die Sit-
zung ist geschlossen.  
 

Schluss der Sitzung: 13.56 Uhr. 
 
 


